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Heinrich Kreft

Ökonomische und politische Kooperation in
Lateinamerika: Der Andenpakt

I. Kooperationsformen in Lateinamerika und der Karibik

Bemühungen um eine Integration Lateinamerikas
sind so alt wie die Unabhängigkeit dieses Subkon-
tinents. Die Forderung nach Einheit Südamerikas
wurde vom großen Befreier Simon Bolivar bereits
in seinem berühmten Brief von Jamaica vom
6. September 1816 aufgestellt. Acht Jahre später
erhielt dieses Projekt eine gewisse politische Ak-
tualität durch eine Zirkularnote des Befreiers an die
Regierungen Kolumbiens. Mexikos, Zentralameri-
kas, Argentiniens, Chiles und Brasiliens vom
7. Dezember 1824, d. h. zwei Tage vor dem endgül-
tigen Sieg der Unabhängigkeitstruppen bei Aya-
cucho. Aber die große Konföderation der latein-
amerikanischen Staaten erhielt in Gestalt des Kon-
gresses von Panama im Jahre 1826 nur für kurze
Zeit eine institutionelle Gestalt. Bis ins 20. Jahr-
hundert hinein blieb die Vision auf intellektuelle
Zirkel beschränkt, sieht man von Bemühungen
z. B. auf dem Gebiet der Rechtsangleichung ab. Es
dauerte de facto bis Mitte der fünfziger Jahre dieses
Jahrhunderts, bis der alte Traum Simon Bolivars
durch den Druck der ökonomischen Realitäten wie-
der aufgenommen wurde.
Nach dem Koreakrieg (1950—1953), der Latein-
amerika nochmals einen kleinen Wirtschaftsboom
gebracht hatte, geriet der Subkontinent endgültig in
die wirtschaftliche Krise. Diese wurde von den mei-
sten Ökonomen dahingehend gedeutet, daß sich
das seit der Weltwirtschaftskrise von 1930 verfolgte
Modell der importsubstituierenden Industrialisie-
rung unter anderem wegen der Enge der nationalen
Märkte erschöpft hatte.
Unter der Meinungsführerschaft der CEPAL1)
wurde die Verstärkung des intraregionalen Handels
empfohlen, wozu in der Gesamtregion eine Frei-
handelszone verwirklicht werden sollte. Nur durch
kollektiven Protektionismus, der auf einer regional
abgestimmten Importsubstitution basierte, glaubte
man die Wachstumsdynamik wiederherstellen zu

können. Man hoffte auf neue Industrialisierungs-
möglichkeiten und eine höhere Kapazitätsausla-
stung bei zunehmender innerregionaler Arbeitstei-
lung. In der Folge dieser Überlegungen kam es 1960
in Uruguay zur Unterzeichnung des Vertrages von
Montevideo durch sieben Staaten, der die Latein-
amerikanische Freihandelszone (ALALC) errich-
tete (vgl. Tabelle 1). Das Modell der ALALC
konnte jedoch seine Anfangsschwächen zu keiner
Zeit überwinden. Die Mitgliedsländer hielten sich
nicht an die eingegangenen Verpflichtungen: Beim
Zollabbau, der Einhaltung bestimmter Fristen und
der jeweiligen nationalen Wirtschaftspolitik, die
nicht auf die Interessen der Gemeinschaft abge-
stimmt wurden, gab es von Anfang an Konflikte,
die mangels Kompromißbereitschaft der nationalen
Akteure nicht gelöst werden konnten. Während die
großen, leistungsstärkeren Länder in der ALALC
ein rein handelspolitisches Instrument sahen (von
dem sie am meisten profitierten), waren die kleinen
Länder bestrebt, aus der Gemeinschaft ein Instru-
ment der Entwicklungsförderung zu machen. Im
Kompromiß von Punta del Este (1967) einigte man
sich darauf, ALALC (seit August 1980 als ALADI
bezeichnet) als System zur Förderung des regiona-
len Handels zu erhalten, aber gleichzeitig innerhalb
des Systems subregionale Integrations- und Koope-
rationsabkommen zuzulassen, in denen das Ent-
wicklungsziel stärker im Vordergrund stand.
Folge des Kompromisses von Punta del Este war die
Gründung zahlreicher regionaler Kooperationsab-
kommen. Am 26. Mai 1969 wurde der Vertrag von
Cartagena unterzeichnet, der den Andenpakt ins
Leben rief. Zum gleichen Zeitpunkt schlossen Ar-
gentinien, Bolivien, Brasilien, Paraguay und Uru-
guay den La Plata-Becken-Vertrag, der allerdings
weitgehend nur den Rahmen für bi- und multilate-
rale Vereinbarungen zwischen Nachbarländern zur
Durchführung von Infrastrukturprojekten (vor al-
lem Staudämme zur Elektrizitätsgewinnung) ab-
gab. Kaum erfolgreich für den lateinamerikani-
schen Integrationsprozeß war der Abschluß des
Amazonasvertrages von 1978, der die Förderung
einer harmonischen Entwicklung des Amazonas-
einzugsgebietes unter Beachtung des Umwelt-
schutzaspektes zum Ziel hatte.





Größere Bedeutung hingegen erlangte das 1975 ins
Leben gerufene umfassendste Integrationssystem
der Region, das Lateinamerikanische Wirtschafts-
system (SELA). SELA hat eine doppelte Zielset-
zung. Neben der Förderung der regionalen Zusam-
menarbeit ist sie als Koordinationsorgan lateiname-
rikanischer Interessen konzipiert. Im Gegensatz zur
OAS sind die USA nicht Mitglied dieses Zusam-
menschlusses, wohl aber Kuba. Neben dem Latein-
amerikanischen Rat, dem obersten Beratungs- und
Entscheidungsorgan, dem alle Mitglieder angehö-
ren, existiert ein Ständiges Sekretariat als Exeku-
tivorgan des Rates und daneben ad hoc gebildete
Komitees für die Zusammenarbeit auf bestimmten
Problemgebieten.

SELA wurde insbesondere in der Entstehungs-
phase als potentieller Organisationskern für eine
regionale „collective self-reliance" (das Verlassen
auf die eigenen Kräfte) angesehen und damit — wie
sich bald herausstellte — weit überschätzt. Auch in
Zentralamerika und der Karibik kam es zu ver-
schiedenen Integrationsversuchen. Die älteste und

erfolgreichste Initiative war der Zentralamerikani-
sche Gemeinsame Markt (MCCA), der im Jahre
1960 durch El Salvador, Guatemala, Honduras,
Costa Rica und Nicaragua gegründet wurde. Der
MCCA konnte in den ersten Jahren seines Beste-
hens auf eine spektakuläre Handelsausweitung ver-
weisen. Es war zu diesem Zeitpunkt das erfolg-
reichste Experiment einer regionalen Wirtschafts-
integration in der Dritten Welt. Die Handelslibera-
lisierung führte zu einem starken Zustrom auslän-
discher Direktinvestitionen, die in hohem Maße die
Entwicklung der verarbeitenden Industrie dieser
kleinen, wirtschaftlich wenig diversifizierten Län-
der bestimmten. Ab Mitte der sechziger Jahre ver-
lor die Gemeinschaft zunehmend an Dynamik.
Zahlungsbilanzprobleme einzelner Mitgliedsländer
sowie die ungleiche Verteilung der Integrationsge-
winne führten in steigendem Maße zu Verteilungs-
konflikten. Zudem wurde die Abhängigkeit von
außenwirtschaftlichen Faktoren überdeutlich. Ein
militärischer Konflikt zwischen El Salvador und
Honduras im Jahre 1969 („Fußballkrieg“), worauf
letzteres den MCCA verließ, bedeutete schließlich



das faktische Ende der Integrationsinitiative. Erst
heute — im Jahre 1990 — zeichnen sich Lösungen
für die zentralamerikanischen Konflikte ab. die für
die Zukunft eine Wiederbelebung des Integrations-
prozesses möglich erscheinen lassen2).

Auch in der Karibik gab es verschiedene Integra-
tionsversuche. Ende 1965 gründeten ehemalige bri-
tische Inselkleinstaaten die „Caribbean Free Trade
Area“ (CARIFTA), die 1974 offiziell in die ein Jahr
zuvor gegründete „Caribbean Community (and
Common Market)“ (CARICOM) aufging. Vorran-
gige Ziele der Gemeinschaft waren von Anfang an
die Sicherung der wirtschaftlichen Überlebensfä-
higkeit sowie der politischen Autonomie der Mit-
gliedstaaten. Aufgrund der soziogeographischen
Voraussetzungen der Region sind die Möglichkei-
ten für eine wirtschaftliche Integration kaum gege-
ben. Die Region (zwischen Guayana, dem östlichen
Nachbarn Venezuelas, und Belize, das an Mexiko
grenzt) ist geographisch weit zersplittert und hat
nur eine Gesamtbevölkerung von etwa sechs Millio-
nen Einwohnern, die zudem sehr ungleichmäßig in
der Region verteilt ist. Bei weitgehend gleicher
Ressourcenausstattung und Produktion sind Spe-
zialisierungsmöglichkeiten nur beschränkt vorhan-

den. CARICOM zählt derzeit 13 Mitgliedstaaten,
doch der Gemeinschaft gelang es nicht, aus der per-
manenten Krise, in der sie seit ihrer Gründung
steckt, herauszufinden. Der Anteil des intraregio-
nalen Handels ging in den achtziger Jahren sogar
auf knapp zehn Prozent des Gesamthandels der
Region zurück3).

Die große Zahl der Integrationsansätze in Latein-
amerika und der Karibik kann nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß die wirtschaftliche Integration
und Kooperation nur begrenzte Erfolge aufweisen
kann, was zum großen Teil an den nationalen Struk-
turen und Interessen liegt, die insbesondere für die
großen Länder bis heute maßgebend geblieben
sind.

Das Scheitern des von der CEPAL vehement ver-
tretenen kontinentalen Integrationsansatzes in den
sechziger Jahren hat die wirtschaftlich schwächeren
Länder der Region sehr bald zu eigenen Integra-
tionsversuchen animiert. Die älteste und bedeu-
tendste Initiative in diesem Zusammenhang war,
neben dem Zentralamerikanischen Gemeinsamen
Markt, der Zusammenschluß der wirtschaftlich zu-
rückgebliebenen Staaten des Andenraumes.

II. Der Andenpakt

1. Entstehungsgeschichte

Die Ursache für die Entstehung des Andenpaktes
liegt zu einem großen Teil in dem Scheitern der
CEPAL, aus der ALALC ein Förderungsinstru-
ment für die Industrialisierung und Entwicklung
Lateinamerikas zu machen. Das ursprüngliche Inte-
grationskonzept der CEPAL sah u. a. eine gemein-
same Industrieplanung vor, bei der allerdings die
großen Entwicklungsunterschiede zwischen den
verschiedenen Ländern berücksichtigt werden soll-
ten.

Die Verwirklichung dieses Konzepts scheiterte an
den nationalen Interessen Brasiliens. Argentiniens
und Mexikos. Als sich schließlich die Erwartungen
der kleinen Länder nicht erfüllten und sich auch
noch herausstellte, daß die drei großen Länder den

überwiegenden Nutzen aus der Freihandelszone zo-
gen, war der Weg frei für die Gründung des Anden-
paktes, die bereits seit 1954 diskutiert wurde. Die
Präsidenten Frei (Chile) und Lleras (Kolumbien)
hatten 1954 eine Resolution entworfen, der die
Möglichkeit subregionaler Kooperation innerhalb
von ALALC vorsah. In der Erklärung von Bogota
im Jahre 1966 wurden die Prinzipien festgelegt, die
schließlich in die Übereinkunft von Cartagena ein-
gingen. Gemeinsam erzielten die Andenstaaten
dann 1967 auf dem Gipfeltreffen der amerikani-
schen Präsidenten in Punta del Este (Uruguay) die
Zustimmung der ALALC zur Gründung subregio-
naler Gemeinschaften. Die zu diesem Zeitpunkt
bereits einberufene Arbeitskommission zur Vorbe-
reitung des Vertragstextes hatte jedoch noch große
Schwierigkeiten zu überwinden.

a) Die Ausgangssituation der Mitgliedstaaten
Der allgemeine Entwicklungsstand der Andenlän-
der war Mitte der sechziger Jahre im Vergleich zu 
Argentinien oder Mexiko sehr gering. Lediglich





Chile und Venezuela stellten eine Ausnahme dar,
wobei letzteres wegen steigender Erdöleinnahmen
ein jährliches Pro-Kopf-Einkommen von etwa
1 000 Dollar erzielte, der Entwicklungsstand seiner
Industrie aber kaum den der Partnerländer über-
ragte.
Hauptschwerpunkt der Wirtschaftsaktivitäten der
Andenländer war bis dahin der Bergbau. Der Ex-
port bestand fast ausschließlich aus Rohstoffen, so
daß der Handelsaustausch zwischen den Andenlän-
dern kaum entwickelt war. Die Industrieproduk-
tion war gemäß der Entwicklungsstrategie der im-
portsubstituierenden Industrialisierung nur auf die
Herstellung von Konsumgütern für den Eigenbe-
darf ausgerichtet und die dabei errichteten Schutz-
zölle hatten die Industrie technologisch schnell ver-
alten lassen.

Noch weiter zurückgeblieben war die Entwicklung
auf dem Agrarsektor. Der Großgrundbesitz blieb
trotz vereinzelter Landreformen ein großes Hinder-
nis für die Entwicklung auf dem Lande. (Nur in
Peru und Bolivien konnten erfolgreich Landrefor-
men durchgeführt werden; in Chile wurden die Re-
formen von 1967—1973 unter der Militärdiktatur
Pinochets weitgehend rückgängig gemacht.) Die
Probleme der ungleichen Verteilung des Bodens,
des Bevölkerungsdrucks (Geburtenhäufigkeit,
Landflucht) und der allgemeinen Beschäftigungs-
und Lebensverhältnisse hatten sich ständig ver-
schärft.

Neben den wirtschaftlichen Problemen waren alle
Länder gekennzeichnet durch teilweise schwere so-
ziale (und ethnische) Konflikte. Große Teile der
Bevölkerung lebten in absoluter Armut am Rande

'der Gesellschaft. Die offene Arbeitslosigkeit betrug
etwa zehn Prozent, die Unterbeschäftigung stieg
auf bis zu 40 Prozent, je nach Land. Unter diesen
Bedingungen entstanden in den sechziger Jahren in
verschiedenen Ländern der Region revolutionäre
Bewegungen und Guerillaaktivitäten. Hinzu ka-
men noch große naturräumliche Schwierigkeiten.
Die Andenländer stellen insgesamt geographisch
ein schlauchartiges Gebilde dar, das sich über ca.
10 000 km von der Karibik bis nach Feuerland er-
streckt. Aufgrund der kaum entwickelten Ver-
kehrsinfrastruktur mußten sich in einem Handels-
verbund automatisch Standortnachteile für Vene-
zuela im Norden und Chile im Süden sowie für Boli-
vien ergeben, das über keinen Zugang zum Meer
verfügt.

Bei aller Ähnlichkeit der Grundstrukturen gab es in
dieser Region insbesondere zwischen den vier grö-
ßeren Ländern Venezuela, Kolumbien, Peru und
Chile auf der einen Seite sowie den kleineren Boli-
vien und Ekuador auf der anderen, erhebliche Pro-

blemunterschiede. So war das Pro-Kopf-Einkom-
men eines Venezolaners fünfmal so hoch wie das
eines Bolivianers. Kolumbien und Chile besaßen
eine viel stärker entwickelte Industrie als die ande-
ren. Diese beiden Länder zeichneten sich auch
durch ein relativ stabiles parlamentarisches Regie-
rungssystem aus, während insbesondere Peru, Boli-
vien und Ekuador unter einer geringen politischen
Stabilität litten mit häufigen Interventionen von
Seiten der Militärs. Auch in der ethnischen Zusam-
mensetzung der Bevölkerung gab es sehr große
Unterschiede. Während die chilenische Bevölke-
rung fast ausschließlich aus Weißen besteht, und in
Kolumbien und Venezuela Weiße, Mestizen und
Mulatten überwiegen, besteht die Bevölkerung der
Zentralstaaten Peru. Ekuador und Bolivien zu 40
bis 60 Prozent aus Indios.

Auch das Bildungsniveau war Mitte der sechziger
Jahre sehr unterschiedlich entwickelt. Während es
in Chile kaum noch Analphabeten gab, betrug die
Analphabetenquote in Bolivien fast 60 Prozent.
Die Universitäten Chiles und Kolumbiens (und Li-
mas) hatten sich bereits in einigen Bereichen welt-
weite Anerkennung verschafft, während die Uni-
versitäten der anderen Länder dagegen ziemlich
abfielen.

b) Die Übereinkunft von Cartagena

Innerhalb der Arbeitskommission, die den Ver-
tragstext erstellen sollte, befürworteten Chile und
Kolumbien aufgrund ihres höheren Entwicklungs-
standes einen raschen Abbau der Handelsschran-
ken, Senkung der Schutzzölle und beträchtliche
Kompetenzen für die zu schaffenden gemeinsamen
Institutionen. Auf der anderen Seite standen mit
Ekuador, Peru und Venezuela die Länder, deren
Industriestruktur bisher wenig diversifiziert war4).
Die Regierungen Venezuelas und Perus standen
unter starkem Druck ihrer einheimischen Unter-
nehmerverbände, die sich nicht der mächtigen chi-
lenischen und kolumbianischen Konkurrenz ausset-
zen wollten. Die venezolanischen Unternehmer
konnten sich schließlich durchsetzen, und das Land
verließ die Verhandlungen. Die peruanischen Indu-
striellen hingegen mußten sich dem linksnationalen
Militärregime beugen.



Am 26. Mai 1969 konnte das Abkommen schließ-
lich in Cartagena, Kolumbien, unterzeichnet wer-
den (weshalb die offizielle Bezeichnung auch „Acu-
erdo de Cartagena“ und nicht Andenpakt lautet.)

2. Grundlagen und Institutionen des
Andenpaktes

Mit dem Abkommen von Cartagena versuchten die
wirtschaftlich und politisch schwächeren Anden-
staaten ihre Vorstellungen von Kooperation und
Integration zu verwirklichen. Der ehemalige chile-
nische Präsident und einer der Hauptinitiatoren der
andinen Integration, Eduardo Frei, faßte Anfang
der siebziger Jahre die Hauptziele des Andenpaktes
wie folgt zusammen: Schaffung des notwendigen
Wirtschaftsraumes für die Entwicklung im allge-
meinen, für eine effizientere Industrieproduktion
und für die Dynamisierung der Entwicklung jedes
einzelnen Mitgliedstaates; Stärkung der politischen
und wirtschaftlichen Unabhängigkeit der andinen
Staaten durch gemeinsame Verhandlungspositio-
nen in Finanz-, Technologie- und Handelsfragen.
Damit auch Stärkung der Andenpaktstaaten inner-
halb der ALALC und somit langfristig die Beseiti-
gung der Ungleichgewichte zwischen den Mitglied-
staaten, die zu ihrem Scheitern geführt hatte. Au-
ßerhalb Lateinamerikas wäre der Andenpakt ein
interessanter Gesprächspartner für die EWG und
andere Industriemächte5).
Gemessen an der ALALC erweist sich der Anden-
pakt mit seinem Schwerpunkt auf Industriepro-
grammen als sehr anspruchsvolles Integrationsmo-
dell, das Aspekte einer Wirtschaftsunion aufweist.
Dem ganzen Modell liegt die These zugrunde, daß
ohne Integration und Kooperation in den Anden-
staaten keine zufriedenstellende wirtschaftliche
und soziale Entwicklung möglich sei. Daraus ergibt
sich die Überlegung, mit einem gemeinsamen
Markt die Voraussetzungen für eine diversifizierte
und wettbewerbsfähige Industriestruktur zu schaf-
fen, die ein höheres Wirtschaftswachstum garan-
tiert. Mit der Verbesserung der eigenen Wirt-
schaftslage erhoffte man auch die Stärkung der ei-
genen Position auf dem südamerikanischen Sub-
kontinent und im Nord-Süd-Konflikt gegenüber
den Industriestaaten des Nordens. Der gemeinsame
Markt sollte ähnlich wie in der EG durch den Ab-
bau der Binnenzölle und der Errichtung eines ge-
meinsamen Außenzolls gegenüber Drittländern er-
reicht werden.
Der unterschiedlichen Ausgangslage der Mitglied-
staaten suchte man durch Sonderprogramme und

Sonderregelungen für die beiden schwächsten Mit-
glieder — Bolivien und Ekuador — gerecht zu wer-
den. Auch durch die gemeinsame Industrieplanung
hoffte man zu gewährleisten, daß alle Mitglieder in
gleicher Weise vom Integrationsprozeß profitier-
ten. Allerdings sollte sich die gemeinsame Indu-
strialisierung vor allem auf neue Projekte beziehen;
eine Besonderheit stellten hierbei die Einschrän-
kungen und Kontrollen dar, denen das Auslandska-
pital unterworfen werden sollte. Mit dem Instru-
ment gemeinsamer Industrieentwicklungspläne
(PSDI) sollte die Allokation der regionalen Res-
sourcen gesteuert werden. Jedem Land sollte die
Herstellung bestimmter Produkte für den gemein-
samen Markt zugewiesen werden, während sich die
anderen Staaten verpflichteten, die Herstellung
dieser Produkte in ihrem Land nicht zu fördern.

Der Andenpakt hebt sich durch seinen supranatio-
nalen Charakter von den anderen Integrationspro-
jekten auf dem südamerikanischen Subkontinent
hervor. Er verfügt über Gemeinschaftsorgane mit
eigenen Kompetenzen, ähnlich der Struktur der
Europäischen Gemeinschaften. Oberstes Entschei-
dungsorgan ist die Kommission, die sich aus den
bevollmächtigten Delegierten der Mitgliedsländer
zusammensetzt und dreimal pro Jahr zusammen-
tritt. Der Kommission steht als Beratungs- und
Exekutivorgan die „Junta“ zur Seite, die ihren Sitz
in Lima hat. Diese besteht aus drei von der Kom-
mission ernannten Mitgliedern. Der Junta kommt
in der Praxis die größte Bedeutung zu, da die Kom-
mission in der Regel nur über Vorlagen der Junta zu 
entscheiden hat. während diese an keine Vorgaben
der Kommission gebunden ist und in einigen Ange-
legenheiten sogar eigenständig für alle Mitglied-
staaten verbindliche Beschlüsse fassen kann. Im
Gegensatz zu den Ratsbeschlüssen der EG reicht
bei den Beschlüssen der Kommission die absolute
Mehrheit der Mitglieder. Im Prinzip sind die Be-
schlüsse der Gemeinschaftsorgane für alle Mitglied-
staaten bindend, doch ihre Durchsetzung trifft teil-
weise auf große Widerstände der Einzelstaaten.
Hauptgrund für diese Konflikte sind deren in keiner
Weise aufgehobenen Einzelinteressen und auch oft-
mals mangelnder politischer Wille zur Integra-
tion.
Weitere Organe der Gemeinschaft sind die 1976
gegründete Andine Finanzkorporation (CAF) als
Entwicklungsbank des Andenpakts mit Sitz in Ca-
racas, der Andine Gerichtshof (TAJ, gegründet
1979, Vertrag seit 1983 in Kraft) mit Sitz in Quito
sowie das Andine Parlament als supranationales
Repräsentativorgan mit je fünf nationalen Abge-
ordneten aus den Mitgliedstaaten. Das Parlament
tritt einmal jährlich in einem der Mitgliedstaaten
zusammen.



In den siebziger Jahren entstanden eine Reihe von
Zusatzabkommen mit dem Ziel, die Integration
auch auf andere Sektoren auszuweiten. Für den
Kulturbereich wurde der Vertrag „Andres Bello“,
für den Gesundheitsbereich das Abkommen „Hipo-
lito Unanue“ und für die Abstimmung in arbeits-
rechtlichen und versicherungsrechtlichen Fragen
der Vertrag „Simon Rodriguez“ abgeschlossen.
1983 kam noch das Abkommen „Jose Celestino
Mutis“ zur Nahrungsmittelsicherung in der Region
hinzu. Alle Organe und Institutionen bilden ge-
meinsam den sogenannten „Grupo Andino“.

3. Die Bilanz zweier Dekaden (1969—1989)

a) Eine erfolgreiche Anfangsphase (1969—1981)

Die Unterzeichnung des Abkommens von Carta-
gena im Jahre 1969 erfolgte aus heutiger Sicht zu
einem ausgesprochen günstigen historischen Zeit-
punkt. Die fünf Unterzeichnerstaaten befanden
sich in einem Zustand relativer politischer und wirt-
schaftlicher Stabilität, die jedoch in den Folgejah-
ren in allen Ländern — wenn auch in unterschied-
lichem Maße — erodierte. Das Vertragswerk, das
die aus Technokraten aller beteiligten Länder zu-
sammengesetzte Arbeitskommission den in Carta-
gena versammelten Staatspräsidenten vorlegte, er-
wies sich als in hohem Maße ambitiös, präzise und
zugleich unrealistisch. Dieser Idealismus, der auch
Eingang in die Gründungsverträge gefunden hatte,
wurde zunächst bestätigt durch eine ausgesprochen
dynamische Entwicklung der Staatengemeinschaft.
Die Wachstumsrate des Sozialprodukts betrug zwi-
schen 1970 und 1977 durchschnittlich 5,8 Prozent
und die Industrieproduktion wuchs im gleichen
Zeitraum sogar um sieben Prozent. Auch das Pro-
Kopf-Einkommen konnte trotz starken Bevölke-
rungswachstums mehr als verdoppelt werden, aller-
dings verteilte sich die Einkommenssteigerung sehr
ungleich auf die verschiedenen Länder und auf die
einzelnen Sozialschichten. Während allerdings zwi-
schen der positiven Entwicklung dieser makroöko-
nomischen Daten und der Gründung des Anden-
paktes ein Kausalzusammenhang nicht zwingend
ist, kann die starke Zunahme des intraregionalen
Handels eindeutig auf das Abkommen von Carta-
gena zurückgeführt werden. Die Exporte der fünf
Paktstaaten in die Gemeinschaft stiegen von fast
96 Mio. US-Dollar im Jahre 1969 auf etwa
1,24 Mrd. im Jahre 1981.
Die für die Anfangsphase vorgesehenen Integra-
tionsschritte konnten ohne größere Probleme ver-
wirklicht werden. Die Aufhebung der Zollschran-
ken. die über eine jährliche Senkung der Binnen-
zölle um zehn Prozent erreicht werden sollte, blieb
bis 1976 ein von allen Mitgliedsländern vorrangig
verfolgtes Ziel. Zu diesem Zeitpunkt mußte der

Endtermin erstmals verschoben werden, wie in der
Folge auch zahlreiche andere Vorgaben. Besonders
schwierig gestaltete sich die Errichtung eines ge-
meinsamen Außenzolls und die Einigung über die
verschiedenen Industrialisierungsprogramme. Die
Realisierung eines gemeinsamen Außenzolls
konnte bis heute nicht erreicht werden, obwohl die
ursprüngliche Konzeption, die einen starren Tarif
vorsah, in eine Bandbreite von Werten abgeändert
wurde. Die im Vertragswerk vorgesehenen und für
das ganze Integrationskonzept sehr bedeutsamen
gemeinsamen Industrialisierungsprogramme, die
ursprünglich bis 1975 verabschiedet werden sollten,
konnten nur zu einem kleinen Teil verwirklicht wer-
den. Zu größeren Irritationen in den Ländern des
Nordens hatte die „Deciciön 24“ (Entschließung
Nr. 24) des Abkommens von Cartagena geführt. In
dieser Entschließung vereinbarten die Andenpakt-
staaten eine Gleichbehandlung ausländischer Inve-
stitionen im Andenraum mit dem Ziel, das auslän-
dische Kapital stärker zu reglementieren und im
Sinne der Entwicklung nutzbar zu machen.

Mit dieser einschneidenden Maßnahme wollte man
auch einem „Wettlauf4 einzelner Mitgliedsländer
um Auslandsinvestitionen vorbeugen. In der „De-
ciciön 24“ wurde u. a. die Genehmigungspflichtig-
keit aller ausländischen Investitionen festgelegt.
Darüber hinaus mußten ausländische Unterneh-
men schrittweise in nationale bzw. gemischt-natio-
nale Betriebe umgewandelt werden. Diese Ent-
schließung stieß jedoch auch in den Mitgliedstaaten
bald auf zunehmende Kritik. Neben den Auseinan-
dersetzungen über die Festlegung eines gemeinsa-
men Außenzolls war es das Festhalten der anderen
Staaten an der „Decicin 24“, das Chile 1976 zum
Austritt aus dem Andenpakt bewog. In Chile setz-
ten die Militärs unter General Pinochet ganz im
Gegensatz zu den demokratischen Regierungen un-
ter Frei und Allende auf ein neoliberales Wirt-
schaftskonzept, in dem ein Integrationsmodell wie
der Andenpakt keinen Platz hatte.
Bereits von Anfang an zeigte sich, daß die Mitglied-
staaten in sehr unterschiedlichem Maße von der
Integration profitierten. Während Kolumbien und
Ekuador ihre Ausfuhren in den gemeinsamen Wirt-
schaftsraum vervielfachen konnten, gelang es der
bolivianischen, aber auch der venezolanischen
Wirtschaft kaum, die Chancen der Integration für
eine Ausweitung der intraregionalen Exporte zu
nutzen. Bolivien hat dabei im Gegensatz zu Ekua-
dor auch die von der Gemeinschaft eingeräumten
Sonderkonditionen nicht erfolgreich beanspruchen
können. Die Warenbilanz Boliviens mit allen An-
denpaktstaaten blieb auf Dauer defizitär. Der Ex-
port verarbeiteter Produkte blieb eine zu vernach-
lässigende Größe. Der Gemeinschaftsmarkt be-



steht für Bolivien fast ausschließlich aus dem perua-
nischen Markt. Die drei anderen Partnerländer im-
portierten z. B. 1986 gemeinsam weniger Güter aus
Bolivien als etwa Ägypten, Jugoslawien oder Süd-
Korea — Länder, die für die Bolivianer aufgrund
der großen Entfernung nie sichere Märkte gewesen
sind ).6

b) Krise und Modifizierung des Vertragswerkes
(1981-1989)

Die relativen Erfolge des Andenpaktes in den er-
sten Jahren seiner Existenz können jedoch nicht
darüber hinwegtäuschen, daß es in dieser Phase
nicht gelang, die Gemeinschaft und ihre Strukturen
zu konsolidieren. Dies zeigte sich sehr bald, als
Lateinamerika von der weltweiten Rezession der
Jahre 1980/81 erfaßt wurde. Die Rezession traf die
in hohem Maße vom Export von Rohstoffen abhän-
gigen Andenpaktstaaten besonders stark. Zugleich
wurden diese Länder — wie fast alle lateinamerika-
nischen Staaten und auch viele Staaten Afrikas,
Asiens und Osteuropas — von der Verschuldungs-
krise erfaßt (vgl. Tabelle 2) ). Mehrere Anden7 -
paktstaaten standen plötzlich vor Zahlungsbilanz-
krisen und sahen sich einer stetigen Erhöhung ihres
Schuldendienstquotienten (Verhältnis von Schul-
dendienst zum Export von Gütern und Dienstlei-
stungen) gegenüber.
Anfang der achtziger Jahre geriet der Andenpakt in
eine doppelte Krise. Zum einen zeigten sich in ganz
Lateinamerika die Grenzen des Entwicklungsmo-
dells der importsubstituierenden Industrialisierung,
auf dessen Thesen ja auch das Vertragswerk von

Cartagena basierte. Zum anderen traf die weltweite
Wirtschaftsrezession den Andenpakt in einem Mo-
ment, da die Fortschritte in der Importsubstituie-
rung den Devisenbedarf der Unternehmen für die
Beschaffung von Vorprodukten immer schneller
ansteigen ließen. Die Rezession führte zu einem
drastischen Rückgang der Exporte in Drittländer.
Die Konzentration auf die Substituierung von Im-
porten hatte zudem zu einer Vernachlässigung der
Exportindustrie geführt, die dadurch technologisch
immer weiter zurückgefallen war, was ihre Konkur-
renzfähigkeit auf dem Weltmarkt stark beeinträch-
tigte.
In dieser Situation, zudem geplagt von Zahlungsbi-
lanzkrisen, gaben die nationalen Regierungen den
vielfältigen Pressionen der einheimischen Unter-
nehmer nach und begannen die Importe aus den
Partnerländern zu erschweren oder zu verhindern,
was eine bewußte Verletzung des Abkommens von
Cartagena bedeutete. Innerhalb kürzester Zeit
häuften sich die Regelverstöße derart, daß der An-
denpakt in eine akute Existenzkrise geriet. Das
Jahr 1983 stellte einen tiefen Einbruch im intrare-
gionalen Handel dar. Es dauerte fünf Jahre, bis sich
die Vertragsstaaten und die Paktorgane auf Modi-
fikationen des Abkommens einigen konnten, um
die Organisation an die veränderte Situation anzu-
passen.
Dieser Anpassung waren zunächst individuelle Ver-
suche der Mitgliedstaaten vorausgegangen, natio-
nale Strategien zur Überwindung der Krise zu ent-
wickeln, die den Bestand einiger Staaten zu bedro-
hen schien. Hierbei zeigte sich eine allgemeine Ab-
kehr von staatskapitalistischen und dirigistischen
Wirtschaftsmodellen — eine Abkehr, die Chile be-
reits Anfang der siebziger Jahre vollzogen hatte,
was damals zwangsläufig zum Ausscheiden aus dem
Andenpakt führen mußte. Somit entstand unter
dem Druck der Wirtschaftskrise die Basis für eine
gemeinsame Wirtschaftspolitik in der Zukunft. Die
fehlende Koordinierung und Harmonisierung der
nationalen Wirtschaftspolitiken war einer der zen-



tralen Faktoren, der zur Krise des Andenpaktes
geführt hatte.
Ein weiteres Strukturproblem, das in internen Ana-
lysen bisher kaum berücksichtigt wurde, war die
Tatsache, daß das Abkommen von Cartagena ge-
wachsene Wirtschaftsbeziehungen außer acht ließ.
So waren die Wirtschaftsbeziehungen Chiles mit
Argentinien immer erheblich bedeutsamer als zu
Kolumbien oder Venezuela. Die bolivianische
Wirtschaft war stärker nach Argentinien und Brasi-
lien ausgerichtet als etwa zu den Karibikstaaten.
Und auch Venezuela und Kolumbien hatten immer
intensivere Wirtschaftsbeziehungen zum mittel-
amerikanischen und karibischen Raum unterhalten
als zu Peru oder Chile. Als gemeinsame Basis blieb
nicht viel mehr als die bolivarianische Tradition8),
die folglich bis zur Krise auch die Rhetorik be-
stimmt hatte.

Ende 1982 konnte die Existenzkrise des Andenpak-
tes nicht mehr verschleiert werden, als Venezuela
mit der Verhängung protektionistischer Handels-
hemmnisse auch gegenüber seinen Partnern jede
diplomatische Rücksichtnahme fallenließ und sich
offen zum Bruch des Abkommens von Cartagena
bekannte9). Begründet wurde der Vertragsbruch
mit der Notwendigkeit, die eigene Industrie vor
allem vor Billigimporten aus Kolumbien und Ekua-
dor zu schützen. Die Stellung Venezuelas innerhalb
des Andenpakts war Anfang der achtziger Jahre
objektiv schwierig. Es erzeugte fast 70 Prozent des
Bruttosozialprodukts der Gemeinschaft mit der
Folge eines erheblich höheren Pro-Kopf-Einkom-
mens und Lebensstandards seiner Bevölkerung als
in den Partnerländern. Dieses führte automatisch
zu höheren Arbeitskosten, die durch kapitalinten-
sive Rationalisierungen nur teilweise aufgefangen
werden konnten. Folglich trat die nationale Indu-
strie vehement für protektionistische Maßnahmen
bzw. für den Austritt Venezuelas aus dem Anden-
pakt ein.
Da auch in den anderen Mitgliedsländern die Kritik
an der Gemeinschaft immer heftiger wurde und sich
Verstöße gegen den Vertrag auf allen Seiten häuf-
ten, mehrten sich die Stimmen, die eine Auflösung
des Paktes forderten. Sowohl in den Massenmedien
wie auch von offiziellen Vertretern aller Mitglied-
staaten wurde offen vom Scheitern des andinen In-

tegrationsprozesses gesprochen. Der Pakt sei durch
Wettbewerb und nicht durch die erwarteten kom-
plementären Wirtschaftspolitiken seiner Mitglieds-
länder geprägt. Der Andenpakt müsse restruktu-
riert werden, wobei der Landwirtschaft besondere
Bedeutung zukomme. Die Landwirtschaft war von
der Gemeinschaft sträflich vernachlässigt worden.
So hatten die Mitgliedstaaten 1970 2,8 Mio. Ton-
nen Nahrungsmittel importieren müssen, eine
Zahl, die 1980 auf 6,8 Millionen Tonnen angestie-
gen war. Mit dem nun geforderten landwirtschaftli-
chen Entwicklungsprogramm sollte die Selbstver-
sorgung der Region mit Lebensmitteln wiederher-
gestellt werden. Zudem sollte die Einkommenssi-
tuation von über 26 Millionen Bauern erhöht wer-
den, die im Durchschnitt nur auf ein Jahreseinkom-
men von 500 US-Dollar kamen, gegenüber 1 400
US-Dollar, die ein Arbeiter in den städtischen Zen-
tren pro Jahr verdiente.

Auf der entscheidenden Kommissionssitzung Ende
Januar 1983 im bolivianischen Santa Cruz konnte
das formelle Ende der Gemeinschaft zwar verhin-
dert werden10), aber man vermochte sich noch
nicht zu einschneidenden Reformen aufzuraffen.
Die Auflösung der Gemeinschaft schien unaufhalt-
sam zu sein, zumal auch der politische Wille zur
Integration fehlte. Der intraregionale Handel er-
fuhr im Jahre 1983 einen Einbruch. Nach dem stän-
digen Anstieg während der siebziger Jahre, der mit
ca. 1,2 Mrd. US-Dollar Anfang der achtziger Jahre
seinen Gipfel erreichte, stürzte er in jenem Jahr auf
nur noch 745 Millionen Dollar, ein Wert, der bis
1986 noch weiter fiel. Die Auswirkungen der Han-
delsrestriktionen zwischen den Partnerländern
machten sich unmittelbar bemerkbar. Die Restrik-
tionen wirkten sich dermaßen verhängnisvoll auf
die Gemeinschaft aus, daß ihre Aufhebung zu einer
Hauptforderung bei den Verhandlungen zur Ände-
rung der Gemeinschaftsverträge wurde. 1985 kam
es endlich zu den längst überfälligen und mühseli-
gen Verhandlungen zwischen den Partnerländern,
um einen Weg aus der Krise zu finden. Sowohl in
der Kommission, dem höchsten intergouvernemen-
talen Gremium, wie auch in der Junta, als wichtig-
stem supranationalem Organ, stellten sich zwei Al-
ternativen:

Eine gründliche Modifizierung des gesamten Inte-
grationswerkes, ausgehend von einer eingehenden
Analyse der aufgetretenen Schwächen, oder die
Anpassung an die veränderte Umwelt ohne größere
Reformen und Anstrengungen. Als schließlich am



12. Mai 1987 das „Protocolo Modificatorio“ (Ände-
rungsprotokoll) in Quito unterzeichnet wurde,
stellte sich alsbald heraus, daß sich die Partner zu
keiner grundsätzlichen Reform hatten durchringen
können. Gegenüber den ursprünglichen Verträgen
bedeutet das Änderungsprotokoll einen eindeuti-
gen Rückschritt. Die neu definierten Ziele sind
weitaus weniger ambitiös, aber die entscheidende
Frage ist, inwieweit die ursprünglichen Zielsetzun-
gen realistischerweise überhaupt jemals zu errei-
chen gewesen wären.

Das Protokoll von Quito setzte noch keinen zeitli-
chen Rahmen für die Etablierung eines gemeinsa-
men Außenzolls, aber die Mitgliedstaaten konnten
sich darin (sowie in einem „Übergangsprogramm“)
auf einen detaillierten Plan einigen, um mit den
fortbestehenden Vertragsverletzungen Schluß zu

machen. Die Länder gaben zudem Absichtserklä-
rungen ab, nationale Regelungen über Zollfreiheit,
Exportförderung, Behandlung von Importen und
Wechselkurssystemen zu harmonisieren. Einigen
konnte man sich auch über eine flexiblere Behand-
lung von Auslandsinvestitionen, wobei allerdings
an der Vorschrift festgehalten wurde, daß ausländi-
sche Betriebe in nationale oder Mischbetriebe über-
führt werden müssen.

Seit Unterzeichnung des Änderungsprotokolls zei-
gen sich die Andenpaktstaaten wieder bemüht, ihre
Vertragsverpflichtungen einzuhalten. Während
zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Änderungs-
abkommens insgesamt 5 603 Produkte innerhalb
der Gemeinschaft Beschränkungen unterlagen,
konnte diese Zahl innerhalb von zwei Jahren auf
712 Produkte gesenkt werden.

III. Perspektiven des andinen Integrationsprozesses
1. Die aktuelle ökonomische Situation

Lateinamerikas

Ökonomen und Politiker in und außerhalb Latein-
amerikas haben die achtziger Jahre als eine unter
wirtschaftlichen Gesichtspunkten verlorene De-
kade ) für11 den lateinamerikanischen Subkontinent
bezeichnet: Geringe Wachstumsraten der Volks-
wirtschaft, Rückgang des Pro-Kopf-Einkommens,
hohe Inflationsraten und die Verschuldungskrise
waren die allgemeinen ökonomischen Kennzeichen
der achtziger Jahre. Die höchste Wachstumsrate
des vergangenen Jahrzehnts wurde mit 3,9 Prozent
im Jahr 1986 erzielt. 1988 fiel sie auf 0,9 und im
vergangenen Jahr nochmals auf 0,7 Prozent. Be-
dingt durch ein durchschnittliches Bevölkerungs-
wachstum von jährlich 2,2 Prozent führte das
schwache Wirtschaftswachstum zwangsläufig dazu,
daß das Pro-Kopf-Einkommen im Jahre 1989 um
1,1 Prozent abnahm und um acht Prozent unterhalb
des Wertes zu Beginn der Dekade lag. Obwohl das
Wirtschaftswachstum generell sehr schwach war,
konnten einige Länder im Jahre 1989 erstaunliche
Wachstumsraten erzielen: Chile brachte es bei-
spielsweise auf 8,5 Prozent, während die Volkswirt-
schaften Paraguays um 5,6 und Costa Ricas um
4,1 Prozent wuchsen. Brasilien und Mexiko, die
führenden Wirtschaftsmächte der Region, brachten
es immerhin auf ein Wachstum von jeweils drei Pro-
zent. Auf der anderen Seite ging das Bruttoinlands-
produkt in Peru um 14 Prozent, in Venezuela um

8,1 und in Argentinien und Panama um jeweils fünf
Prozent zurück.

Ein weiteres ungelöstes Problem ist die Verteilung
der Einkommen. In Peru entfallen auf die 20 Pro-
zent der Bevölkerung, die die unterste Einkom-
mensschicht bilden, nur 1,9 Prozent des Volksein-
kommens, während die oberen 20 Prozent der Be-
völkerung 61 Prozenterzielen. Die entsprechenden
Werte sind für Brasilien zwei bzw. 66,6 Prozent, für
Mexiko 2,9 bzw. 67,7 Prozent2 ). Die Verteilungs-
situation stellt sich damit heute ungerechter dar als
zu Beginn der vergangenen Dekade.
Eine ähnlich negative Entwicklung zeigt die durch-
schnittliche Preisentwicklung auf dem Subkonti-
nent. Während im Jahre 1985 die durchschnittliche
Inflationsrate 275 Prozent betrug, stieg sie im Jahre
1989 auf über 900 Prozent an. Den Rekord stellte
dabei Nicaragua auf, wo die Inflationsrate im Jahre
1989 auf 33 000 Prozent emporschnellte.

Während der achtziger Jahre stieg das Exportvolu-
men der Region um 57 Prozent, obwohl die wert-
mäßige Steigerung wegen des Preisverfalls vieler
Rohstoffe nur 24 Prozent betrug.
Die Auslandsschuld summierte sich bis zum Jahres-
ende 1989 auf 435 Mrd. US-Dollar, d. h. 3 Prozent
weniger als im Jahre 1987. aber 45 Prozent mehr als
1981. ein Jahr vor der mexikanischen Schuldenkrise
vom August 1982, womit das Verschuldungspro-
blem verstärkt ins öffentliche Bewußtsein rückte.
Der Schuldendienst beläuft sich auf durchschnitt-



lieh 30 Prozent der Exporterlöse, wobei allerdings
einige Länder deutlich darüber liegen: Argentinien
erreicht einen Wert von 53, Nicaragua von 56 Pro-
zent der Exporterlöse. Von 1982 bis 1989 mußte
Lateinamerika einen Nettoressourcentransfer von
ca. 203 Mrd. Dollar hinnehmen, d. h. fast 23 Pro-
zent der Exporterlöse, die die Region während die-
ses Zeitraums erzielte. Diese Mittel fehlten der Re-
gion, um den Weg aus der Krise erfolgreich be-
schreiten zu können. Die teilweise hohen Handels-
bilanzüberschüsse, die nötig waren, um zumindest
einen Teil der Schulden zu tilgen, wurden in erster
Linie durch Importbeschränkungen erwirtschaftet,
da sich die Terms of trade um rund 30 Prozent ver-
schlechterten. Die Importeinschränkungen und der
Abfluß inländischer Ersparnisse zur Bedienung der
Auslandsschuld gingen primär zu Lasten der Inve-
stitionen, so daß von einem Dekapitalisierungspro-
zeß der lateinamerikanischen Volkswirtschaften ge-
sprochen werden muß mit schwerwiegenden Folgen
für das Wirtschaftswachstum ).13

Bedingt durch die hohe Verschuldung sank für La-
teinamerika der Anteil von Bankkrediten am Net-
tokapitalimport von 63 Prozent (1980) auf neun
Prozent (1987). und auch der Anteil staatlich garan-
tierter Exportkredite sank um die Hälfte auf knapp
fünf Prozent. Ohne Zahlungsrückstände, durch die
sich die Schuldnerländer zusätzliche Finanzierungs-
mittel verschafften, wäre das Bild noch ungünsti-
ger. Bei den privaten Finanzströmen stiegen ledig-
lich die Direktinvestitionen seit 1985 leicht an, was
aber vermutlich auf den Verkauf von Bankforde-
rungen an ausländische Investoren (Umwandlung
von Schulden in Beteiligungen) zurückzuführen ist.
Der Umfang der Kapitalflucht ist nach OECD-
Schätzungen zwar gesunken, doch für eine Rück-
kehr von Fluchtgeldern nach Lateinamerika gibt es
keine Anzeichen 14). Für die Jahre 1979 bis 1982
wird die Kapitalflucht auf über 60 Prozent der Aus-
landsschuld geschätzt. Mit einer nennenswerten
Ausweitung „freiwilliger“ Kredite der Banken an
die lateinamerikanischen Hochschuldnerländer ist
auf mittlere Sicht kaum zu rechnen, da diese hier in
Konkurrenz mit Industrieländern und erfolgreiche-
ren Entwicklungsländern Asiens, Südeuropas und
demnächst auch Osteuropas stehen.

Die Hauptgründe für die Wirtschaftsschwäche des
lateinamerikanischen Subkontinents liegen in der
Produktionsstruktur, in der fehlenden oder unzu-
länglichen Infrastruktur und in Ausbildungsmän-
geln der Arbeitskräfte.

2. Initiativen der Andenpaktstaaten

Die Staaten des Andenpaktes konnten sich von die-
ser negativen Entwicklung des Subkontinents in
keiner Weise abkoppeln. Das Pro-Kopf-Einkom-
men der Region lag 1989 unter dem von 1980 (mit
der Ausnahme Kolumbiens). Peru erlitt im Jahre
1988 einen Wirtschaftsrückgang von 8.8 und 1989
gar von Prozent. Peru war auch Spitzenreiterbei
der Inflation, die im Jahre 1989 auf 2775,3 Prozent
anstieg, nachdem diese 1987 „noch“ bei 115 Pro

14

-
zent gelegen hatte. In Bolivien konnte nach einer
Phase der Hyperinflation durch ein drastisches,
neoliberales Anpassungsprogramm seit 1985 der
Geldwert stabilisiert werden. Auch in Ecuador, Ko-
lumbien und Venezuela beschleunigte sich die In-
flation. ohne allerdings die Werte Perus zu errei-
chen.

In der ersten Hälfte des Jahres 1990 zeigte die wirt-
schaftliche Entwicklung in den Andenpaktstaaten
positive Tendenzen, insbesondere in Bolivien und
Ekuador, jedoch mit Ausnahme Perus, das vor tief-
greifenden Anpassungsprozessen steht. Während
Peru auch in diesem Jahr mit keinem Wirtschafts-
wachstum rechnen kann, werden für Bolivien mehr
als 3 Prozent Wachstum prognostiziert.

In Anbetracht der kaum überwindbaren eigenen
Probleme und des wachsenden eigenen Bedeu-
tungsverlustes ) angesichts der sich rapid15 e ändern-
den weltpolitischen Situation bleibt Lateinamerika
kaum eine andere Alternative, als nach effektiven
Formen regionaler Zusammenarbeit zu suchen.
Carlos Peres del Castillo, Generalsekretär der
SELA, brachte diese Erkenntnis auf die drastische
Formel: „Die Alternative ist klar: Entweder wir
vereinigen uns. oder wir werden im 21. Jahrhundert
kaum mehr sein als ein Anhängsel der Industrie-
staaten.“ )16

Die Regierungen der Andenpaktstaaten verbreiten
derzeit Optimismus, und sie können dabei darauf
verweisen, daß 1989 der intraregionale Handel um
15 Prozent zugenommen hat. Auf ihrem letzten
Gipfeltreffen im Mai 1990 in der ehemaligen Inka-
Hauptstadt Cuzco (und Macho Picchu) bekräftigten
die Präsidenten ihren Beschluß vom Dezember
1989 (Galapagos, Ecuador), bis zum Jahre 1999 die
Gemeinschaft in einen gemeinsamen Markt zu ver-
wandeln. Bis zu diesem Zeitpunkt sollen alle inter-
nen Zölle abgeschafft und gemeinsame Außenzölle



gegenüber Drittländern errichtet werden. Zwi-
schen 1991 und 1993 sollen die drei großen und am
weitesten entwickelten Mitgliedstaaten Kolumbien.
Venezuela und Peru auf alle Handelsbeschränkun-
gen verzichten und bis 1995 die Zollschranken voll-
ends aufheben. Bolivien und Ecuador erhielten
eine längere Frist zugestanden. Bis 1999 müssen
auch diese beiden Länder ihre Zollschranken ge-
genüber den Partnerländern abgebaut haben. Ein
gemeinsamer Außenzoll soll 1992 errichtet werden.
Man geht derzeit davon aus, daß er bei ca. 20 Pro-
zent liegen dürfte.

Bis zum Jahr 2000 wollen die Andenpaktstaaten
auch das Projekt einer gemeinsamen Währung ver-
wirklichen. Die in Cuzco versammelten Präsiden-
ten verkündeten ihre Bereitschaft, durch eine zu-
nehmende Abstimmung ihrer Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitiken die nötige Basis dafür zu schaffen.
Ähnlich der Europäischen Gemeinschaft ist dabei
an die Errichtung eines Währungsverbundes ge-
dacht mit festgelegten Bandbreiten für die Wäh-
rungsschwankungen. Zur Zeit werden in den Gre-
mien des Andenpaktes auch Möglichkeiten zur
Harmonisierung anderer Bereiche, wie z. B. eine
Angleichung der Steuergesetzgebung, analysiert.

Analog dem Vorbild der EG sollen 1994 erstmals
die Abgeordneten des Andenparlaments direkt ge-
wählt werden. Auch hier verspricht man sich eine
Demokratisierung und Popularisierung des Integra-
tionsprozesses von den Direktwahlen ).17

In Chile wird derzeit die Möglichkeit einer schritt-
weisen Rückkehr in die Gemeinschaft diskutiert.
Das ehemalige Gründungsmitglied könnte zu einer
Belebung der Wirtschaftsgemeinschaft beitragen,
schätzt den Nutzen des Paktes aber distanzierter

(und vielleicht realistischer) ein, als die derzeitigen
Mitgliedstaaten.

Die Initiativen der letzten Jahre sind immerhin auf
fruchtbaren Boden gefallen. Die Bevölkerung in
den fünf Mitgliedstaaten zeigt heute mehr Interesse
am Integrationsprozeß als zu irgendeinem anderen
Zeitpunkt in der Geschichte der Gemeinschaft. Der
politische Wille zur Integration scheint derzeit in
allen Mitgliedsstaaten ausgeprägter zu sein als im
vergangenen Jahrzehnt. Langsam setzt sich in den
politischen Führungsschichten die Erkenntnis
durch, daß die Region nur als integrierte Gemein-
schaft in Zukunft noch eine Chance haben wird,
sich in der Weltwirtschaft und der Weltpolitik zu
behaupten ).18

Sicherlich kann der Andenpakt nach wie vor für
sich in Anspruch nehmen, der erfolgreichste regio-
nale Wirtschaftszusammenschluß in der Dritten
Welt zu sein, doch ist bei der Beurteilung seiner
Zukunftschancen Skepsis angebracht. Auch nach
über 20 Jahren ist der Andenpakt heute kaum mehr
als eine große Idee, die Märkte von fünf Staaten zu
integrieren, um damit gemeinsam der Unterent-
wicklung zu entwachsen. Gemessen an den eigenen
Zielen, die in den sechziger Jahren formuliert wur-
den. ist der Zusammenschluß gescheitert. Selbst die
inzwischen erheblich zurückgeschraubten Erwar-
tungen und Ziele dürften sich bis zur Jahrtausend-
wende kaum verwirklichen lassen. Für den Anden-
pakt gilt genauso wie für die anderen Staaten
Lateinamerikas und der Karibik, daß ohne hohe
Wachstumsraten bei Investitionen. Produktion und
Schaffung von Arbeitsplätzen sich die Verschlech-
terung der Lebensverhältnisse für die große Mehr-
heit der rasch wachsenden Bevölkerung auch in die-
sem Jahrzehnt fortsetzen wird.



Günther Maihold

Demokratie mit erhobenen Händen?
Militär und demokratischer Wandel in Lateinamerika

Die Dekade der achtziger Jahre bedeutete für La-
teinamerika die Rückkehr zu demokratischen Re-
gierungsformen, denen sich weder traditionelle
Caudillos wie der ehemalige Präsident Paraguays
Alfredo Stroessner noch die bewaffneten Techno-
kraten Brasiliens verschließen konnten. Wie in ei-
ner Wellenbewegung setzte sich der Übergang zur
Demokratie auf dem Kontinent fort, wobei sich die
vom Militär bestimmten Regime ) gezwungen sa1 -
hen, angesichts des Wandels in den Nachbarstaaten
und des internationalen Drucks den Forderungen
nach einer demokratischen Öffnung nachzukom-
men; dies unabhängig davon, ob sich die Militärs
wie in Peru an sozialistischen Experimenten orien-
tierten oder wie in Chile als neoliberale Versuchs-
ballons im wirtschaftlichen Bereich fungierten. Die
Militärdiktaturen, die sich zwischen 1965 und 1975
an die Macht geputscht hatten oder auch von be-
stimmten gesellschaftlichen Gruppen zur Über-
nahme der Macht gerufen wurden, mußten jedoch
nicht nur wegen der „Situationslücke für die Demo-
kratie als konjunkturelle Verhaltensalternative“2 )
den Rückzug in die Kasernen antreten, vielmehr
war auch ihr eigenes Versagen auf ökonomischem,
militärischem und politischem Gebiet ein Grund für
die Ausbreitung demokratischer Regierungsformen
in Lateinamerika.
Dies darf allerdings nicht dahingehend interpretiert
werden, daß damit die Streitkräfte als Problem der
neuen Demokratien Lateinamerikas an Bedeutung
verloren hätten. Die Präsenz des Militärs im politi-
schen Prozeß der demokratischen Öffnung hat sich
als schwerwiegende Belastungsprobe für die aus
den Wahlen hervorgegangenen Regierungen erwie-
sen, die sogar die Frage nach der Regierbarkeit auf-
geworfen hat. Das Verbleiben von Augusto Pino-
chet in seinen militärischen Funktionen auch nach
dem Antritt der demokratisch gewählten Regierung
Aylwin in Chile sowie die krisenhaften Auseinan-
dersetzungen in Argentinien zwischen der Regie-

rung des Präsidenten Raül Alfonsn und den ver-
schiedenen Gruppen innerhalb des Militärs sind
wohl als das Paradebeispiel für die Probleme des
demokratischen Wandels und der Neugestaltung
der Beziehungen zwischen Militär und ziviler Re-
gierung anzusehen. Dabei wurde auch offenbar,
daß die Militärs zwar gewillt sind, ihre Regierungs-
posten aufzugeben, gleichzeitig aber nur in sehr
begrenztem Ümfang eine Beschneidung ihrer ge-
sellschaftlichen Machtposition zulassen. So konn-
ten die Streitkräfte in Uruguay sogar die Bedingun-
gen des Übergangs zur Demokratie bestimmen und
für die ersten direkten Wahlen den Ausschluß be-
stimmter Politiker als Kandidaten durchsetzen; die
Amnestie für Verbrechen während der Militärherr-
schaft wurde zur Voraussetzung einer Übergabe der
Regierungsmacht erhoben. Die chilenische Militär-
junta drohte bei jeder Änderung des ökonomischen
Modells sowie der institutionellen Ordnung durch
die demokratische Regierung mit einem erneuten
Eingreifen.

Die Gestaltung demokratischer Verhältnisse durch
die neuen Regierungen traf immer dann in beson-
derem Maße auf Probleme, wenn es um die zivile
Kontrolle der militärischen Institutionen ging, mit
denen nicht nur im engeren Sinne die Streitkräfte
gemeint sind, sondern auch die Polizei und die Ge-
heimdienste. Die Sicherung ihrer institutionellen
Interessen steht für diese Machtgruppen nach wie
vor an oberster Stelle im Aushandlungsprozeß mit
den Regierungen, wobei sich die guten Erfolgs-
chancen zur Fortdauer dieser Privilegien3) auch
unter demokratischen Verhältnissen aus der Ange-
wiesenheit der neuen politischen Elite auf die Ge-
währleistung der öffentlichen Sicherheit in der
schweren wirtschaftlichen und sozialen Krise erge-
ben. Die Unterordnung der Militärs unter den zivi-
len Oberbefehl ist daher nur ein oberflächliches
Zeichen, das wenig über eine Demokratisierung der
Binnenstruktur aussagt. Zudem verbietet sich in
Lateinamerika gerade wegen der Dichte der sozia-
len Beziehungen und des hohen Integrationsgrades
des Militärs in die sehr differenzierte Sozialstruk-



tur4) eine Perspektive, die eine isolierte Betrach-
tungsweise der innermilitärischen Prozesse mit sich
bringen würde. Die Hintergründe für den Präto-
rianismus, d. h. für den dominanten politischen
Einfluß des Militärs5 ) sind eben vor allem auch in
der zivilen Gesellschaft zu finden, wie in dem Man-
gel an politischer Kultur in Gestalt sehr begrenzter
Regimelegitimität der zivilen Autorität, geringer
Transferlegitimität, d. h. nicht eingespielter Ver-
fahrensweisen bei politischem Machtwechsel sowie

eingeschränkter Ausbildung soziopolitischer Grup-
pen wie Gewerkschaften und Parteien als Grund-
lage eines gesellschaftlichen Interessenpluralis-
mus6). Andererseits wurde auch die unzureichende
Institutionenbildung als Anlaß und Ursache für das
Eingreifen des Militärs in den politischen Prozeß
angeführt, begründet mit dem Ziel, die Regierbar-
keit der jeweiligen Gesellschaften und die Regie-
rungsfähigkeit der zentralen politischen Instanzen
sicherzustellen7).

I. Bedingungen von Demokratie in Lateinamerika

Wie aus diesen Bemerkungen bereits hervorgeht,
ist die Analyse der konkreten Form des Übergangs
zur Demokratie ebenso an den Einzelfall gebun-
den, wie dies auch für die aus dem Übergang fol-
genden Stabilitätsbedingungen des demokratischen
Systems8) gilt. Dabei wirken eine Fülle von exter-
nen und internen Faktoren zusammen, seien es nun
die historischen und kulturellen Erfahrungen des
Landes, die politische Tradition des politischen Sy-
stems, Brüche und Polarisierungen innerhalb der
Gesellschaft, das Versagen der politischen Par-
teien. der Einfluß ausländischer Militärhilfe oder
externe politische Destabilisierungsversuche. Es
bleiben jedoch auch Gemeinsamkeiten jenseits der
Grenzen des Einzelfalls feststellbar, die aus den
strukturellen Rahmenbedingungen von Politik in
Lateinamerika folgen9).

Gerade unter den Bedingungen der tiefgehenden
ökonomischen Krise und der Verschuldungsproble-
matik ist die Frage zu stellen, inwieweit die latein-
amerikanischen Regierungen unter dem Druck von
Stabilisierungs- und Anpassungsprogrammen des
Internationalen Währungsfonds und der Weltbank

noch in der Lage sind, die soziale Schuld gegenüber
ihrer Bevölkerung abzutragen. Die gewaltsamen
Auseinandersetzungen in Argentinien und Vene-
zuela, die im Gefolge der Erhöhung von politisch
gesetzten und staatlich subventionierten Preisen
und Dienstleistungen im Bereich der Grundbedürf-
nisse ausbrachen, sind nur die Spitze der sozialen
Unruhe, die in den Ländern Lateinamerikas viru-
lent, wenn auch noch nicht manifest vorhanden ist.
Die eingeschränkte Verfügung über die Zukunft
des eigenen Landes, die die neuen Demokratien
Lateinamerikas von den ausscheidenden Militärs
erbten, kann sowohl den Beginn wie auch das Ende
der demokratischen Herrschaft auf dem Kontinent
bedeuten. Vielfach scheint der Übergang zur De-
mokratie eher die Eindämmung sozialer Konflikte
zum Anlaß zu haben, als einer grundlegenden Neu-
bestimmung des Verhältnisses von Staat und Ge-
sellschaft zu dienen. Nicht ohne Grund ist daher die
Frage gestellt worden, ob es sich bei den jüngsten
Entwicklungen um die Rückkehr zur Demokratie
oder allenfalls die Modernisierung des Status quo
handle10).
Sowohl unter dem Eindruck hoher Bevölkerungs-
wachstumsraten als auch im Gefolge der Umvertei-
lung der Lasten der ökonomischen Krise nach un-
ten sind Konfliktlagen entstanden, die sich heute als
Strukturproblem der neuen Demokratien artikulie-
ren. Selbst wenn sich die bekannte These John
Johnsons, wonach die Mittelschichten Lateinameri-
kas eigentlicher Motor der Modernisierung und De-
mokratisierung seien11), als zu einseitig erwiesen
hat, da diese Gruppen oftmals nur eine Imitation
des Lebensstils der Oberschichten anstrebten und
sich ihr daher weithin problemlos eingliederten.



bleibt die Ausdünnung der Mittelschichten durch
die ökonomische Krise und damit der Verlust ihrer
sozialen Pufferfunktion für die Gesamtgesellschaft
festzuhalten. Diese Verschiebung in der Sozial-
struktur der Länder Lateinamerikas hat auch ihre
Rückwirkungen auf die Rolle des Militärs, das sich
in seiner Führungsschicht immer in großem Maße
eben aus diesen Mittelschichten rekrutiert. Die
These des von den Mittelschichten angeführten Put-
sches 12) kann unter den aktuellen Bedingungen da-
her neue Bedeutung erhalten, obwohl nach allge-
meinem Forschungsstand davon auszugehen ist,
daß letztlich die institutionellen Eigeninteressen ge-
genüber dem Rekrutierungsmuster der Soldaten
dominant werden 13).

Nicht zuletzt aus dem Interesse an einer Entschär-
fung sozioökonomischer Konflikte entspringt die
Vorstellung eines sozialen Paktes als Basis eines
geordneten und von weniger gesellschaftlichen
Spannungen belasteten Übergangs zur Demokra-
tie 14). Hinter diesem Konzept steht die Stabilität
von über 30 Jahren Demokratie in Venezuela, die
mit dem Ende der Prez Jimdnez-Diktatur im Jahre
1958 und der Unterzeichnung des Pacto de Punto
Fijo durch die wichtigsten politischen Parteien und
gesellschaftlichen Gruppen auf eine dauerhafte Ba-

sis gestellt wurde15). Die venezolanische Erfah-
rung, soweit sie aufgrund der spezifischen Randbe-
dingung eines erdölexportierenden Landes über-
haupt als Modell dienen kann, verweist auf zwei
notwendige Elemente für die Konsolidierung von
Demokratie: Zum einen bedarf es der Einbezie-
hung der wichtigsten Parteien und gesellschaftli-
chen Gruppen, um für die Demokratisierung nicht
nur ein politisches, sondern auch ein soziales Fun-
dament zu schaffen. Dies gestattet die Überwin-
dung jener Strukturdefekte des für Lateinamerika
typischen politisierten Staates, die aus der Verhin-
derung einer Routine des politischen Handelns und
dauerhaftem Grundsatzstreit um das soziale Ord-
nungsmodell zwischen den Parteien erwachsen.
Zum anderen muß es gelingen, den Primat des Staa-
tes durch die Stärkung der zivilen Gesellschaft ein-
zuschränken. Die etatistische Tradition Lateiname-
rikas 16) hat zusammen mit der Staatszentriertheit
der Militärregime die Spielräume der Gesellschaft
eingeschränkt und eine Struktur von personalisti-
scher Führung, Zentralismus und Kontrolle von
oben hervorgebracht, die eine demokratische Öff-

, nung dauerhaft behindern kann. Eine zentrale Ba-
sis der Konsolidierung von Demokratie muß daher
in der Aufwertung der Gesellschaft gegenüber dem
Staat gesehen werden.

II. Von der Militärdiktatur zur zivilen Demokratie

1. Militärische Dominanz in der Geschichte
Lateinamerikas

Vor 30 Jahren schienen die Perspektiven der De-
mokratie in Lateinamerika vielversprechend (vgl.
Abbildung): In Kolumbien war mit der Einigung
zwischen liberalen und konservativen Pateien im
Jahre 1958 das Ende der langen Periode von Gewalt
und Diktatur gekommen, womit die wichtigste Vor-
aussetzung für den Übergang zu einer stabilen zivi-
len Regierung geschaffen worden war. Römulo Be-
tancourt wurde in Venezuela zum ersten demokra-
tisch gewählten Präsidenten seines Landes, der eine
vollständige Regierungszeit ohne militärische Inter-
vention hinter sich brachte. In Brasilien hatte das
nach dem Ende des zweiten Weltkrieges entstan-
dene demokratische System den plötzlichen Rück-
tritt von Janio Cuadros als Präsident im Jahre 1961

überstanden; ihm war der radikalere Goulard nach-
gefolgt. Die Dominanz der Konservativen in Chile
unter Jorge Alessandri neigte sich ihrem Ende zu,
gleichzeitig verfolgte man den Aufstieg des Christ-
demokraten Eduardo Frei und seines Reformpro-
jektes als vielversprechende Zukunft für das Land.
In Bolivien hatte das Movimiento Nacional Revo-
lucionario (MNR) nach der Revolution von 1952
seinen Führer Victor Paz Estenssoro 1960 zum
zweiten Mal an die Macht gebracht. In Peru wurde
die Regierung von Fernando Belaunde Terry vom
Militär gestützt, um der als undemokratisch einge-
stuften sozialdemokratischen APRA und ihrem
Führer Victor Raül Haya de la Torre den Zugang
zur Macht zu verstellen. Argentinien befand sich
nach der Exilierung von Juan Domingo Perön im
Jahre 1955 auf dem Weg der Etablierung gewählter
Regierungen, wenn auch unter Ausschluß der pero-
nistischen Kandidaten; zwischen der Regierung von





Frondizi und der Wahl von Ulfa kontrollierten die
Militärs die Politik durch die Figur des Senatspräsi-
denten Jose Maria Guido.

In Zentralamerika und der Karibik war das Bild
weniger positiv: Während Costa Rica sein demo-
kratisches Regime bewahrte, wurde Nicaragua vom
Somoza-Clan beherrscht und die Militärregime in
El Salvador, Honduras und Guatemala, die sich zu
Beginn der sechziger Jahre etabliert hatten, ver-
standen ihre Aufgabe eher als Verhinderung denn
als Förderung von sozialen Reformen. Das demo-
kratische Aufleben in der Dominikanischen Repu-
blik war mit dem Rücktritt von Trujillo nur von
kurzer Dauer, während sich in Cuba mit der Kon-
solidierung von Fidel Castros Macht nach dem
Ende des Batista-Regimes eine als verführerisch
angesehene Alternative zur liberalen Demokratie
in der Region ausbildete.

Nimmt man die Elemente des politischen Panora-
mas der sechziger Jahre in Lateinamerika zusam-
men, so deutete sich damals insgesamt ein Trend
zur Demokratie an, der auch beim Militär eine Ten-
denz zu demokratischer und ziviler Herrschaft wi-
derspiegelte. Die grundlegende These der sozial-
wissenschaftlichen Literatur, daß sozioökonomi-
sche Entwicklung auch zu politischer Stabilität und
Demokratie führen werde, schien sich zu bestäti-
gen. Gleichwohl entspricht das Auf und Ab demo-
kratischer Verhältnisse in Lateinamerika eher einer
Abfolge von Entwicklungsmodellen und Gesell-
schaftsentwürfen, die von der lateinamerikanischen
Wissenschaft und europäischen Beobachtern
folgendermaßen beschrieben werden: Populismus
und (Neo-)Korporatismus, der Entwicklungsstaat
(estado desarrollista) der Nachkriegszeit, die Vari-
anten eines lateinamerikanischen Autoritarismus
einschließlich des Konzeptes der Nationalen Sicher-
heit, Marxismus und Dependenztheorie 17). In die-
sem Sinne lassen sich vier Wellen autoritärer Domi-
nanz in der Politik Lateinamerikas festhalten ).18

Die Phase von 1800 bis 1880 ist von der Dominanz
der caudillos geprägt, denen es nicht gelang, den
Staat dauerhaft zu besetzen (was vor allem auf das
Fehlen eines professionellen Heeres zurückgeführt
wurde). In der zweiten Phase von 1880 bis 1940 fin-
det dann die „Verstaatlichung“ ) der Streitkräfte19

statt, d. h. es kommt zu einer Institutionalisierung
des Militärs mit zunehmender Professionalisierung
des Personals und der Ablösung der klassischen
Caudillo-Struktur. Hierbei fungierte das Militär als
Mittler zwischen dem lokalen Bürgertum und aus-
ländischen Interessen. Mit der dritten Phase von
1948 bis 1959 tritt die Militärhilfe der USA durch
die Ausbildung von großen Kontingenten der
Streitkräfte Lateinamerikas in Fort Gulick/Panama
in den Vordergrund, die die Transnationalisierung
des Militärs und seine zunehmende Funktionalisie-
rung im Rahmen des Ost-West-Gegensatzes be-
schreibt. Der ausländische Einfluß auf das politi-
sche Verhalten des Militärs wird darüber hinaus
spürbar in der vierten Phase ab 1959, die unter dem
Stichwort des counter insurgency den Kampf gegen
die mit der kubanischen Revolution sich ausbrei-
tende Guerilla-Tätigkeit auf dem Lande und in der
Stadt (Tupamaros) beschreibt. Die Ausrichtung des
Militärs an der Doktrin Kennedys — „Allianz für
den Fortschritt“ — bedeutet die Erweiterung der
Ausbildungsinhalte auf die civic action, d. h. die
Umorientierung der innenpolitischen Funktion des
Militärs auf einen entwicklungspolitisch relevanten
Einsatz. Als Teil der counter insurgency-Strategie
— und später verstärkt durch die Doktrin der natio-
nalen Sicherheit, die weithin auch dem Zweck einer
Forderung des internen Konsenses des Militärs
diente20 ) —, soll durch Arbeiten an der ländlichen
Infrastruktur der Kontakt zwischen der Zivilbevöl-
kerung und dem Militär verstärkt werden, um da-
mit gleichzeitig einer Guerilla jeden Nährboden zu 
entziehen21). Sowohl das verstärkte Einwirken des
Militärs auf die Gesellschaft wie auch seine starke
Verankerung in ihr verweisen auf die Vielfalt der
zivil-militärischen Beziehungen22 ), so daß weder
das Militär als monolithische Einheit begriffen,
noch aus der Übergabe der Macht in zivile Hände
auf die Etablierung demokratischer Verhältnisse
geschlossen werden kann23).



2. Autoritarismus und Militärherrschaft

Trotz der Breite der Demokratisierungswelle stellt
sich die Frage, inwieweit die jüngste Übergabe der
Macht eher taktischen als grundsätzlichen Charak-
ter hat und somit die als zentrales Thema der acht-
ziger Jahre bezeichnete Demokratiediskussion24 )
nicht nur ephemeren Charakters ist. Dies folgt vor
allem aus der Befürchtung, es könne zu einer ver-
deckten Vormachtstellung des Militärs kommen,
die sich hinter einer demokratischen Fassade ver-
berge.

Bis vor wenigen Jahren war die Dominanz des auto-
ritären Erbes in Lateinamerika als stabile Regie-
rungsform in Gestalt des bürokratisch-autoritären
Staates25 ) hervorgehoben worden26 )- Dieses am
brasilianischen Beispiel von Guillermo O’Donnell
entwickelte Theorem setzt die ökonomische Ent-
wicklung zur politischen Struktur dergestalt in Be-
ziehung, daß der Ausweg aus der Sackgasse der
importsubstituierenden Industrialisierung der sech-
ziger Jahre nur in Gestalt der Schaffung günstiger
Investitionsbedingungen für ausländisches Kapital
durch einen repressiven Staatsapparat gefunden
werden konnte. Die Koalition von militärischen
und zivilen Technokraten gestattete die Einschrän-
kung der sozialen Partizipation von Gewerkschaf-
ten und Teilen der Mittelschicht, die die Lasten des
neuen Wirtschaftkonzeptes zu tragen hatten. Das
dahinterstehende Verständnis einer betriebswirt-
schaftlichen Steuerung des Staates findet sich wie-
derum in der neoliberalistischen Wirtschaftspolitik,
wie sie in ihrer monetaristischen Version der Chi-
cago-Schule in Chile zeitweise durchaus erfolgreich
praktiziert wurde. Dabei wird die Illusion vermit-
telt, wirtschaftlicher Fortschritt könne ohne die so-
zialen Kräfte technokratisch erzeugt und vor allem
stabilisiert werden, ein Mißverständnis, das heute
gerade auch unter der demokratischen Wirtschafts-
politik neoliberaler Prägung offenbar wird. Die po-
litische Demokratisierung hat im ökonomischen
Bereich nur in sehr begrenztem Maße eine Öffnung
des Modernisierungsstaates zu partizipativen For-
men und größerer sozialer Repräsentativität er-
möglicht. Zunehmend wird deutlich, daß der auto-
ritäre Charakter der Anpassungspolitik, auch wenn
er unter demokratischen Vorzeichen vollzogen
wird, in gewisser Hinsicht an den bürokratisch-
autoritären Staatsgedanken O'Donnells anknüpft.

Die Hoffnung, mit dem Übergang zur Demokratie
würde das Verhältnis von Staat und Gesellschaft
von Grund auf rekonstruiert und der Weg für eine
soziale Demokratie eröffnet, ist durch die ökonomi-
schen Notwendigkeiten im Gefolge der Verschul-
dungskrise und der Defizite öffentlicher Haushalte
geschwunden. Es muß somit fraglich bleiben, ob
mit dem politischen Wandel der achtziger Jahre ein
demokratischer Durchbruch erzielt wurde oder sich
die neuen Regierungsformen als „gelenkte Demo-
kratie“, „verantwortungsbewußte Demokratie“
oder „assoziierte Demokratie“ verfestigen und da-
mit das autoritäre Erbe in der lateinamerikanischen
Politiktradition weitere Gültigkeit entfaltet.

3. Autonomie des Militärs, Korporationsinteres-
sen und Entwicklungsleistungen von Militärregi-
men

Im westlichen Vorbild der Demokratie, das vielen
Analysen der lateinamerikanischen Realität zu-
grunde liegt, wird das Militär als externer Störfak-
tor des politischen Prozesses betrachtet, und das
militärische Eingreifen wird zum eigentlichen
Grund politischer Instabilität erhoben. Unabhängig
davon, ob man von einer spezifischen Qualität la-
teinamerikanischer Demokratie ausgeht oder
nicht27 ), kann festgestellt werden, daß die militäri-
sche Intervention nicht Ursache, sondern Ausdruck
der politischen Instabilität ist. Das Militär hat sich
in Lateinamerika schon frühzeitig seit seiner „Ver-
staatlichung“ als konkurrierende soziale Gruppe
und politische Elite im Entwicklungsprozeß ver-
standen28 ); deshalb waren Erklärungsmodelle, die
das Militär wegen seiner technologischen und orga-
nisatorischen Eigenschaften zum Modernisierungs-
agenten erhoben, ebenso begründet wie Ansätze,
die es wegen seiner Rekrutierungsmuster mit Mit-
telschichtenorientierung als Vorkämpfer von Klas-
seninteressen darstellten29). In zunehmendem
Maße sind das militärische Eigeninteresse und das
institutionelle Eigengewicht zum Bezugspunkt des
Verhaltens der Militärregime geworden. Es gilt da-
her, in der Analyse stärker auf die institutioneile
Autonomie abzustellen, mit der das Militär sich von
der Rücksichtnahme auf spezifische Klasseninteres-
sen befreit und als eigenständiger politischer Ak-
teur in der Gesellschaft etabliert hat. Diese Ten-



denz, die eine zivile Kontrolle über das Militär er-
schwert. wird an eigenständigen korporativen Ideo-
logien und Doktrinen, am dauerhaften Personalan-
stieg. der steigenden Bedeutung der Rüstungsin-
dustrie sowie am Interesse zur Nutzung der Nukle-
artechnologie festgemacht30).

Als Schwierigkeit bei der Analyse der Korporativ-
interessen und ihres Einflusses auf das politische
Verhalten der Streitkräfte ergibt sich das Problem,
daß sich viele Elemente nicht nachweisen lassen, da
sie als militärische Geheimangelegenheit betrachtet
werden. Als zentrale Bezugsgrößen der Korpora-
tivinteressen können die Einheit der Streitkräfte,
das Waffenmonopol organisierter Macht, ein Min-
destmaß von Budgetaufwendungen für militärische
Zwecke, die Autonomie des Laufbahn- und Beför-
derungswesens gegenüber politischer Einmischung,
das Prestige und die Würde der Streitkräfte sowie
die Garantie der inneren Sicherheit und Ordnung
betrachtet werden31).

Eine Verletzung dieser Werte kann das Eingreifen
des Militärs .in den politischen Prozeß bedingen,
gleichzeitig fungieren sie aber auch als Leitschnur
für das politische Verhalten der Streitkräfte selbst.
So wurde in Argentinien General Viola von den
Streitkräften abgesetzt, da er den Pakt der Waffen-
gattungen und somit die Einheit des Militärs durch
Verhandlungen mit den politischen Parteien aufge-
kündigt hatte. Die innermilitärischen Spannungen,
die sich insbesondere aus dem Ende der personellen
Identität von Regierungschef und Oberbefehlsha-
ber der Streitkräfte ergeben, brachen jedoch mit
der Niederlage im Falkland-Krieg mit Großbritan-
nien erneut auf. Violas Nachfolger, General Gal-
tieri, der für die Niederlage verantwortlich gemacht
wurde, gelang es nicht, die Einheit der Streitkräfte
wiederherzustellen, so daß sich Marine und Luft-
waffe aus der Militärjunta zurückzogen und dem
Kandidaten des Heeres, General Bignone und da-
mit auch seiner Waffengattung die Verantwortung
für die Aushandlung der Bedingungen der Über-
gabe der Macht an die demokratischen Kräfte über-
ließen. Die Spaltung des Militärs wurde jedoch für
die konkreten Verhandlungen zumindest formal
überwunden, allerdings war für die Streitkräfte we-
niger der Verlust ihrer eigenen Legitimität aus-
schlaggebend für den Abtritt von der Macht, son-
dern vielmehr ihre institutioneile Unfähigkeit, die
eigene Krise zu kontrollieren32).

Das mit dieser Aussage nahegelegte Eingeständnis
von begrenzter militärischer Leistungsfähigkeit
trifft einen zentralen Punkt, wollten die Militärs mit
der Machtübernahme doch ihre Überlegenheit in
der technokratischen Führung der Regierungsge-
schäfte beweisen. Die Frage, inwieweit die „Politi-
ker in Uniform“ aufgrund ihrer technischen Quali-
fikationen, ihres Wertesystems und der Autonomie
von den Partikularinteressen der gesellschaftlichen
Gruppen besser geeignet sind, den Entwicklungs-
fortschritt voranzutreiben, läßt sich heute nach dem
kläglichen Ergebnis im ökonomischen Bereich eher
negativ beantworten. So ist vielmehr am Einzelfall
und bezüglich der Form der militärischen Organisa-
tion (personalistische Führung- wie in Chile oder
kollektive Führung wie in Argentinien und Uru-
guay) eine konkrete Beurteilung vorzunehmen.
Selbst das ehrgeizige Entwicklungsmodell einer ka-
pitalintensiven und außenwirtschaftlich orientier-
ten Entwicklung, das das Militär Brasiliens seit 1964
verfolgte, geriet in dieselbe Krise von Auslandsver-
schuldung, überdimensioniertem Staatssektor und
sozialer Verarmung, die auch für die anderen la-
teinamerikanischen Länder kennzeichnend ist ).33

4. Ausländische Militärhilfe, Rüstungswirtschaft
und politisch/ökonomische Präsenz des Mili-
tärs

Betrachtet man die Angaben über Aufwendungen
für militärische Zwecke in absoluten Zahlen, so ist
zwischen 1975 und 1985 ein Anstieg von 45,3 Pro-
zent feststellbar, der sich aus einer spürbar höheren
Zahl von 1,8 Millionen Soldaten 1985 im Vergleich
zu 1,3 Millionen im Jahr 1975, sowie dem daraus
folgenden zusätzlichen Waffenbedarf durch Im-
porte erklärt34 ). Gemessen am Anteil des Brutto-
inlandsproduktes läßt sich ein stetiger leichter An-
stieg bzw. ein gleiches Niveau der Militärausgaben
feststellen; signifikante Abweichungen hierbei er-
klären sich aus spezifischen Situationen wie dem
zentralamerikanischen Konflikt und dem Falkland-
Krieg im Falle Argentiniens.

Die Ausrüstung, die Aufgabenstellung sowie zum
größten Teil die Ausbildungsinhalte orientierten
sich auch weiterhin an den Maßgaben der vorwie-
gend von den USA geleisteten Militärhilfe. Zwi-
schen 1950 und 1979 durchliefen 70 000 Angehörige
der lateinamerikanischen Streitkräfte ein Trai-



ningsprogramm im Rahmen der Militärhilfe Nord-
amerikas35). Der erfolgreiche Abschluß eines Kur-
ses an einer ausländischen Militärakademie wurde
zum erforderlichen Karrierenachweis für Offiziere
in Lateinamerika; später kam durch die Gründung
eigener Militärakademien ein notwendiges Ele-
ment zur Professionalisierung der militärischen
Laufbahn auf breiter Basis hinzu. Die bekanntesten
und auch über den nationalen Rahmen hinaus ein-
flußreichsten Offiziersschulen stellen sicherlich das
Centro de Altos Estudios Militares in Peru sowie
die sogenannte militärische „Sorbonne“ Brasiliens,
die Escola Superior de Guerra, dar36). Innerhalb
der Ausbildungsprogramme dieser Militärakade-
mien gab es durchaus unterschiedliche Orientierun-
gen, die sich in ganz Lateinamerika wiederfinden
lassen37 ). Die Kontinuität dieser Orientierungsmu-
ster innerhalb der lateinamerikanischen Militäraka-
demien auch nach dem Übergang zur Demokratie
ist eines jener Elemente, die aus dem fremdbe-
stimmten Charakter des professionellen Rollenver-
ständnisses des Militärs folgt. Gerade die Abhän-
gigkeitsverhältnisse. die sich auch auf dem Gebiet
der Rüstung, der waffentechnischen Liefer- und
waffentechnologischen Logistik-Verhältnisse erge-
ben, unterwerfen die lateinamerikanischen Streit-
kräfte der Konkurrenz der genannten Leitbilder

und begründen die Fortdauer der internen Hetero-
genität. Obwohl die Mehrzahl der lateinamerikani-
schen Länder schon in den siebziger Jahren eine
Diversifizierung ihrer Rüstungsimporte und -ko-
operation durch Einbeziehung europäischer Liefe-
ranten und Ausbau der Beziehungen zu Israel38 )
eingeleitet hat, stellen die USA nach wie vor den
Hauptpartner dar. Zudem wurde die Entwicklung
einer eigenen Militärindustrie betrieben, die so-
wohl den lateinamerikanischen Raum, hier vor al-
lem Zentralamerika, als auch die arabischen und
afrikanischen Länder beliefert. Insbesondere Brasi-
lien, Argentinien und Chile förderten den Aufbau
eigener Forschungs- und Entwicklungskapazitäten,
um durch lokale Produktion unabhängig von inter-
nationalen Zulieferungen zu werden. Über die Ver-
marktung der Waffenproduktion hinaus hat das Mi-
litär auch die Besetzung der öffentlichen Verwal-
tung und der damit verbundenen staatlichen und
parastaatlichen Produktionsbetriebe mit militäri-
schem Personal betrieben. Da die Betriebe der Rü-
stungsindustrie von einem starken Militärhaushalt
abhängen, ist die Auseinandersetzung um den Er-
halt des Finanzvolumens für das Militär ein zentra-
ler Punkt, der die Zukunft der Beziehungen zwi-
schen demokratisch-ziviler Präsidentschaft und mi-
litärischen Eigeninteressen bestimmt.

III. Primat der Politik und Vetomacht des Militärs

Im Rahmen der Analyse der verschiedenen Formen
des Übergangs zur Demokratie in Lateinamerika
sind drei Typen ausgemacht worden: Der am argen-
tinischen Fall orientierte Typus des Zusammen-
bruchs eines Regimes, der ohne weitere Demokra-
tisierung ablaufende Wechsel der Eliten (Haiti) und
der Übergang zur Demokratie als langsamer und
über einem gewissen Zeitraum von oben gelenkter
Prozeß, wie er sich in Brasilien vollzogen hat39 ).
Unabängig von dem konkret eingeschlagenen Weg
versuchten die Streitkräfte, im Rahmen der Über-
gabe der Macht Sonderbedingungen zu verhandeln.

um sowohl für die Vergangenheit eine Absicherung
zu erreichen, als auch für die Zukunft ihre Position
in bezug auf Mitwirkungsrechte und den Militär-
haushalt zu garantieren. Das Interesse der Demo-
kratien an einer Senkung des Militärhaushaltes ging
einher mit der Unfähigkeit der zivilen Führer, sich
gegen die militärische Korporation durchzusetzen.
Dies unterminiert die Glaubwürdigkeit ihrer Poli-
tik, unabhängig davon, ob sie gleichzeitig zur Lö-
sung der schwierigen ökonomischen Probleme fähig
waren. Ein entscheidender Mangel ist wohl auch
darin zu sehen, daß innerhalb der politischen Par-
teien wenig Know-how in Fragen der Sicherheitspo-
litik vorhanden ist, was die Regierungen weithin an
die vom Militär vorgetragenen Interessen auslie-
fert. Zudem wird das Militär bei der Bewältigung
sozialer Probleme in Anspruch genommen, die ei-
gentlich einer politischen Lösung bedürften. Damit
sehen wiederum die Streitkräfte ihr Prestige gefähr-
det, da sie zum Opfer parteipolitischer Machen-
schaften würden40 ).



1. Vom „schmutzigen Krieg“ zur „sauberen De-
mokratie“? Die politische Sicherheit des Mili-
tärs als Grenze der Menschenrechtspolitik

Die Aufarbeitung der Vergangenheit und die dar-
aus folgende Politik gegenüber dem Militär kann
sowohl für die demokratischen Kräfte als auch für
das Militär als Nagelprobe über die künftige Form
des Zusammenlebens bezeichnet werden, da von
den Streitkräften mit dem Argument der nationalen
Befriedung und Versöhnung eine Amnestie für die
unter der Militärherrschaft begangenen Verbre-
chen angestrebt wurde.

So brachte das argentinische Militär am 23. Sep-
tember 1983 ein Amnestiegesetz ein, das alle sub-
versiven Aktivitäten und Exzesse bei der Repres-
sion zwischen dem 25. Mai 1973 und dem 17. Juni
1982 von jeglicher Strafe ausnimmt. Bereits Ende
September 1983 setzte der demokratisch gewählte
Nationalkongreß diese Selbstamnestie außer Kraft,
und Präsident Alfonsin gab die Einleitung eines
Prozesses gegen die neun Mitglieder der drei ersten
Militär-Juntas vor dem Obersten Gericht der Streit-
kräfte bekannt. Damit wurde zwar dem Anliegen
einer Strafverfolgung der Menschenrechtsverlet-
zungen, wie sie insbesondere im Bericht der Kom-
mission unter dem Vorsitz von Ernesto Sabato nie-
dergelegt wurden, entsprochen, gleichzeitig aber
wurde dem Militär mit der Zuweisung der Fälle an
die Militärgerichtsbarkeit die Chance zu einer von
ihm selbst getragenen „Reinigung“ eingeräumt.

Nach dem Theorem der „drei Ebenen der Verant-
wortung“ verfolgte Alfonsin die Absicht, die politi-
schen Belastungen für seine Regierung durch eine
massive Verurteilung von Angehörigen des Militärs
gering zu halten, indem vor allem die obersten
Ränge des Militärs belastet wurden41 ). Gleichwohl
geriet die Regierung zunehmend unter den Druck
des Militärs, das ein definitives Ende der Verfol-
gungen forderte. Mit dem Ley del Punto Final vom
Dezember 1986 wurde insofern ein Schlußpunkt
gesetzt, als nur die innerhalb einer Frist von 60 Ta-
gen von einer persönlichen Ladung Betroffenen
noch zur Rechenschaft gezogen werden konnten.
Mit der Rebellion der Osterwoche 1987 und dem
Aufstand „Operaciön Dignidad“ des Oberstleut-
nants Aldo Rico bzw. auf der Basis eines angebli-
chen Übereinkommens zwischen den Soldaten un-
ter M. A. Seineldn und dem Oberkommandieren-
den der Armee wurde die Regierung gezwungen,
ein Gesetz über die Gehorsamspflicht einzubrin-
gen, das einer allgemeinen Amnestie nahekam. Als
Folge dieser Krise in den zivil/militärischen Bezie-

hungen etablierte sich eine doppelte Machtstruk-
tur: Auf der einen Seite die verfassungsmäßige Re-
gierung, die auf die Unterstützung der breiten Be-
völkerung, der politischen Parteien, Gewerkschaf-
ten und Unternehmer zählen konnte, auf der ande-
ren Seite das Militär, bei dem sich eine Unterschei-
dung zwischen loyalen Elementen und Rebellen
schon durch ihr Handeln bzw. Nichthandeln erüb-
rigt, da das Interesse zur Delegitimierung der Re-
gierung offenbar wurde. Auch der Nachfolger von
Alfonsin im Präsidentenamt, Carlos Menem, wurde
mit der erstarkten Autonomie des Militärs konfron-
tiert, wobei er durch private Zusammenkünfte mit
bestimmten Offizieren hinsichtlich einer Begnadi-
gung des extrem nationalistischen Offiziers Seinel-
din — die zum Rücktritt des Verteidigungsministers
Italo Luder führten — sowie durch Entgegennahme
von Informationen des eigentlich verbotenen Ge-
heimdienstes der Armee die Spielräume des Mili-
tärs weiter ausdehnte.

Mit der Begnadigung von 210 Offizieren und 64 frü-
heren Guerillakämpfern am 7. Oktober 1989 hat-
ten die argentinischen Streitkräfte ihre Position der
militärischen Sonderrechte so abgesichert, wie es
dem Militär in Uruguay bereits mit dem Gesetz
über den Verzicht auf Strafverfolgung des Jahres
1986 gelungen war. Allerdings gab sich auch in Uru-
guay die Bevölkerung mit diesem Übergang zur
Demokratie nicht zufrieden, was in dem Volksbe-
gehren gegen dieses Gesetz zum Ausdruck kam,
das die vorgeschriebene Zahl von 25 Prozent der
Wahlberechtigten erhielt. Am 16. April 1989
stimmten in der notwendig gewordenen Volksab-
stimmung jedoch 53 Prozent der Bevölkerung einer
Fortdauer des Gesetzes zu, so daß durch das Refe-
rendum mehrheitlich die Bewältigung des „schmut-
zigen Krieges“ als abgeschlossen betrachtet wurde.
Aus dieser gesicherten Position heraus versuchten
die Streitkräfte jüngst, gegen eine nach ihrer Ansicht
die Moral des Militärs beeinträchtigende Reinte-
gration der früheren Tupamaro-Kämpfer in das po-
litische Leben vorzugehen und setzen damit ihre
Vetopolitik gegen die Teilnahme bestimmter Perso-
nen am politischen Leben fort, wie dies schon im
Acuerdo del Club Naval beim Übergang zur Demo-
kratie von ihnen erfolgreich praktiziert worden
war.

2. Entpolitisierung des Militärs und Demilitarisie-
rung der Gesellschaft

Der Rückzug des Militärs in die Kasernen ist viel-
fach als Beginn einer inneren Neuorientierung und
einer Neugestaltung der innermilitärischen Bezie-
hungen interpretiert worden. Zwar mußte das Mili-
tär einen Generationswechsel in den Führungsposi-
tionen hinnehmen, da die demokratischen Regie-



rungen durch vorzeitige Versetzung in den Ruhe-
stand die bis dahin maßgeblichen Generäle von ih-
ren Posten entfernte, aber das Interesse an einer
weiteren politischen Einflußnahme, das sich zu-
nächst nur auf die Abwehr des Vordringens ziviler
Kontrolle auf die innermilitärischen Beziehungen
wie die Laufbahnordnung und die Ernennung der
Oberbefehlshaber bezog, dauerte an. Die Auffas-
sung. daß mit einer neuen Phase der Professionali-
sierung auch eine Abnahme der Einmischung des
Militärs in die Politik verbunden sei, läßt sich an-
hand der Erfahrungen mit der militärischen Rollen-
erweiterung beim Übergang vom „alten“ — auf
Gewährleistung der äußeren Sicherheit angeleg-
ten — „Professionalismus“ zu der auf innere Sicher-
heit und nationale Entwicklung ausgerichteten Va-
riante — die als „neuer Professionalismus“ verstan-
den wird — nicht erhärten42 ). Der Zyklus von Pro-
fessionalisierung — Politisierung — Professionali-
sierung hat sich heute in eine professionalisierte
Autonomie verwandelt, die sich auf das Erzie-
hungs- und Organisationswesen, die materiell-logi-
stische Ebene sowie das ideologisch-politische Den-
ken bezieht. Aus der durch die Amnestieregelung
gewonnenen politischen Sicherheit heraus sind die
Streitkräfte angetreten, ihre innere Integration wie-
derzuerlangen, um damit auch als politische Kraft
erfolgreich wirken zu können.

Andererseits muß es darum gehen, die Kontrolle
der Gesellschaft durch die militärische Parallel-
struktur abzubauen. Die Bedeutung, die mit der
Verstärkung zentralstaatlicher Macht unter den Mi-
‘litärregierungen den regionalen Oberbefehlshabern
bis hinunter zum System lokaler Macht zugewach-
sen ist. hat eine Überlagerung und Verdoppelung
administrativer, rechtlicher und politischer Funk-
tionen zur Folge gehabt, die durch den meist lang
andauernden Ausnahmezustand verfestigt wurde.
Oftmals übernahm das Militär auch die Aufgaben
der Polizei, des Justizwesens und des Geheimdien-
stes, so daß eine Trennung der verschiedenen Funk-
tionen dringend geboten ist43 ). So wie die Entpoli-
tisierung des Militärs sich größtenteils nur auf eine
Veränderung der Einflußmöglichkeiten der militä-
rischen Machtquote „hinter dem Thron“44 ) be-
zieht, wird auch von einer Demilitarisierung des
gesellschaftlichen Lebens nur ein begrenzter Erfolg
zu erwarten sein, da der Gedanke der Gewaltentei-
lung in Lateinamerika traditionell nur gering ausge-

prägt ist45 ). Die unterschiedlichen Formen von Mi-
litärherrschaft haben entsprechende Konsequenzen
für die institutionelle Kohäsion46 ) gezeitigt: Die
Personalisierung des chilenischen Militärregimes
durch Augusto Pinochet hat zwar den inneren Zu-
sammenhalt erleichtert47 ), andererseits stieg das
Risiko innerer Spaltungen und starker Politisierung
durch die Notwendigkeit, als ausschließliche Stütze
hochgradig umstrittener Politik zu fungieren. Die
starke Polarisierung der politischen Auseinander-
setzung bewirkte innerhalb der Streitkräfte deren
tiefgehende politische Inanspruchnahme, welche
bald mit der militärischen Autonomie in Konflikt
geriet48 ).

Unter dem Gesichtspunkt der Autonomie haben
die Armeen Lateinamerikas einen Vereinheitli-
chungsprozeß durchlaufen, der sich sowohl auf ihre
innere Ordnung als auf die maßgeblichen Rekrutie-
rungsmuster bezieht. Dies gilt auch für den umge-
kehrten Fall des vollständig politisierten Militärs,
wie es in Nicaragua oder Kuba zu finden ist. Aus
den Revolutionen, 1959 in Kuba und 1979 in Nica-
ragua, gingen Armeen hervor, die sich zunächst
gegen die Armeen der Diktatoren Batista und So-
moza durchgesetzt hatten und diese dann vollstän-
dig in ihren Funktionen substituierten. Die Auflö-
sung der somozistischen Nationalgarde, die die per-
sönliche Bereicherung des Diktators und der füh-
renden Generäle absicherte49 ), hat in Nicaragua
zum Aufbau des sandinistischen Volksheeres (Ejer-
cito Populär Sandinista) geführt, das mit dem
Machtverlust der Sandinisten in den Wahlen vom
Februar 1990 nun den Übergang von einer Revolu-
tionsarmee politischer Prägung zu einer nationalen
Streitkraft ohne politisches Mandat finden muß.
Derzeit ist noch nicht abzusehen, ob das Militär ein
eigenständiges politisches Ziel verfolgt, das im nica-
raguanischen Fall der Opposition verpflichtet ist,
oder auch Anordnungen der demokratisch gewähl-
ten Regierung Folge leistet, gegen die eigene Refe-
renzgruppe vorzugehen. Damit verliert die Frage,



ob es sich in Zukunft um eine Berufsarmee oder um
ein Militär mit einem hohem Anteil an Wehrpflich-
tigen handelt, an Bedeutung. Diese für die Militär-
soziologie wichtige Unterscheidung hat in der la-
teinamerikanischen Realität nur sehr begrenzten
Einfluß auf die Analyse der Verknüpfung von Ge-

sellschaft und Militär, da es nur selten zu einer
sozialen Abschottung der Streitkräfte in ihrem Le-
bensstil gekommen ist. Indem der Militärdienst in
vielen Ländern die Möglichkeit zu sozialem Auf-
stieg eröffnet, ist die Einbindung der militärischen
Karriere in die Sozialstruktur unverkennbar.

IV. Die zukünftige Rolle des Militärs

1. Soziale Ordnungsmacht und Drogenkrieg

Mit dem Dekret vom 3. März 1990 hat der argenti-
nische Präsident Carlos Menem den Streitkräften
erneut die Möglichkeit eingeräumt, bei internen
Konflikten einzugreifen. Diese Entscheidung ist als
qualitativer Wandel in der Gestaltung der Bezie-
hungen zwischen Staat und Armee zu interpretie-
ren. Menem stellt damit die Verbindung zwischen
der Rolle des Militärs und der sozioökonomischen
Situation im Lande her die unmittelbar nach dem
Übergang zur Demokratie durch die politische Ver-
urteilung der Menschenrechtsverletzungen beendet
worden war. Dem Militär wird damit die Möglich-
keit zu einer Erweiterung des eigenen Machtberei-
ches geschaffen, da seine Rolle als Ordnungsmacht
und in der Verantwortlichkeit für wirtschaftspoliti-
sehe Entscheidungen sowie deren Konsequenzen
offizielle Anerkennung erfährt. Zum einen wird die
Beteiligung der Streitkräfte bei der Umsetzung von
politischen Maßnahmen — die mit hohen sozialen
Kosten verbunden sind — vorgesehen, zum ande-
ren militärisches Handeln in die Nähe von wirt-
schaftspolitischen Entscheidungen gerückt. Die so-
zialen Konflikte, welche im Gefolge der von der
Weltbank verordneten Anpassungsprogramme50 )
in Venezuela, Argentinien und Brasilien als gewalt-
tätige Auseinandersetzungen mit Plünderüngen
aufbrachen, unterstreichen die Abhängigkeit der
demokratisch gewählten Regierungen vom Militär,
um die soziale Unruhe zu kontrollieren. Die Kritik
des venezolanischen Präsidenten Carlos Andres Pe-
rez am Internationalen Währungsfonds sowie am
Bankensystem wegen ihrer fehlenden Sensibilität
gegenüber den sozialen Problemen Lateinamerikas
belegt die große Sorge der Politiker, man könne mit
der Streichung von Subventionen und der Reduzie-
rung von Staatsausgaben in instabile soziale Situa-
tionen geraten, die schnell den erneuten Ruf nach
dem Militär begünstigen.

Eine Erweiterung der Funktionen des Militärs läßt
sich ebenfalls in der Auseinandersetzung mit der
Drogenmafia in mehreren Ländern Lateinamerikas
beobachten. Neben den kolumbianischen Rebel-
lenbewegungen FARC und M-19 wird auch bei der
peruanischen Guerrillagruppe Sendero Luminoso
eine Verbindung zwischen Guerilla-Aktivitäten
und Drogengeschäft vermutet, die neben der Er-
zeugung einer Parallelökonomie für die „Wäsche“
der Drogengelder auch Aspekte des Waffenhandels
einschließt. Zudem haben die USA das Drogenpro-
blem zur wichtigsten Bedrohung der sozialen, öko-
nomischen und militärischen Sicherheit erhoben, so
daß diese internationale Komponente eine Überla-
gerung von strategischem Sicherheitsdenken und
konkretem Kampf gegen die Drogenproduktion be-
fördert hat. Nicht ohne Grund wird daher von einer
neuen nationalen Sicherheitsdoktrin nach dem
Ende des Ost-West-Gegensatzes gesprochen, die
auf der Basis der Kontrolle des Drogenhandels die
Einmischung in interne Angelegenheiten der latein-
amerikanischen Länder gestatte51)- Deutlichster
Ausdruck dieses neuen Sicherheitskonzeptes ist die
amerikanische Invasion in Panama vom Dezember
1989, mit der zum einen das strategische Sicher-
heitsinteresse am Panamakanal zum Ausdruck
kam, und zum anderen mit Manuel Noriega (der
früher ein wichtiger Verbündeter der USA gewesen
war) ein führender Kopf des internationalen Dro-
genhandels gefaßt wurde.

Die direkte Teilnahme nordamerikanischer Streit-
kräfte und Drogenbeauftragter der Drug Enforce-
ment Administration (DEA) in Mexiko oder die
Operation Blast Furnace im Jahre 1986 in Bolivien
haben die Frage der Bewahrung nationaler Souve-
ränität in der Verfolgung der Drogenmafia hervor-
gehoben, zudem wurde die Legitimation der jewei-
ligen nationalen Regierungen in Frage gestellt. So
mußte sich auch Kolumbien gegen die Anwesenheit
von nordamerikanischen Kriegsschiffen innerhalb
der nationalen Gewässer wehren, die ohne vorhe-



rige Konsultation dort Stellung bezogen hatten, um
durch Luftüberwachung den Transport von Drogen
in Kleinmaschinen zu kontrollieren. Wie schon bei
den counter insurgency-Programmen der sechziger
Jahre besteht die manifeste Gefahr, daß durch die
Präsenz nationaler und internationaler Streitkräfte
eine Militarisierung der Gesellschaft gefördert
wird, die die Militärmacht auf Kosten der zivilen
Regierung stärkt52). Zudem belegt insbesondere
der Fall Kolumbiens die Folgen des „Drogenkriegs“
in Gestalt institutioneller Instabilität, Korruption,
tiefgreifender Änderungen der politischen und ge-
sellschaftlichen Strukturen, direkter Verbindung
mit Menschenrechtsverletzungen und geringeren
Möglichkeiten einer demokratischen Öffnung53 ).
Das Risiko eines begrenzten Konfliktes (low inten-
sity conflict), dessen Folgen — wenn auch aus ande-
ren Gründen — im zentralamerikanischen Bereich
bereits deutlich spürbar sind, beinhaltet hohe Ko-
sten für die nationalen Gesellschaften, ermöglicht
aber andererseits die Wiederaufnahme von Trai-
ningsprogrammen für die lateinamerikanischen Mi-
litärs, eine Verstärkung des Waffengeschäftes und
neue Operationsgebiete für die militärischen Ge-
heimdienste,

2. Militär und Politik in Lateinamerika

Die Annahme, die neuen Demokratien Lateiname-
rikas verfügten aufgrund der Diskreditierung des
Militärs über ein Legitimationspolster54), hat sich
als unzureichende Basis für die Bewertung der Lei-
stungsfähigkeit der demokratischen Regime erwie-
sen. Zwar fiel der wirtschaftliche Einbruch noch in
die Zeit der Militärherrschaft, aber die Konsequen-
zen der notwendigen Anpassungsprogramme wer-
den den jeweils an der Macht befindlichen Parteien
angelastet. Zudem ist sehr fraglich, inwieweit die
Erinnerung an das ökonomische Versagen des Mili-
tärs nicht inzwischen schon verblaßt ist, insbeson-
dere vor dem Hintergrund, daß die Jahre der Mili-
tärdiktatur noch immer von einer positiven Erwar-
tungshaltung getragen waren, während sich heute
zunehmend Resignation angesichts der Perspektiv-
losigkeit der politischen Parteien in der Wirtschafts-
politik breitmacht. Auch die These, das Fehlen at-
traktiver Regimealternativen oder eines geeigneten
Rechtfertigungsmusters für eine erneute Machter-

greifung des Militärs stelle eine gewisse Sicherung
für die Demokratie dar55 ), geht an dem einfachen
Sachverhalt vorbei, daß das Ansteigen von Gewalt-
akten schon für den Ruf nach dem Militär ausrei-
chen würde. Dies bedeutet nicht notwendigerweise
den Auftakt für eine neue Militärdiktatur, sondern
verweist auf Systemformen im Halbdunkel von De-
mokratie und Diktatur, wie z. B. eine „geschützte
Demokratie“. Zumindest würde damit das Zen-
trum des demokratischen politischen Prozesses weg
von den Parteien und gesellschaftlichen Gruppen
und hin zu Militär, Polizei und Geheimdiensten ver-
schoben. Die Unkontrollierbarkeit und Intranspa-
renz solcher Formen politischen Handelns ist aus
den „dunklen Jahren“ der Militärdiktaturen be-
kannt, gleichwohl forderten die Bürger eine Ver-
söhnung und keine grundsätzliche Neuorientierung
des Verhältnisses von Staat, Gesellschaft und Mili-
tär56 ).

Das Versagen der Demokratien Lateinamerikas, in
Zeiten der einmütigen Unterstützung durch die Ge-
sellschaft — wie dies in der Arbeit der „Mütter der
Plaza de Mayo“ in Argentinien, der Menschen-
rechtsstelle der katholischen Kirche in Chile sowie
in der Verfolgung der Morde an den sechs salvado-
ranischen Jesuiten im November 1989 deutlich
wurde — die Aufarbeitung der Vergangenheit einer
vorschnellen und oberflächlichen Beruhigung der
politischen Lage geopfert zu haben, kann sich zu-
mindest in Hinsicht auf das Militär als schwerwie-
gender Geburtsfehler erweisen. Die Bewältigung
der Menschenrechtsverletzungen hätte als Aus-
gangspunkt eines partizipativen nationalen Projek-
tes dienen können, das durch das Interesse der Par-
teien an einer Senkung und Kontrolle der politi-
schen Mobilisierung verschüttet wurde. Allerdings
hätte dies die Polarisierung innerhalb der Gesell-
schaft spürbar erhöht, da aufgrund der weitgehen-
den sozialen Integration des Militärs in die Gesell-
schaft diese auch gegen sich selbst hätte vorgehen
müssen. Die demokratische Militärpolitik ist heute
— soweit sie nicht ohnedies schon angesichts der
erdrückenden Dominanz der Wirtschaftsprobleme
aufgegeben wurde — auf die Stärkung der zivilen



Gesellschaft sowie eine Besetzung der Militäraka-
demien mit demokratieorientierten Ausbildungsin-
halten beschränkt, um zum einen die Einbindung
des Militärs in demokratische Prozesse zu kontrol-
lieren und zum anderen die Fortdauer der vorherr-
schenden Militärdoktrinen zu unterbrechen. Die
„erhobenen Hände“ der lateinamerikanischen De-

mokratien gegenüber der militärischen Autonomie
erweisen sich jedoch als zusätzliche Belastungs-
probe in einer Zeit, in der die Konsolidierung des
demokratischen Übergangs mit dem Aufkommen
von neuen politischen Sammlungsbewegungen, die
eines Parteiencharakters weitgehend entbehren, an
einem kritischen Punkt angelangt ist.



Clemens Rode

Der Friedensplan von Esquipulas und die Wahlen
in Nicaragua

Ein Beispiel der Lösung von Regionalkonflikten

Am 19. Juli 1979 wurde der Sturz des Diktators
Somoza in der nicaraguanischen Hauptstadt Mana-
gua besiegelt. Über 40 Jahre Diktatur des in den
dreißiger Jahren von den USA eingesetzten Gene-
rals und seiner beiden Söhne gingen nach langen
Jahren des bewaffneten und politischen Kampfes
einer breiten Allianz von Parteien, engagierten
Christen, gesellschaftlichen Gruppen und der San-
dinisten (Frente Sandinista de Liberaciön Nacional,
FSLN) zu Ende. Wichtig war dabei auch der Entzug
der politischen und militärischen Unterstützung für
das Somoza-Regime durch die US-Regierung unter
Präsident Carter im ersten Halbjahr 1979.
Im Frühjahr 1981 sprengten zunächst unbekannte
Täter Brücken im ländlichen Norden Nicaraguas.
Aus Überresten der Nationalgarde Somozas bildete
sich mit anfänglich argentinischer, später massiver
US-amerikanischer Unterstützung eine bewaffnete
Opposition („Contra“ genannt). Es begann ein Zer-
mürbungskrieg gegen das sandinistische Nicaragua,
ein „Konflikt niedriger Intensität“ (low intensity
conflict), der zu über 60 000 Toten, Verwundeten
und Kriegsversehrten führte.
Am 25. April 1990 übergibt zum ersten Mal in der
nicaraguanischen Geschichte ein gewählter Präsi-
dent die Regierungsgewalt in die Hände einer ge-
wählten Präsidentin. Daniel Ortega, 1984 mit
67 Prozent der gültigen Stimmen gewählt, über-
reichte die Amtsschärpe an seine Nachfolgerin Vio-

Der vorliegende Artikel basiert auf der Tätigkeit des
Autors in der Region zwischen November 1985 und No-
vember 1989 als Referent und Vertreter der Friedrich-
Ebert-Stiftungfür Nicaragua. Er hat dabei an allen Ver-
handlungen zwischen der Regierung Nicaraguas und der
Contra teilgenommen als Assistent von H. J. Wisch-
newski MdB, der als Berater fungierte. Außerdem war
der Autor Teilnehmer und Beobachter vieler Treffen und
Konferenzen des Esquipulas-Prozesses.

leta Barrios de Chamorro, deren Parteienkoalition
Union Nacional Opositora (UNO) 54,7 Prozent bei
den Wahlen am 25. Februar 1990 erhielt. Nach an-
fänglicher Hinhaltetaktik ließen sich wenige Mo-
nate später die letzten Contra-Einheiten entwaff-
nen.

Die Beendigung des Krieges in Nicaragua und der
verfassungskonforme Übergang von einer gewähl-
ten Regierung zur nächsten ist vor dem Hinter-
grund der turbulenten Geschichte des Landes nur
erklärlich durch den regionalen Friedensplan von
Esquipulas — benannt nach dem Wallfahrtsort in
Guatemala, an dem sich im Mai 1987 die Präsiden-
ten von Costa Rica, Guatemala, Honduras, Nicara-
gua und El Salvador zum ersten Mal auf der Suche
nach Verhandlungslösungen für den Regionalkon-
flikt trafen. Der vom costaricanischen Präsidenten
Arias dabei angeregte Friedensplan wurde Anfang
August 1987 in der guatemaltekischen Hauptstadt
unterzeichnet.
Das Beharren der Sandinisten auf den Zielen des
Friedensplans als Rahmen für Verhandlungen zur
politischen Lösung des militärischen Konflikts
führte 1989 zum Waffenstillstandsabkommen von
Sapoä und schließlich zu den vorgezogenen Präsi-
dentschafts-, Nationalversammlungs- und Gemein-
dewahlen vom 25. Februar 1990.
Die Sandinisten verloren zwar die Wahlen, und
zwar besonders deutlich in den Kommunen auf-
grund des von ihnen selbst entwickelten relativen
Mehrheitswahlrechts. Trotzdem blieben sie mit
41 Prozent und 39 von 92 Sitzen in der Nationalver-
sammlung stärkste (Einzel-)Partei in Nicaragua.
Die nächste stärkste Partei innerhalb der siegrei-
chen UNO-Koalition, die konservative APC, ver-
fügte über 6 Sitze. Die weiteren 45 Sitze der UNO
teilten sich 13 Parteien von Rechtsaußen bis zu den
Kommunisten.



I. Vom Friedensplan zum Waffenstillstand

Die ursprünglichen Entwürfe des Arias-Plans ) wa1 -
ren einseitig gerichtet auf die Behandlung des Falles
Nicaragua. Erst das Engagement des guatemalteki-
schen Präsidenten Vinicio Cerezo auf der Suche
nach Lösungsmöglichkeiten für die Konflikte in sei-
nem eigenen Land und im benachbarten El Salva-
dor führten im August 1987 zu einem unterschrifts-
reifen Kompromißentwurf, der auch die anderen
Konflikte umfaßte. Der hierbei gezeigte regionale
Stolz und der Anspruch auf politische Selbstbestim-
mung wurden noch dadurch verstärkt, daß die US-
Regierung von Präsident Reagan am Tag vor dem
Beginn des zentralamerikanischen Präsidentengip-
fels einen eigenen, nicht einmal mit den örtlichen
Verbündeten abgesprochenen Plan zur „Befrie-
dung“ Nicaraguas vorlegte, der von den zentral-
amerikanischen Staaten als unzumutbares Diktat
empfunden wurde.

1. Der Inhalt des Friedensplans

Die fünf zentralamerikanischen Präsidenten ver-
pflichteten sich mit der Annahme des Friedensplans
unter anderem zur Realisierung folgender
Punkte:

— Nationale Versöhnung: Es sollen alle Vorausset-
zungen geschaffen werden für den „Nationalen Dia-
log“ zwischen den Regierungen und der zivilen un-
bewaffneten Opposition. Alle Länder sollen Amne-
stiegesetze erlassen für Gefangene aus den politi-
schen und militärischen Konflikten. Es sollen Na-
tionale Versöhnungskommissionen gegründet wer-
den, an denen möglichst auch Vertreter der Kirche
zu beteiligen sind.

— Demokratisierung: Es wird zur Respektierung
der Menschenrechte aufgerufen, soziale Gerechtig-
keit und die Unverletzlichkeit der territorialen Inte-
grität der Länder gefordert. Presse- und Rundfunk-
freiheit muß hergestellt, die Zensur abgeschafft
werden. Parteienpluralismus soll Grundvorausset-
zung für die Demokratisierung sein. Jede Art von
Ausnahme- oder Belagerungszustand oder andere
Notstandsgesetze sollen unverzüglich außer Kraft
gesetzt werden.

— Freie Wahlen: Im ersten Halbjahr 1988 sollten
Wahlen zu einem Gemeinsamen Zentralamerikani-
schen Parlament stattfinden. Diese Bestimmung ist

vornehmlich wegen Nichtratifizierung des Parla-
mentsabkommens durch die costaricanische Natio-
nalversammlung bis heute nicht erfüllt.

— Widerstandsbewegungen: Alle regionalen und
außerregionalen Regierungen werden aufgefor-
dert, die Unterstützung von irregulären Kampfkräf-
ten (Contras Nicaragua und Nationale Befreiungs-
front FMLN in El Salvador) zu unterlassen. Die
„bewaffneten Oppositionen“ sollen keinerlei Un-
terstützung durch andere Regierungen annehmen.

— Nichteinmischung: Die fünf Länder verpflichten
sich, das eigene Territorium nicht Guerillagruppen
zur Verfügung zu stellen, die ein anderes Land der
Region angreifen wollen. Kein Land darf Truppen
logistisch und militärisch unterstützen, die Regie-
rungen in anderen Ländern der Region destabilisie-
ren wollen.

— Waffenstillstand: Die Regierungen werden auf-
gefordert, Waffenstillstände mit aufständischen Be-
wegungen zu „konzertieren“. Genauere Bestim-
mungen hierzu werden nicht festgelegt.

— Entwicklung und Zusammenarbeit: Die wirt-
schaftliche Integration der Region und die Politik
der Länder sollen auf Wachstum und auf eine sozial
gerechtere Verteilung des Wohlstandes hinwirken,
um die sozialen Ursachen der bewaffneten Kon-
flikte aufzuheben.

— Überprüfung der Erfüllung des Friedensplans:
Es wird eine Kommission gegründet, die die Erfül-
lung des Friedensplans in den fünf Ländern über-
prüfen soll. Ihr gehören die Vereinten Nationen,
die Organisation Amerikanischer Staaten (OAS),
die Außenminister Zentralamerikas sowie der Con-
tadora-Gruppe (Venezuela, Kolumbien, Panama,
Mexiko) und der Gruppe von Lima (Peru, Brasi-
lien, Uruguay, Argentinien) an.

2. Der Weg zum Waffenstillstand von Sapoä

In den Händen der diplomatischen Routiniers
wurde der Friedensplan von Esquipulas alsbald be-
dächtig verwaltet. Die Außenminister der Unter-
zeichnerstaaten trafen sich regelmäßig; Regierun-
gen, Oppositionen und Aufständische dafür wenig,
und wenn, dann ohne greifbare Ergebnisse (El Sal-
vador).

In Nicaragua hingegen, sicherlich beschleunigt
durch die besonderen Lasten des Krieges und den
wirtschaftlichen Niedergang, bewegte sich viel. Die
Nationale Versöhnungskommission wurde gebil-
det, der Kardinal und Sandinistengegner 'Erzbi-
schof Obando Bravo zu deren Vorsitzenden er-



nannt. Intensive Verhandlungen führten zur Wie-
dereröffnung geschlossener Medien wie der Oppo-
sitionszeitung „La Prensa“ und „Radio Catölica“.

Nachdem Präsident Ortega anfänglich erklärt
hatte, er wolle „mit dem Zirkusdirektor verhandeln
und nicht mit den Clowns“, also mit Ronald Reagan
und nicht mit dem unselbständig agierenden „Poli-
tischen Direktorium“ der Contra, gab es im No-
vember 1988 in Managua einen Sinneswandel. Als
Folge davon präsentierte Anfang Dezember Ortega
ein Waffenstillstandsangebot in Washington. Dies
führte am 21. Dezember 1988 zu einer ersten indi-
rekten Gesprächsrunde mit der Contra-Führung in
Santo Domingo, der Hauptstadt der Dominikani-
schen Republik. Die nicaraguanische Regierung
wurde dabei vom US-Anwalt Paul Reichler und
dem deutschen Bundestagsabgeordneten Hans-Jür-
gen Wischnewski vertreten, als Vermittler fungierte
Kardinal Obando. Obwohl inhaltlich ergebnislos,
waren diese indirekten Gespräche der erste Schritt
in Richtung auf Waffenstillstandsverhandlungen.
Das erste wichtige Ereignis des Esquipulas-Prozes-
ses im Jahre 1988 stellte das Treffen der fünf zen-
tralamerikanischen Präsidenten am 15. und 16. Ja-
nuar 1988 in Costa Rica dar, das mit dem grund-
sätzlichen Beschluß zur sofortigen Erfüllung des
Abkommens von Esquipulas durch die fünf Unter-
zeichnerstaaten endete, ohne daß jedoch ein weite-
rer Präsidentengipfel auch nur in Aussicht genom-
men wurde.
Nicaragua verkündete daraufhin die Aufhebung
des Ausnahmezustandes trotz weiter bestehender
Kriegssituation, sowie die Bereitschaft, in direkte
Verhandlungen mit der Contra einzutreten. Für
den 20. bis 22. Januar wurde eine erste Verhand-
lungsrunde in San Jose/Costa Rica vorgeschlagen.
In Nicaragua war man aufgrund der katastrophalen
ökonomischen Situation an einer politischen Lö-
sung des Krieges gegen die Contra interessiert. An-
gesichts der allmählichen Wende in der Zentral-
amerikapolitik der US-Regierung und des offen-
kundigen Scheiterns der anderen zentralamerikani-
schen Staaten, die Vereinbarungen von Esquipulas
im eigenen Land zu erfüllen, ergab sich für Nicara-
gua die Möglichkeit, mit einem relativ größeren
politischen Spielraum eine Beendigung des Krieges
auf dem Verhandlungswege herbeizuführen.
Damit war die Verpflichtung zur Gleichzeitigkeit
der Erfüllung des sogenannten Arias-Planes für
alle Unterzeichnerländer aufgehoben. Nicaragua
konnte sich bei seinen Bemühungen nunmehr los-
gelöst von Verpflichtungen zur Simultanität gegen-
über den anderen Unterzeichnerstaaten bewegen.
Tatsächlich waren im Gefolge dieses Präsidenten-
gipfels mit Ausnahme von Nicaragua in den folgen-

den Monaten auch keine wesentlichen Aktivitäten
zur Erfüllung der in Esquipulas getroffenen Verein-
barungen mehr zu beobachten. Nicaragua meinte es
sich angesichts dieser regionalpolitischen Situation
mit Hinweisen auf die Säumigkeit der anderen Ver-
tragspartner. insbesondere wegen der weiteren Prä-
senz der Contra in Honduras und teilweise auch in
Costa Rica, durchaus leisten zu können, angekün-
digte Maßnahmen als Manövriermasse für Waffen-
stillstandsverhandlungen zurückzuhalten. Dazu ge-
hörten insbesondere die seinerzeit noch ausste-
hende Amnestie für Contra-Häftlinge und ehema-
lige Nationalgardisten.

Der nationale Dialog zwischen der sandinistischen
Regierung und den im Lande tätigen politischen
Parteien (einschließlich der außerparlamentari-
schen Opposition) wurde im Februar auf Initiative
der Regierung wieder aufgenommen, mit Unter-
brechungen bis Ende April geführt und dann neu-
erlich von Seiten der Opposition unterbrochen.
Dies kann im Zusammenhang mit der Unklarheit
über den Ausgang der Verhandlungen zwischen
Regierung und Contra sowie die sich daraus für die
interne Opposition ergebenden Perspektiven gese-
hen werden.

Die Opposition ging in den Nationalen Dialog mit
einem Forderungskatalog, der 17 Punkte zur Ver-
fassungsänderung enthielt. Dieser Katalog2) wurde
ebenfalls vom „Nicaraguanischen Widerstand“ in
die erste direkte Verhandlungsrunde mit der Regie-
rung von Nicaragua am 28. Januar 1988 einge-
bracht. Eine juristische Analyse ergab, daß 12 die-
ser 17 Punkte nur im Rahmen einer Verfassungsän-
derung zu behandeln wären, wobei die wichtigsten
die Nichtwiederwählbarkeit des Präsidenten und
die Nichtwählbarkeit von Familienangehörigen des
Präsidenten und Vizepräsidenten waren. Die ande-
ren Punkte des Forderungskataloges waren über-
wiegend im Rahmen der normalen gesetzgeberi-
schen Arbeit zu behandeln. Allerdings ließ die Re-
gierung erkennen, daß die bereits vorher erwähnten
Punkte zur Verfassungsänderung sowie unter ande-
rem auch die Forderung, Militärs und Polizeikräf-
ten das aktive und passive Wahlrecht zu nehmen,
für sie nicht akzeptabel seien. Immerhin konnten
aus den Vorschlägen der Regierung und der Oppo-
sition Kompromißformeln für eine Tagesordnung
geschaffen werden. In den Monaten Mai und Juni
fanden allerdings keine weiteren Sitzungen des Na-
tionalen Dialogs statt.



Hinsichtlich der Verhandlungen zwischen Regie-
rung und „Widerstand"/Contra-Bewegung können
zwei Etappen unterschieden werden:

— Es gab zwei in Costa Rica und in Guatemala im 
Januar und Februar auf der Ebene hochrangi-
ger Delegierter beider Seiten geführte Verhand-
lungsrunden unter der Vermittlung von Kardinal
Obando y Bravo, der diese Verhandlungen am
18. Februar in Guatemala wegen „fehlenden Ver-
trauens“ beider Seiten abbrach. An diesen, wie
auch an allen anderen politischen Runden des er-
sten Halbjahres 1988 nahm Staatsminister a. D.
Hans-Jürgen Wischnewski MdB als Berater der ni-
caraguanischen Regierung teil. Aus diesen Ver-
handlungsrunden konnte geschlossen werden, daß
es innerhalb der Contra zumindest teilweise auch
Kräfte gab, die an einer Verhandlungslösung inter-
essiert waren.

— Am 21. März begann mit Gesprächen auf hoch-
rangiger Ebene in der kleinen nicaraguanisch-costa-
ricanischen Grenzstation Sapoä die zweite Ver-
handlungsetappe. bei der Kardinal Obando y
Bravo, nun zusammen mit Baena Soares, dem Ge-
neralsekretär der Organisation amerikanischer
Staaten (OAS), nur noch als Zeuge fungierte. Der
Verteidigungsminister General Humberto Ortega,
Mitglied auch der neunköpfigen Führung der Re-
gierungspartei FSLN, leitete diesmal die Regie-
rungsdelegation. Diese Etappe wurde mit vier Ge-
sprächsrunden von militärisch-technischen Arbeits-
kommissionen in Sapoä, sowie ab 15. April mit wei-
teren Verhandlungsrunden auf ebenso hochrangi-
ger Ebene fortgesetzt.

3. Waffenstillstand oder Systemveränderung

Die Ausgangspositionen der beiden Verhandlungs-
delegationen unterschieden sich vor allem darin,
daß die Regierung den Abschluß eines definitiven
Feuereinstellungsbeschlusses in den Vordergrund
stellte, der begleitet und ergänzt werden sollte
durch Vereinbarungen hinsichtlich der Eingliede-
rung der Kräfte des Widerstandes in das politische
System Nicaraguas, während die Contra weitrei-
chende politische Systemveränderungen im Land
verhandeln wollte, an die sich später eine Beendi-
gung der militärischen Aktivitäten knüpfen könnte,
und zwar bis zum 31. Januar 1989.

Der am 18. April gemachte umfassende Vor-
schlag3) der Regierung entsprach weitgehend den
Vereinbarungen von Esquipulas, die auch Basis für

das am 23. März zwischen Regierung und Contra in
Sapoä abgeschlossene Feuereinstellungsabkommen
waren. Auf der Grundlage dieses Ausführungsvor-
schlages von 32 Punkten wurden die Verhandlun-
gen auch im Mai fortgesetzt. Bis zum 9. Juni 1988
wurde Verständigung in 20 Punkten erreicht. Bei
der Runde Ende Mai akzeptierte die Contra durch
Vorlage eines eigenen GlobalVorschlages das Prin-
zip, integrale Verhandlungen zu führen. Bis dahin
hatte man nur über den Modus operandi von Waf-
fenstillstandszonen reden wollen.

Bereits in dieser zweiten Verhandlungsetappe war
sowohl die konzeptionelle wie die politische Hete-
rogenität der Contra-Delegation festzustellen, die
sich erschwerend auf die Verhandlungsführung aus-
wirkte. Während die Regierungsdelegation im
Kern unverändert blieb, war die Fluktuation auf
Seiten der Contra hoch. Von den elf Unterzeich-
nern des Abkommens von Sapoä waren bei der
Runde vom 7. bis 9. Juni nur noch drei dabei. Ins-
gesamt nahmen 18 militärische Führer an den ver-
schiedenen Treffen teil. Wichtige Feldkomman-
deure der Contra, aber auch zivile Verhandler,
wurden im April und Mai aus den Reihen des „Ni-
caraguanischen Widerstands“ als „Kompromißler
und Nationalisten“ ausgestoßen. Trotzdem schien
in dieser zweiten Verhandlungsetappe eine weitrei-
chende und vertragsfähige Übereinkunft möglich
zu sein.

Spätestens im Mai 1989 fand offenbar eine Neube-
wertung der internen politischen Stärkeverhältnisse
innerhalb der Contra statt. Dies offenbarte sich
nach außen hin dadurch, daß an den letzten beiden
Verhandlungsrunden in Managua auf Seiten der
Contra Adolfo Calero nicht mehr teilnahm, der der
dienstälteste politische Führer war; statt dessen saß
der oberste militärische Chef, der ehemalige Oberst
der Nationalgarde Somozas, Enrique Bermüdez,
am Verhandlungstisch. Bermüdez hatte gegen den
Abschluß des Feuereinstellungsabkommens von
Sapoä heftig von außen her opponiert. Er sollte
sogar im April auf Wunsch eines Teils der politi-
schen Führung der Contra, dem Calero angehörte,
u. a. wegen finanzieller Unregelmäßigkeiten als
Militärchef abgesetzt werden.

In dieser dritten Verhandlungsetappe mußte man
zunehmend den Eindruck gewinnen, daß der Teil
der Contra-Delegation unter Führung von Bermü-
dez ausnahmslos das Ziel verfolgte, die Verhand-
lungen mit der Regierung platzen zu lassen. Dies
wurde insbesondere deutlich, als bei der vorerst
letzten Verhandlungsrunde ein völlig neuer Vor-



schlagskatalog4) von der Contra in die Verhandlun-
gen eingebracht wurde, dessen Inhalt klar darauf
abzielte, die Regierungsdelegation zu provozieren.
Die Hoffnung bestand offensichtlich, den Abbruch
der Verhandlungen durch General Humberto Or-
tega zu erreichen. Danach wäre möglicherweise der
Weg zu erneuter Militärhilfe aus den USA für die
Contra freigewesen.

Der sechsseitige und kurzfristig vor Ende der Ver-
handlungsrunde eingebrachte Vorschlag enthielt,
neben bereits mit der Regierung abgestimmten Ele-
menten, folgende neuen Forderungen: Der „Nica-
raguanische Widerstand“, als bewaffnete Bewe-
gung, forderte

— die unmittelbare Beteiligung am „Nationalen
Dialog“. In Sapoä war vereinbart worden, daß die
einzelnen politischen Exilorganisationen und Par-
teien mit insgesamt 56 Delegierten und Beratern
am Nationalen Dialog teilnehmen sollten; nicht
aber der „Nicaraguanische Widerstand“ als „Ar-
mee“ der Contra-Bewegung;
— die Eröffnung einer Vertretung in Managua mit
allen Kommunikations- und Bewegungsmöglich-
keiten;

— die Wahl zu einer neuen verfassunggebenden
Versammlung vor dem 31. Januar 1989;

— den Rücktritt aller Richter des Obersten Ge-
richtshofes und die Beteiligung des „Widerstandes“
an der Ernennung neuer Richter;
— die freie Entscheidung aller wehrdienstleisten-
den Rekruten, ins Zivilleben zurückzukehren oder
den Dienst zu Ende abzuleisten.
Die Regierung von Nicaragua ging wegen der
Kürze der verbliebenen Zeit nicht auf den Inhalt
dieser Vorschläge ein. Sie versuchte vielmehr, zu
einer Übereinkunft bezüglich der Fortsetzung des
Verhandlungsprozesses zu kommen. Dieser anhal-
tende Verhandlungswille machte zunächst die Hoff-
nung der Hardliner bei der Contra zunichte, den
nicaraguanischen Konflikt militärisch fortzusetzen.
Die formale Feuerpause hielt deshalb bis Novem-
ber 1989 an.
Bemerkenswert in diesem Zusammenhang war,
daß die in Managua erscheinende Tageszeitung „La

Prensa“ sowie Rundfunksender in Miami den Ab-
bruch der Verhandlung durch die Regierung am
9. Juni bereits meldeten, bevor die Contra ihren
Vorschlag eingebracht hatte. Tatsächlich ließ sich
die Regierung zu keinem Eklat provozieren und die
Verhandlungen wurden in Ruhe, wenngleich aber-
mals ohne vertragsfähiges Ergebnis beendet.

4. Innenpolitische Bewegung

Eine ganze Reihe demonstrativer Aktionen beglei-
tete die vier Verhandlungsrunden zwischen der Re-
gierung und dem „Widerstand“. So führten Ge-
werkschaften, die der alten kommunistischen Partei
(Partido Socialista de Nicaragua) nahestehen, im
Bausektor Streiks durch. Die ideologisch konkur-
rierende Partido Comunista de Nicaragua führte
über ihre Gewerkschaft CAUS einen Streik im Be-
reich der Automechaniker durch. Nachdem beide
Gewerkschaftsbewegungen mit dem Schlichtungs-
verfahren des Arbeitsministeriums nicht einver-
standen waren, traten 35 ihrer Mitglieder anläßlich
der ersten Verhandlungsrunde in Managua in einen
unbefristeten Hungerstreik. Die 14 Oppositions-
parteien des Nationalen Dialogs unterstützten poli-
tisch diese Streiks. Ihre führenden Politiker wollten
vor dem Streiklokal eine nichtangemeldete Solida-
ritätsdemonstration durchführen und wurden des-
halb für zwei Stunden auf eine Polizeiwache zu
einem Verwarnungsgespräch geschafft.

Während der zweiten Runde vom 27. bis 30. Mai
wurden zwei Nachrichtenmagazine der Rundfunk-
anstalten „Radio Corporaciön“ und „Radio Catli-
ca“ dazu benutzt, Mitteilungen des „Nicaraguani-
schen Widerstandes“ zu senden. In einer Sendung
von Radio Corporaciön sagte ein Sprecher: „Ich
möchte auch den Mitgliedern des Widerstandes, die
hier in Nicaragua sind, sagen, daß sie nicht die Waf-
fen abgeben sollen, denn hier ist ein Volk, das sie
unterstützt und sie (der Widerstand) sollen das Er-
reichte nicht verlieren.“ Dieser Aufruf zum Erhalt
der Contra führte nach den bestehenden Pressege-
setzen zur mehrtägigen Schließung von Nachrich-
tenmagazinen des Senders.

Nach Abschluß der vierten Verhandlungsrunde am
9. Juni beruhigte sich die innenpolitische Szenerie.
Insbesondere die Nationalversammlung begann,
die gesetzgeberische Arbeit zu beschleunigen So
wurde bereits das Gesetz zur Gemeindeordnung
mit Blick auf entsprechende baldige Wahlen verab-
schiedet. Ebenfalls eingebracht wurde Ende Juni
1988 ein neues Wahlgesetz.



II. Nicaragua und die Endphase der Reagan-Ära

Die Waffenstillstandsverhandlungen zwischen der
Regierung Nicaraguas und der Contra zeigten auch
nachhaltige Auswirkungen auf die außenpoliti-
schen Beziehungen. Dies galt vor allem für die bila-
teralen Beziehungen zwischen Nicaragua und den
USA. Die Regierung in Washington war zwar zu-
nächst nicht zu einer Neubewertung der Entschei-
dungsgrundlagen in Sachen Nicaragua bereit, die
US-Botschaft in Managua wurde jedoch bereits mit
neuen, zum Teil auch als Fachautoren ausgewiese-
nen Diplomaten besetzt. Ebenso wurde Anfang
Mai mit Richard Melton der seit zehn Monaten ver-
waiste Botschafterposten wieder besetzt. Nichtsde-
stoweniger waren die „Hardliner“ um den für La-
teinamerika zuständigen Unterstaatssekretär Elliot
Abrams offenkundig über ihren Einfluß auf die
Contra bemüht, jede Verhandlungslösung zu ver-
hindern. die nicht zugleich zu einer wesentlichen
Neuverteilung der Machtverhältnisse in Nicaragua
führte. Auch blieb die Strategie des „Erschöpfungs-
krieges“ (war of attrition) erhalten, denn am 1. Mai
1988 verlängerte Präsident Reagan die 1985 ausge-
sprochene Wirtschaftsblockade gegen Nicaragua
um ein weiteres Jahr.

Eine wesentliche qualitative Veränderung der bila-
teralen Beziehungen zwischen Nicaragua und den
USA wurde jedoch dadurch erreicht, daß das Be-
mühen der Regierung Nicaraguas, eine Gesprächs-
basis mit dem Kongreß der USA aufzubauen, kon-
krete Erfolge zeitigte.

Diese lassen sich benennen durch die

— am 3. Februar 1988 erfolgte Ablehnung weiterer
militärischer Hilfe an die Contra durch das Reprä-
sentantenhaus,

— am 3. März erfolgte abermalige Ablehnung die-
ser Forderung der Regierung der USA durch den
Kongreß,

— am 30. März erfolgte Verabschiedung eines
Hilfspakets durch den Kongreß, das 17,7 Mio. US-
Dollar humanitärer Contra-Hilfe, 17,7 Mio. US-
Dollar für kriegsgeschädigte Kinder und 10 Mio.
US-Dollar für die Arbeit der Überwachungskom-
mission vorsieht, die als Ergebnis des Abkommens
von Sapoä tätig geworden ist.

Dieses Hilfspaket, das keinerlei militärische Hilfe
für die Contra vorsah, fand teilweise die Zustim-
mung der Regierung Nicaraguas, die diesen Schritt
intern als Unterstützung der Verhandlungsbemü-
hungen bezeichnete.

Trotz dieser Situation bestand in der Contra offen-
bar noch immer die Erwartung auf militärische

Hilfe durch die USA, da sich anders die anhaltende
Opposition eines wesentlichen Teils ihrer militäri-
schen Kräfte gegen jede Verhandlungslösung nicht
erklären ließ.

Aus Washington verlautete, daß diese Erwartung in
erster Linie von konservativen Kreisen wach gehal-
ten würde. Den militärischen Führern der Contra
sei zugesagt worden, daß man auch dann Mittel und
Wege zur Finanzierung und Versorgung der Contra
finden werde, wenn dies weiterhin über offizielle
Kanäle nicht möglich sei. Diese Fraktion hoffte auf
die Wahl von George Bush zum Präsidenten der
USA und damit auf eine Neuauflage der Contra-
hilfe.

In Managua wurde aufmerksam die Tatsache regi-
striert, daß der Komplex Zentralamerika beim
Gipfeltreffen in Moskau im Juni 1988 kurz berührt
wurde, Präsident Reagan trotz allem in dieser Frage
jedoch weiterhin eine harte Haltung einnahm. Al-
lerdings wurden von der Regierung in Managua
große Hoffnungen auf eine Wahl des demokrati-
schen Politikers Dukakis zum neuen Präsidenten
der USA gesetzt, der die Contrahilfe Ende Mai
1988 als „illegal“ und „kriminell“ bezeichnet hatte.
In Nicaragua bereitete man sich bereits darauf vor,
mit einer solchen neuen US-Regierung in geordnete
Beziehungen einzutreten und ließ in dieser Hinsicht
weitreichende Kompromißbereitschaft erkennen,
insbesondere in Bezug auf Fragen der nationalen
Sicherheitspolitik der USA.

Das einschneidendste innenpolitische Ereignis fand
bald nach dem Abbruch der Waffenstillstandsver-
handlungen in dem ca. 70 km südlich von Managua
gelegenen Ort Nandaime statt. In diesem Ort hatte
der seinerzeitige Oppositionsführer und nachmali-
ges Direktoriumsmitglied der Contra Alfonso Ro-
belo 1982 seine letzte Demonstration vor dem Ab-
gang ins Exil geplant. Diese Veranstaltung wurde
ihm damals verboten.

Der Unternehmerverband COSEP. die Gewerk-
schaften CUS und die CTN von Carlos Huembes,
PSD (als Partei mit sozialdemokratischem An-
spruch), die liberalen Parteien PALI und PLN so-
wie Teile der konservativen Parteien hatten für den
10. Juli ihre Anhängerschaft aus dem ganzen Lande
nach Nandaime gefahren, um dort gegen die Politik
der Regierung zu protestieren und deren Rücktritt
zu fordern. Die nach den abgebrochenen Verhand-
lungen unklare und spannungsreiche innenpoliti-
sche Lage, die Konzentration der offensivsten anti-
sandinistischen Gruppen und Parteien an einem
Ort, sowie eine völlig inadäquate Arbeit der Polizei
führten dazu, daß nach Fehlreaktionen aller Seiten



und daraus sich entwickelnden Schlägereien die De-
monstration gewaltsam abgebrochen wurde.

Teilweise am Ort des Geschehens, teilweise aber
auch an ihrem Wohnort wurden zunächst 43 Perso-
nen als Verantwortliche oder Tatbeteiligte verhaf-
tet. Diese Zahl verringerte sich wegen fehlender
Tatbeweise alsbald auf 38. Die Vorwürfe der
Staatsanwaltschaft waren Körperverletzung von ca.
einem Dutzend Polizeibeamten, Sachbeschädigung
an Polizeifahrzeugen und an Privateigentum, Land-
friedensbruch und Bildung einer kriminellen Verei-
nigung. Die Angeklagten wurden zunächst zu sechs
Monaten Polizeiarrest verurteilt, wogegen ihre An-
wälte Berufung einlegten. Dies führte zu einem
langwierigen Verfahren vor dem zuständigen Ge-
richt in Masaya.

Unter den Verurteilten befanden sich viele füh-
rende Persönlichkeiten der antisandinistischen Op-
position, wie die Generalsekretärin einer der vier
konservativen Parteien Miriam Arguello; der Füh-
rer einer der vier christdemokratischen Parteien,
Agustin Jaquin Anaya; der Generalsekretär der
Gewerkschaft CTN, Carlos Huembes, gleichzeitig
Präsident der Coordinadora Democrätica Nicar-
güense (CDN) und der Generalsekretär der CDN,
Roger Guevara Mena.

Wegen angeblich verfälschender Berichterstattung
wurde die Oppositionszeitung „La Prensa“ für
14 Tage geschlossen. Auf zunächst unbestimmte
Zeit untersagt wurde eine einstündige Nachrichten-
sendung von „Radio Corporacion“. Der Sender des
Erzbischofs von Managua, Kardinal Obando y
Bravo, wurde ebenfalls geschlossen. „Radio Catli-
ca“ hatte sein gesamtes mobiles Aufnahme- und
Sendegerät nach Nandaime verbracht und inter-
viewte dort fortlaufend Demonstranten für eine
Life-Sendung. Daß dabei wiederholt zum Sturz des
Präsidenten aufgerufen und die neun Kommandan-
ten der Nationaldirektion des FSLN zum Verlassen
des Landes aufgerufen wurden, war angesichts der
aufgeheizten Stimmung zu erwarten.
Bereits in der Woche vor der Demonstration hatte
das Mitglied der Führung der FSLN Bayardo Arce
die außerparlamentarische Opposition und die Re-
gierung der Vereinigten Staaten davor gewarnt, ei-
nen nach dem im April eingetroffenen US-Bot-
schafter benannten „Plan Melton“ in die Tat umzu-
setzen. Arce beschrieb in öffentlichen Reden diesen
Plan als einen Versuch der politischen Destabilisie-
rung des Landes mit dem Ziel, die Sandinisten aus
dem Lande zu verjagen. Nach diesen aggressiven
Vorwarnungen seitens der Regierungspartei war es
als Folge der Vorgänge von Nandaime nicht ganz
überraschend, daß Botschafter Melton des Landes
verwiesen wurde. Mit dem Botschafter wurden sie-

ben weitere US-Diplomaten ausgewiesen; damit
wurden die Botschaftssektionen zur Einholung
wirtschaftlicher, politischer und anderer Informa-
tionen sowie zur Betreuung der Opposition ihrer
besten Leute beraubt.
Richard Melton hatte sicher keinen eigenen Plan
für den Einsatz der US-Diplomaten in Nicaragua
entwickelt. Melton war vielmehr ein diplomatischer
Manager, der großen Fleiß und Einsatz zeigte und
gleiches von seinen Mitarbeitern erwartete. Dies
führte dazu, daß US-Diplomaten und ihre Fahr-
zeuge im Straßenbild, bei den Büros der politischen
Parteien, bei Versammlungen und Demonstratio-
nen sehr viel häufiger zu sehen waren als das früher
der Fall war.
Mit dieser neuen Arbeitsweise wurden aber auch
konkrete Ergebnisse von denen gefordert, die seit
vielen Jahren Finanzierung aus US-Quellen erhiel-
ten. Zu deren Empfängern gehörten die Coordina-
dora Democrätica Nicaragüense, die Gewerkschaf-
ten CUS und CTN, Teile der konservativen Bewe-
gung (Miriam Argüello und konservative Jugendor-
ganisationen), die Partei PSD sowie Teile der ka-
tholischen Amtskirche.
Nachdem die konzessionsbereite Verhandlungsfüh-
rung der Regierung bei den Gesprächen mit der
nicaraguanischen Widerstandsbewegung zu einer
Stabilisierung ihres Ansehens geführt hatte, brach-
ten die Ereignisse im Zusammenhang mit der De-
monstration in Nandaime nicht nur den Verlust der
Imageerfolge des ersten Halbjahres, sondern erga-
ben sogar einen neuen Tiefpunkt in der internatio-
nalen öffentlichen Meinung. Bei 111 Kriegstoten
im Monat Juni und 148 Kriegstoten im Juli wurde
deutlich, daß die Sandinisten sich nicht gleichzeitig
gegen fortgesetzte Contraangriffe und eine neube-
lebte antisandinistische politische Opposition weh-
ren wollten.
Vor dramatischen Konsequenzen ihrer Taten wur-
den die Sandinisten durch zwei Umstände ge-
schützt. Am Dienstag, dem 12. Juli, dem Tag der
ersten umfassenden Berichterstattung über die
Vorgänge von Nandaime, gab der demokratische
Präsidentschaftskandidat Dukakis den Namen sei-
nes Bewerbers um das Amt des Vizepräsidenten
bekannt. Der texanische Senator Lloyd Benson war
langjähriger Unterstützer für die Militärhilfe an die
Contra. Um nicht sofort einen Konflikt und einen
drastischen Meinungsunterschied zwischen Duka-
kis und Benson bei einer eventuellen Abstimmung
um Contra-Hilfe im US-Kongreß öffentlich werden
zu lassen, verhinderten die Demokraten eine solche
Abstimmung. Obwohl es sicher zu diesem Zeit-
punkt aus US-Sicht ein größeres Bündel an negati-
ven politischen Vorfällen in Nicaragua gab als je
zuvor, kam es nur zu einer scharfen verbalen Ver-



urteilung Nicaraguas in einer gemeinsamen Resolu-
tion beider Häuser des Kongresses.

Das negative Gebaren der Contra in den Monaten
August bis November verhinderte ebenfalls die
Verabschiedung weiterer Militärhilfe, weil dadurch
das Vertrauen des US-Kongresses in den Weg der
militärischen Option gegen die sandinistische Re-
gierung erheblich vermindert wurde. Mit dreimona-
tiger Verspätung wählte die Vollversammlung des
nicaraguanischen Widerstandes ein neues Direk-
torium, aus dem mit Ausnahme des Taktikers Al-
fredo Csar alle moderaten Kräfte abgewählt wur-
den. In das als oberste politisch-zivile Führung ge-
dachte Direktorium wurde zum ersten Mal der mili-
tärische Führer Oberst Enrique Bermüdez (ein ehe-

maliger Nationalgardist) gewählt. Zum Teil noch
während der Vollversammlung, zum Teil in den
Wochen danach, sprachen Christdemokraten im
Exil dem neugewählten Roberto Ferrey die Legiti-
mität ab. Der gleiche Entzug einer Vertretungsvoll-
macht wurde gegen Alfredo Cesar seitens der Kom-
mandanten der Südfront (Frente Sur/BOS) und sei-
tens der „Sozialdemokraten“ (Gruppierungen mit
sozialdemokratischen Anspruch) im Exil gegen
Wilfredo Montalvän ausgesprochen.

Die am 30. September 1988 vom US-Kongreß er-
neut verabschiedete nicht-militärische Unterhalts-
hilfe für die Contra floß planmäßig (und reichlich)
zu den Einheiten von Oberst Bermüdez in ihre La-
ger nach Honduras.

III. Die Suche nach einem Wahltermin und fairen Bedingungen

In Nicaragua sind Innen- und Außenpolitik auf eine
besondere Weise verknüpft. Die Übergangszeit von
Reagan zu Bush und das damit verbundene Fehlen
klarer Linien und Direktiven in der US-Außenpoli-
tik führten bei Jahresbeginn 1989 zu Inaktivität in
der öffentlich wirksamen Politik des Landes. Hinter
den Kulissen und in Planungsgremien der Regie-
rung von Nicaragua wurde diese Zeit allerdings ge-
nutzt, um Initiativen sowohl in der Wirtschaftspoli-
tik wie auch in Bezug auf Pläne zur Demobilisie-
rung der Contra vorzubereiten.
Es war wiederum ein außenpolitisches Ereignis, die
Amtseinführung des neugewählten venezolani-
schen Präsidenten, das zur Belebung führte. Carlos
Andres Perez hatte für Anfang 1989 sowohl seinen
nicaraguanischen Amtskollegen mit großer Beglei-
tung eingeladen als auch führende Persönlichkeiten
der Opposition. Ferner fand sich der dialogbereite
Teil der Contra-Führung, z. B. Alfredo Cesar, in
Caracas ein. Es wurde schnell deutlich, daß neue
Bewegung in den suspendierten Verhandlungspro-
zeß gebracht werden sollte. Perez nutzte die Gele-
genheit nicht nur zur Vermittlung von Kontakten
unter den nicaraguanischen Akteuren; er drängte
darüber hinaus Vertreter anderer am zentralameri-
kanischen Konflikt beteiligte Länder, wie Fidel
Castro und den neuen US-Vizepräsidenten Dan
Quayle, den politischen Optionen gegenüber den
militärischen den Vorzug zu gewähren. Weitere für
den mittelfristigen Fortschritt des Esquipulas-Pro-
zesses wichtige Gespräche wurden zwischen Daniel
Ortega, seinem honduranischen Kollegen Jose Az-
cona und Präsident Arias von Costa Rica geführt.
Derart vorbereitet wurde das Gipfeltreffen der fünf
zentralamerikanischen Präsidenten am 13. und
14. Februar 1989 in Tesoro Beach, El Salvador, zu

einem relativen Erfolg. Relativ deshalb, weil kon-
kret und überwiegend nur das nicaraguanische Pro-
blem angegangen wurde, und relativ auch deshalb,
weil später die inzwischen etablierte Regierung
Bush versuchte, das Abkommen scheitern zu las-
sen.

Nicaragua sagte die weitere Demokratisierung und
die vollständige Herstellung der Bürgerrechte in
der Nachkriegszeit zu. Im Zusammenhang damit
sollte das Wahlrecht revidiert, ein Mediengesetz
neu gefaßt und der Nationale Wahlrat ausgewogen
zwischen Regierung und Opposition besetzt wer-
den. Weiterhin wurden vorgezogene Wahlen ange-
kündigt für den 25. Februar 1990. Diese Wahlen
sollten durch Beobachter der Vereinten Nationen,
der Organisation amerikanischer Staaten (OAS)
und anderer internationaler Gremien beobachtet
werden. Ebenso wurde der Opposition ein ausge-
wogener Zugang zu den staatlichen Rundfunk- und
Fernsehanstalten zugesagt.

Die Präsidenten Zentralamerikas begrüßten den
Vorschlag Nicaraguas und die positive Reaktion
von Honduras in bezug auf die freiwillige Repatri-
ierung der Contra bzw. deren Verbringung in Dritt-
länder. Die Präsidenten sagten zu, innerhalb von
90 Tagen einen Plan zu erarbeiten für die Demobi-
lisierung, Repatriierung bzw. Umsiedlung der Con-
trakämpfer und ihrer Familien. Dabei wollten sie
sich auf die Dienste spezialisierter Agenturen der
Vereinten Nationen (Hoher Flüchtlingskommissar
etc.) stützen.
Die Arbeit der nationalen Versöhnungskommissio-
nen sollte reaktiviert werden.

Unter Bezug auf Absatz 5 des Abkommens von
Esquipulas wurde aufgefordert, sämtliche Hilfe für



aufständische Gruppen innerhalb der Region und
von außerhalb einzustellen. Zulässig sei humanitäre
Hilfe, die der Sicherung des Erfolges des Abkom-
mens diene. Irreguläre kämpfende Truppen in der
Region sollten aufgefordert werden, die Waffen
niederzulegen und sich an Wahlen zu beteiligen.
Dies betraf auch die FMLN in El Salvador und die
URNG in Guatemala.

Es sollte ein dringender Aufruf an die internatio-
nale Gemeinschaft ergehen, bei der wirtschaftli-
chen Reaktivierung und der Lösung der Schulden-
frage mitzuhelfen. Die Präsidenten vereinbarten
noch einmal, alles zu tun, um den zentralamerika-
nischen Binnenhandel wiederzubeleben. Die Euro-
päische Gemeinschaft sollte um Unterstützung
hierbei gebeten werden.

Aus den Ergebnissen wurde deutlich, daß sich der
Präsidentengipfel in derTat hauptsächlich mit einer
zentralamerikanischen Lösung des Konfliktfalls Ni-
caragua beschäftigte. Präsident Ortega machte
hierzu weitreichende, aber intern lange vorberei-
tete Konzessionen. Bei befriedigender Verwirkli-
chung wären die innenpolitischen Gründe weitge-
hend fortfallen, mit denen der Contra-Krieg teil-
weise begründet wurde. Verhandlungen mit der
Contra selbst wurden auf dem Gipfel von niemand
ernsthaft gefordert. Damit war die Contra aus zen-
tralamerikanischer Sicht politisch entmündigt.
Von Ende Februar bis Anfang April 1989 ließ die
Regierung von Nicaragua durch Vermittler bei der
Regierung von Honduras sondieren, welche Bedin-
gungen für die Demobilisierung der Contra akzep-
tabel sein würden. Durch die Abwesenheit von di-
plomatischen US-Interventionen wurden zunächst
auch erhebliche Fortschritte in der Erarbeitung ent-
sprechender Texte gemacht. Sobald allerdings die
neue personelle Besetzung des Außenministeriums
der Bush-Regierung im Amt war, versuchte diese,
den Prozeß zu bremsen. Weder durfte das für Mitte
Mai fest terminierte Präsidententreffen im Rahmen
des Esquipulas-Plans stattfinden, noch kam es bis
Anfang Dezember zu irgendeiner anderen Zusam-
menkunft.
In der nicaraguanischen Innenpolitik wurden die im 
Vorjahr begonnenen Konsultationen zwischen Re-
gierung und Opposition im Februar und März fort-
geführt. Es kam allerdings nicht zur Wiederauf-
nahme des nationalen Dialogs, bei dem überwie-
gend in Plenarsitzungen die Regierung mit allen
Oppositionsparteien gemeinsam verhandelt hatte.
Vielmehr wurde das Format der bilateralen Gesprä-
che bevorzugt.
Für die Contra wurde im April 1989 ein Hilfspaket
im Werte von insgesamt 66 Mio. US-Dollar für
zehn Monate im Kongreß der Vereinigten Staaten

verabschiedet. Damit sollten die ca. 10 000 Ange-
hörigen des bewaffneten Widerstandes versorgt
werden, und zwar bis kurz nach den Wahlen in
Nicaragua im Februar 1990.

Trotz dieser Hilfe spielte die Contra keine bedeu-
tende militärische Rolle. Es hielten sich zwar zwi-
schen 1 200 und 3 000 Contrakämpfer zu verschie-
denen Zeiten im Landesinneren auf, ihre Angriffs-
aktionen waren aber zunehmend in den Bereich der
Beschaffungskriminalität zur Sicherung des eigenen
Lebensunterhaltes einzuordnen — wenn auch häu-
fig mit grausamen Folgen, insbesondere für die
überfallene Zivilbevölkerung.
Politisch war die Führung der bewaffneten Contra
in Honduras viel aktiver als die Mitglieder des eher
demokratischen nicaraguanischen Exils in Costa
Rica. Die fundamentalistischen Widerstandsführer
— insbesondere Oberst Bermüdez, Adolfo Calero
und Aristides Sanchez — lobbyierten nicht nur in-
tensiv in Washington für die Contra-Hilfe, sondern
trafen sich auch Mitte April mit Vertretern der
Gruppe von 14 Oppositionsparteien und der nicht
sandinistischen Gewerkschaften in Guatemala. Er-
staunlicherweise waren die Anführer dieser Begeg-
nungsinitiative auf Seiten der internen Opposition
die Generalsekretäre der kommunistischen und so-
zialistischen Parteien (Elf Altamirano und Gustavo
Tablada). Damit bestand faktisch eine Allianz zwi-
schen den konservativen Kräften der „Coordina-
dora Democrätica“ und der alteingesessenen tradi-
tionell-marxistischen Linken.

Bis Mai 1989 stagnierten Versuche der Belegung
und Belebung der politischen Mitte in Nicaragua.
Im Mai begannen die Kontakte zwischen den Kräf-
ten des politischen Exils in Costa Rica (Alfredo
Cesar, Alfonso Robelo, Jose Dävila, Eden Pastora
u. a.) mit Liberalen, Sozialchristen und gemäßigten
Konservativen.

Im April verabschiedete die Nationalversammlung
die von Präsident Ortega beim Präsidentengipfel
versprochene Reform der Wahl- und Medienge-
setze. Die Wahlrechtsreform stieß in breiten Krei-
sen der Opposition auf Ablehnung, wenngleich aus
sehr unterschiedlichen Gründen. Den großen Par-
teien, insbesondere den Liberalen und Konservati-
ven ging die Gleichbehandlung auch der Kleinstpar-
teien mit vielfach unter einem Prozent Wählerpo-
tential bei Parteienfinanzierung, Medienzeit, und
vereinfachter Zulassung zu weit. Für die Kleinst-
parteien hingegen ging die Gleichstellung nicht weit
genug. So wollten sie z. B. auch die absolute
Gleichbehandlung bei der Parteienfinanzierung
ohne Rücksicht auf die bei vorherigen Wahlen er-
rungene Prozentzahl. Sowohl die Regierungspartei
FSLN als auch die Mehrheitsfraktion der Konserva-



tiv-Demokratischen Partei PCD widersetzten sich
weiteren Konzessionen gegenüber den anderen
19 Parteien vor dem Hintergrund, daß die FSLN
und die PCD zusammen bei den letzten Wahlen
1984 rund 81 Prozent der gültigen Stimmen auf sich
vereinigen konnten.

Im praktischen Verhalten der Parteien zeigte sich,
daß sie den neuen gesetzlichen Rahmen annahmen.
Dazu gehörten insbesondere die erleichterten Mög-
lichkeiten der offiziellen Registrierung von politi-
schen Parteien beim Nationalen Parteienrat CNPP.
Dies führte zur weiteren Zersplitterung der Par-
teienlandschaft durch Neugründung bzw. Register-
eintrag vieler Parteien.

Weitgehend abgelehnt von der Opposition, und
zwar besonders von den ihr nahestehenden Medien,
wurde das neue Mediengesetz. Obwohl die Zensur
und die zeitweilige Schließung von Medien als
Strafmaßnahmen abgeschafft wurden, fühlte sich
vor allem die Zeitung „La Prensa“ von dem Recht
auf Gegendarstellung gestört. Die Regierung hin-
gegen behauptete, daß dieses Gesetz liberaler sei

als die vergleichbaren Bestimmungen in den Nach-
barländern.

In der Diskussion um die gesetzgeberischen Re-
formvorhaben wurde der Ton der politischen Aus-
einandersetzung auch für langjährige Beobachter
zunehmend weniger erträglich. Fundamentalisti-
sche Kreise der Opposition, besonders die Tages-
zeitung „La Prensa“, nannten das Mediengesetz
„nazifaschistisch“. Der Journalist dieser Zeitung
und liberale Parlamentsabgeordnete Joaquin Mejia
nannte die Nationalversammlung nach der letzten
Lesung der Reformgesetze einen „somozistischen
Schweinestall".

Präsident Ortega beschimpfte seinerseits „La
Prensa“ als Zeitung der „somozistischen National-
garde“, weil dieses Blatt sämtliche zu Gefängnis-
strafen verurteilten Nationalgardisten für unschul-
digerklärte. Am Mittwoch, dem 26. April 1989 ver-
brannten Journalisten der Opposition das neue Me-
diengesetz auf der Straße vor der Nationalver-
sammlung. Insgesamt dominierte die Sprache der
Scharfmacher beider Seiten die politische Ausein-
andersetzung bereits im April 1989.

IV. Vorwahlzeit und Wahlkampf
1. Abiaufplanung und kandidierende Parteien

Im Prinzip waren die Daten und Modalitäten der
Wahlen durch die Gesetzgebung und die Vorarbei-
ten des Obersten Wahlrates als Verfassungsorgan
frühzeitig gegen Ende des ersten Halbjahres 1989
festgelegt. Trotzdem drängten die 14 Parteien in
der Oppositionskoalition UNO (Union Nacional
Opositora) die Contra-Führung und ihre ausländi-
schen Freunde auf Nachbesserung. Am 3. und
4. August 1989 fand deshalb in einer dramatischen
Marathon-Sitzung der „Nationale Dialog“ zwischen
der Regierung und den Oppositionsparteien statt.

Nach Erreichung von Vereinbarungen zur Nutzung
des Fernsehens für Wahlpropaganda, zur Registrie-
rung von Wählern und zur Beteiligung der Parteien
an der Wahlkontrolle und -auszählung war damit
der Weg frei zur Teilnahme aller Parteien an der
Wahl. Gerade der Selbstausschluß der dann außer-
parlamentarischen Opposition von den Wahlen
1984 hatte seinerzeit der Reagan-Administration
zur Delegitimierung der ersten freien Wahlen nach
dem Fall der Somoza-Diktatur gedient. Insofern
war das Ergebnis des Nationalen Dialogs entschei-
dend für die allseitige Anerkennung der Ergebnisse
des Urnenganges vom 25. Februar 1990. Die nun-
mehr fest vereinbarte Ablaufplanung hatte fol-
gende wesentlichen Fixpunkte:

— Bis Ende September 1989: Einschreibung von
Kandidat(inn)en für die Ämter von Präsident und
Vizepräsident und für die Nationalversammlung.

— 1., 8., 15. und 22. Oktober: Einschreibung der
Wähler in die Register. Angesichts fehlender Ein-
wohnermeldesysteme und Personalausweise war
dies die zentrale administrative Maßnahme zur Si-
cherung korrekter Wahlen.

— 31. Oktober: Letzter Tag für die Einschreibung
von Gemeinderatskandidaten.

— 6. November: Auslosung der Plätze der Parteien
und Allianzen auf den Wahlzetteln.

— 4. Dezember: Eröffnung der offiziellen Wahl-
kampfperiode.

— 25. Februar: Wahltag.

— 25. April: Amtseinführung der siegreichen Kan-
didaten.

Nach der Festlegung von Modalitäten und Ablauf-
planung im gegenseitigen Einvernehmen stellten
sich folgende Parteien und Allianzen zur Wahl:

— Frente Sandinista de Liberaciön Nacional (Re-
gierungspartei).
— Union Nacional Opositora: Oppositionsallianz,
bestehend aus 14 Parteien, nämlich den liberalen



PLI, PLC, PALI; den christdemokratischen
PDCN, PAN, PPSC; den konservativen APC,
PNC, ANC, PSD; den alten und neuen kommuni-
stischen Parteien PSdeN und PCdeN; der föderalen
PIAC und der MDN.

— Weitere acht Parteien, die einzeln antraten, dar-
unter die konservativen PCD (zweitstärkste Partei
bei den Wahlen 1984) und PSOC; die liberale
PLUN; die christdemokratische PSC; die linken
MAP-ML, PRT, MUR; die föderalistische
PUCA.

Aus einer zersplitterten politischen Landschaft mit
23 Parteien blieben so zehn Kandidatenlisten auf
dem Wahlzettel übrig.

2. Wahlbeobachtung

Die hohe Qualität der Organisation der Wahlen in
Nicaragua hatte auch mit der intensiven Wahlbeob-
achtung zu tun. Von Anfang an luden die Regie-
rung und der für die Durchführung aller Etappen
des Wahlsystems zuständige Oberste Wahlrat
(CSE) internationale Organisationen ein, Beobach-
tungsmissionen nach Nicaragua zu entsenden. Ins-
gesamt waren 27 Institutionen als offizielle Beob-
achter akkreditiert. Hervorzuheben sind hierunter
insbesondere die Organisation der Amerikanischen
Staaten (OAS), die Vereinten Nationen mit einer
Sondermission (ONUVEN) und der „Rat der frei-
gewählten Staatschefs“ des ehemaligen US-Präsi-
denten Jimmy Carter. Die Beobachtungsmissionen
wurden teilweise bereit» im April 1989 etabliert.
Dies ist ein absolutes Novum, denn gewöhnlich
kommen Beobachtermissionen nur zur allerletzten
Phase des Wahlkampfes und zum Tag der Stimmab-
gabe. Ebenfalls einzigartig war die Teilnahme der
Vereinten Nationen an der Beobachtung einer
Wahl in einem freien und souveränen Land: Die
Vereinten Nationen haben Wahlen sonst nur beob-
achtet in Fällen der Dekolonialisierung, wie z. B. in
Namibia.
UN und OAS brachten jeweils über 400 Wahlbeob-
achter ins Land. Ihre Operationen bildeten das
Rückgrat des Beobachtungssystems. Am Wahltag
selber befanden sich in Nicaragua schätzungsweise

über 4 000 Wahlbeobachter aus Europa, Nord- und
Südamerika. Diese internationale Wahlbeobach-
tung auch der Vorbereitungsphasen führte zu einer
Stärkung des obersten Wahlrats als Institution und
diente der ständigen Verbesserung seiner Arbeit.
Der oberste Wahlrat entwickelte ein sehr liberales
Reglement für die Arbeit von Wahlbeobachtungs-
missionen, das als vorbildlich anzusehen ist5).
Der zahlenmäßige Umfang der Wahlbeobachter
und der finanzielle Aufwand waren ungewöhnlich
und außergewöhnlich hoch. Er wurde aber von ni-
caraguanischer Seite als notwendig erachtet, um zu
verhindern, daß ausländische Gegner der sandini-
stischen Regierung, insbesondere die US-Regie-
rung, den Wahlen nachträglich die Gültigkeit abzu-
sprechen versuchten.

3. Der Wettkampf der Meinungsumfragen

Meinungsumfragen waren in Nicaragua generell bis
zum Jahre 1988 nicht durchgeführt worden. Sie wa-
ren sogar während der Zeiten des militärischen
Ausnahmezustandes genehmigungspflichtig. Inso-
fern gab es keine sozialwissenschaftlich gültigen Er-
fahrungen mit diesem Instrument.
Regierungspartei und Oppositionsbündnis UNO
gaben eine relativ große Zahl von Meinungsumfra-
gen in Auftrag, deren Ergebnisse sich häufig dia-
metral widersprachen. Sehr früh wurde allerdings
deutlich, daß ein erheblicher Teil der Wählerschaft
unentschieden war oder sich nicht klar äußern
wollte. Diese Gruppe umfaßte je nach Umfrage
25 bis 53 Prozent.
Da erkennbar die Meinungsumfragen nicht die
wirkliche Stimmung in der Wählerschaft widerge-
ben konnten, wurden sie von beiden Seiten dazu
benutzt, Stimmung für die eigene Sache zu machen.
Daß man nicht so recht an die Qualität der Befra-
gungsergebnisse glaubte, zeigte sich auch durch den
Grad der Überraschung über den Wahlsieg auf der
UNO-Seite und das Entsetzen über den Verlust der
Mehrheit auf der Seite der FSLN in der Wahlnacht.
Das deutliche Wahlergebnis von 54,7 Prozent zu
Gunsten der Präsidentschaftskandidatin der UNO-
Opposition überraschte selbst die Sieger.

V. Das Wahlergebnis

In der Endphase des Wahlkampfes war dieser zu-
nehmend inhaltsleer geworden. Beide Seiten ver-
suchten, der Wählerschaft ihren jeweiligen Slogan
einzuhämmern. „Todo serä mejor“ (alles wird bes-
ser) versicherten Daniel Ortega und sein Vizepräsi-
dent Sergio Ramirez. „UNO si puede“ (die UNO

wird’s packen) versicherten Violeta Chamorro und
ihr Parteienbündnis. Der Gehalt dieser Aussagen



wurde entscheidend beeinflußt von der politischen
Großwetterlage. Insofern hatten die veränderten
Verhältnisse in Osteuropa einen wesentlichen Ein-
fluß auf die Überzeugungskraft der Sandinisten in
wirtschaftlicher Hinsicht. Andererseits wurden die
wiederholten Unterstützungsangebote der Regie-
rung Bush an die Oppositionskandidatin weit ver-
breitet.
Genau in die Zeit des nicaraguanischen Wahlpro-
zesses von Februar 1989 bis Februar 1990 fielen die
Krisen des wirtschaftlichen Umbaus und der gesell-
schaftspolitischen Veränderungen in der Sowjet-
union, der DDR, der Tschechoslowakei und Bulga-
riens. Der Wahlbevölkerung war bekannt, daß
diese bislang quantitativ wichtigsten europäischen
Geberländer sich in Zukunft stärker auf die Sanie-
rung und Veränderung ihrer eigenen Volkswirt-
schaften konzentrieren würden. Wichtige westliche
Länder (insbesondere solche mit konservativen
Regierungen) ließen gleichzeitig erkennen, daß sie
zwar den Ausgang der Wahlen bei freier und fairer
Durchführung respektieren würden, substantielle
Hilfeleistungen aber erst nach Beendigung sehr
komplizierter Umschuldungsverhandlungen einlei-
ten würden. Insofern verlor der sandinistische Slo-
gan, daß alles mit einem Sieg der FSLN besser wer-
den würde, an Überzeugungskraft.

Die US-Regierung betonte hingegen wiederholt,
auch durch Präsident Bush selbst, daß bei Amtsan-
tritt einer Regierung Chamorro das 1985 von Präsi-
dent Reagan erlassene Handelsembargo gegen Ni-
caragua aufgehoben würde, und daß mehrere hun-
dert Mio. US-Dollar für eine nicht-sandinistische
Regierung zur Verfügung stünden. Die Kraft des
Dollars auf der Seite von Violeta Chamorro hatte
sich auch darin gezeigt, daß sie aus den USA zwei-
stellige Millionensummen zur Unterstützung ihrer
Kampagne erhielt. Insofern war der Wahlslogan
der UNO für viele Wähler leichter einsehbar.

Diese politische Situation schlug sich in Wahlergeb-
nissen6 ) nieder, die in Tabelle 1 dokumentiert sind.
Trotz der eindeutigen Mehrheit für die UNO in
Prozenten und in bezug auf die Zahl der Sitze in der
Nationalversammlung wird deutlich, daß Verfas-
sungsänderungen ohne die Beteiligung der FSLN
mit ihren fast 41 Prozent nicht möglich sind, da
hierfür 60 Prozent benötigt werden. In bezug auf
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die Stärke der politischen Fraktionen hat der FSLN
einen großen Vorsprung als stärkste Einzelkraft
behalten, denn die nächstgrößere Partei, die kon-
servative APC ist nur mit sechs Abgeordneten ver-
treten, alle anderen 13 Parteien der UNO-Koali-
tion mit noch weniger Kandidaten.

Interessant ist der hohe Zuwachs an tatsächlich ab-
gegebenen Stimmen (vgl. Tabelle 2). Bei der Ana-
lyse der Zahlen des Wahlergebnisses zeigt sich, daß
die abgegebenen Stimmen um fast 30 Prozent ge-
genüber 1984 angestiegen sind, während bei den
Einschreibungen ein Plus von etwa 13 Prozent zu
registrieren ist, was sich teilweise mit dem Bevölke-
rungszuwachs in den letzten sechs Jahren erklären
läßt. Die relativ starke Zunahme der abgegebenen
Stimmen scheint darauf hinzudeuten, daß nunmehr
auch Anhänger von Parteien des konservativen und
antisandinistischen Spektrums, die 1984 nicht kan-
didierten, eine größere Rolle spielten.

Würde man dem Ergebnis von 1990 die selbe
Stimmbeteiligung zugrunde legen wie 1984, so hat
der FSLN etwa ein Drittel seines Wählerpotentials
verloren. Die Gründe für den Umschwung in der
Wählergunst sind vielfältig. Allerdings kann es
wohl kaum an der Komplexität der Sachaussagen
oder der Qualität der Wahlprogramme gelegen ha-
ben, wie die Stimmabgabe ausging. Da sowohl die
Regierungspartei FSLN als auch die Oppositionsal-
lianz UNO zunehmend stärker Techniken der ver-
einfachten modernen Markenartikelwerbung ein-
setzten, fand eine Programmdiskussion nur in Krei-
sen von Parteikadern und politischen Aktivisten
statt. Entscheidender war vermutlich die anhaltend
schlechte ökonomische Situation des Landes sowie
die bis zum Ende der Regierung Ortega bestehende
Militärdienstpflicht.

Auf Seiten der FSLN war der Wahlkampf trium-
phalistisch geführt worden. Der Wahlkampfleiter
der FSLN. Bayardo Arce, sagte dem Autor in ei-
nem Gespräch im November 1989, daß man minde-
stens 70 Prozent der Stimmen erringen würde.
Diese Art von Selbstsicherheit führte nicht nur
dazu, daß viele der eigenen Wähler wegen des
scheinbar sicheren Erfolges zu Hause blieben, sie
erlaubte auch schwankenden Sympathisanten der
Sandinisten, eine Stimme des Tadels gegen die
FSLN und damit zugunsten der UNO abzugeben,
weil bei derartig positiven Vorhersagen eine Mehr-
heit für die Partei der nicaraguanischen Revolution
immer noch gewährleistet schien.

Wie die Wochen und Monate nach der Wahl zeig-
ten, war die Einheit der UNO-Koalition derart brü-
chig und die FSLN immer noch so stark, daß an ihr
vorbei nicht regiert werden konnte.
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Am meisten haben die Sandinisten ihre schärfsten
Kritiker dadurch überrascht, daß sie eine ehrliche
und freie Wahl abgehalten haben und das Ergebnis
als demokratische Verlierer akzeptierten. Das Er-
gebnis der Wahl bedeutet aber auch das definitive
Ende des Krieges in Nicaragua und die Entwaff-
nung der Contra.

Die Wahlen vom 25. Februar 1990 bilden den
Schlußpunkt und die getreue Erfüllung des Frie-

densplans von Esquipulas durch Nicaragua. In an-
deren Staaten der Region haben die kriegerischen
Auseinandersetzungen jedoch nicht aufgehört; die
Menschenrechtsverletzungen sind teilweise sogar
noch angestiegen. Auch hat es drei Jahre nach der
Unterschrift des Friedensplans keine „Friedensdivi-
dende“ für die Völker der Region in Form einer
verbesserten wirtschaftlichen Gesamtsituation und
einer gerechteren Verteilung der Einkommen gege-
ben. Letzteres gilt auch für Nicaragua.



Wilhelm Hofmeister

Chiles Weg zur Demokratie

Als in Chile am 11. März 1990 nach mehr als sech-
zehn Jahren autoritärer Regierung das Parlament
erstmals wieder zusammentrat und der neue Präsi-
dent Patricio Aylwin sein Amt übernahm, fand die
Zeremonie in dem noch nicht einmal halb fertigge-
stellten Kongreßgebäude in Valparaiso statt ). Von
dem Parlament bestand kaum mehr als die Fassade
— ein symbolträc

1

htiger Hinweis auf die Ausgangs-
tage der neuen Demokratie. Tatsächlich existieren
auch nach dem Amtsantritt der neuen Regierung in
Verfassung, Gesetzgebung und öffentlichen Institu-
tionen, in Staat und Gesellschaft weiterhin autori-
täre Strukturen, die erst in einem längeren und
umfassenden Reformprozeß zu überwinden sind.
Ganz bewußt betrachten daher die neue Regierung
und die sie stützenden Parteien die Wahlperiode
der kommenden vier Jahre als Übergangszeit, an
deren Ende die Konsolidierung einer erneuerten
chilenischen Demokratie stehen soll.

Die Aussichten des Demokratisierungsprozesses in
Chile sollen im folgenden erörtert werden. Im Mit-
telpunkt steht die Frage nach den wichtigsten Merk-
malen der politischen Entwicklung seit dem Regie-
rungswechsel vom 11. März. Darauf aufbauend

können einige Erwartungen hinsichtlich des weite-
ren Verlaufs der Demokratieentwicklung skizziert
werden. Zuvor sind jedoch die politischen und ge-
sellschaftlichen Bedingungen am Beginn des De-
mokratisierungsprozesses zu bedenken.

Kürzlich ist festgestellt worden: „Idealtypisch ge-
sprochen, vollzieht sich eine Demokratisierung als
Prozeß der Institutionalisierung offener politischer
Wettbewerbsbedingungen, in dem sich Gruppenin-
teressen generell der nach der umfassenden Aus-
weitung politischer Partizipationsmöglichkeiten
stark erhöhten Kontingenz artikulierbarer wie im-
plementierbarer Politikinhalte unterzuordnen ha-
ben.“2) Dieses Zitat weist auf die zentrale Bedeu-
tung der Einstellungen und des Verhaltens der ge-
sellschaftlichen und insbesondere politischen Ak-
teure hin, denen auch in anderen Analysen zur
Transformation autoritärer Regime für die Stabili-
sierung von Demokratie neuerdings eine im Ver-
gleich zu sozioökonomischen Aspekten stärkere
Bedeutung beigemessen wird3). Auch bei der Be-
trachtung und Beurteilung des chilenischen Falles
gilt es, diese Faktoren zu berücksichtigen.

I. Der Übergang zur Demokratie

In dem Anfang der achtziger Jahre einsetzenden
Zyklus der (Re-)Demokratisierung Lateinamerikas
ist Chile ein Nachzügler. Die Ursache dafür liegt in
der festen institutionellen Verankerung des am
11. September 1973 durch einen Putsch an die
Macht gekommenen Regimes. Erst die Niederlage
General Pinochets bei dem Plebiszit vom 5. Okto-
ber 1989 über eine achtjährige Verlängerung seiner
Präsidentschaft öffnete den Weg zur Durchführung

freier Wahlen4). In ihrem Vorfeld kam es im Juli
1989 zu einer Verständigung zwischen den Parteien
der demokratischen Opposition einerseits und der
Regierung und den Militärs andererseits über eine
Reform der 1980 zur Legitimierung des Regimes
geschaffenen Verfassung. Auch wenn diese nicht
substantiell geändert wurde, sondern lediglich zu-
künftige Reformen erleichterte, zeigte der erreichte
Konsens, daß eine Verständigung zwischen den
Vertretern und den Gegnern des autoritären Regi-
mes möglich geworden war. Das eröffnete die Aus-



sicht, daß auch nach den Wahlen ein Konsens über
Reformpolitiken erzielt werden könnte, zumal ei-
nerseits die Opposition nicht damit rechnen konnte,
im Parlament über die für Verfassungs- und Geset-
zesänderungen notwendigen Quoren zu verfügen,
und andererseits die politische Rechte ihre Vetopo-
sition nicht gegen den Mehrheitswillen des Volkes
für eine Obstruktionshaltung mißbrauchen durfte.
Die Oppositionsparteien hatten bereits vor dem
Plebiszit 1988 eine breite Allianz gegen Pinochet
gebildet, die 1989 in den aus 17 Mitgliedern beste-
henden „Zusammenschluß der Parteien für die De-
mokratie“ (Concertaciön por la Democracia) mün-
dete. Für ihr gutes Wahlergebnis war entscheidend,
daß sie trotz großer Differenzen und Rivalitäten
Mitte 1989 Übereinkommen in drei wichtigen
Punkten erzielten: Verabschiedung eines gemeinsa-
men Wahlprogramms, Aufstellung einer gemeinsa-
men Kandidatenliste und Ernennung eines gemein-
samen Präsidentschaftskandidaten in der Person
des Vorsitzenden der wichtigsten Oppositionspar-
tei, des Christdemokraten Patricio Aylwin.
Die politische Rechte, die jahrelang vom Autorita-
rismus zusammengehalten wurde, erwies sich zu
einem solchen Verständigungsprozeß als unfähig.
Den Pressionen des scheidenden Regimes und ein-
flußreicher Wirtschaftskreise folgend, ernannten
die wichtigsten Rechtsparteien „Renovaciön Nacio-
nal" (RN) und „Union Demöcrata Independiente"
(UDI) Hernan Büchi, den ehemaligen Finanzmini-
ster Pinochets, zu ihrem Kandidaten und gingen
eine Listenverbindung ein. Dritter Bewerber ohne
nennenswerten parteipolitischen Rückhalt, aber
mit um so stärker ausgeprägter populistischer Nei-
gung, war der Unternehmer Francisco Javier
Erräzuriz.
Patricio Aylwin war der eindeutige Wahlsieger, der
den Anteil der „Nein“-Stimmen gegen Pinochet aus
dem Vorjahr (55 Prozent) erreichte (vgl. Ta-
belle 1). Er hatte am glaubwürdigsten den Wunsch
der Mehrheit der Chilenen nach einer Demokrati-

sierung des Systems repräsentiert und überragte
seine Mitbewerber durch seine persönliche Integri-
tät und Kompetenz als Politiker bei weitem. Sein
Ansehen wirkte sich positiv aus auf das Abschnei-
den der „Concertaciön“ insgesamt.

Auch die Parlamentswahlen (vgl. Tabelle 2) konnte
diese Parteienvereinigung eindeutig für sich ent-
scheiden. Allerdings ist eine Mehrheit der Mandate
im Senat durch die von der Verfassung vorgesehene
und von der Opposition vergeblich abgelehnte Er-
nennung neun weiterer Senatoren durch das schei-
dende Regime zunichte gemacht worden. Das ver-
stärkt die Notwendigkeit zu einer blocküberwin-
denden Verständigung bei dem Gesetzgebungsver-
fahren und den beabsichtigten Verfassungsände-
rungen.

Insgesamt bestätigte das Wahlergebnis, daß sich das
politische Koordinatensystem nach mehr als
16 Jahren Autoritarismus nicht wesentlich verscho-
ben hat: Die vor 1973 für Chile charakteristische
Spaltung des Parteiensystems in drei etwa gleich
starke Blöcke hat sich wieder eingestellt, wobei das
Zentrum eindeutig von den Christlichen Demokra-
ten (PDC) besetzt wird. Diese gewannen allein 13
der 22 Senats- und 38 der 70 „Concertaciön“-Abge-
ordnetenmandate und verfügen damit in beiden
Kammern über jeweils ein Drittel der Sitze. Von
den übrigen Parteien hat lediglich die sozialistische
Sammlungspartei „Partido por la Democracia“
(PPD) eine relevante Mandatszahl errungen. Die
Parlamentssitze der rechten Listenverbindung „De-
mokratie und Fortschritt“ (Democracia y Progreso)
konzentrieren sich auf die zwei genannten Parteien;
die meisten Unabhängigen dieser Liste sind mittler-
weile der RN beigetreten. Daß diese Konstellation
Kompromisse nicht grundsätzlich erschwert, zeigte
sich in der ersten Parlamentssitzung, als es zu einer
blockübergreifenden Verständigung über die Be-
setzung der Vorstandspositionen in beiden Kam-
mern und die Ausschußvorsitze kam.



Das Wahlbündnis verschiedener Linksparteien
(Kommunistische Partei, Linkssozialisten, Linksra-
dikale, Christliche Linke), „Einheit für die Demo-
kratie“ (Unidad por la Democracia), konnte nicht
reüssieren und ist nach der Wahl aufgelöst worden;
die beiden Mandatsträger gehören der Sozialisti-
schen Partei an.

Bei der Regierungsbildung und der Ernennung der
neuen Spitzenfunktionäre in der staatlichen Ver-
waltung wurden die Zusammensetzung der „Con-
certaciön“ und das Abschneiden der einzelnen Par-
teien berücksichtigt. Das bedeutet, daß die Christ-
demokraten in Kabinett und Verwaltung eine
Mehrheit bilden, die anderen Parteien bei der Äm-
tervergabe aber auch zum Zuge kamen.

Aufmerksamkeit rief die Entscheidung Aylwins
hervor, die Junta-Mitglieder Matthei und Stange
zum Verbleib in ihren Ämtern als Oberkomman-
dierende der Luftwaffe bzw. der Polizei zu bitten.
Damit setzte der Präsident ein Signal für das künf-
tige Verhältnis zu den Uniformierten — zumal er
die Oberkommandierenden nicht entlassen kann.

Den beiden anderen Junta-Mitgliedern, Pinochet
und Merino, hat man den Rückzug nahegelegt,
doch nur Admiral Merino ist gegangen. Pinochet
dagegen blieb, wie es ihm die Verfassung zugesteht,
im Amt des Heereskommandeurs. Damit personifi-
ziert er die Persistenz des autoritären Erbes nur
allzu deutlich.



II. Das Erbe des Autoritarismus

Der Demokratisierungsprozeß wird vom Erbe des
autoritären Regimes nachhaltig beeinflußt und mit-
bestimmt. Das gilt sowohl für den institutioneilen
wie für den sozioökonomischen Bereich. Hinzu
kommen als zwei weitere Hinterlassenschaften von
besonderem Gewicht und besonderer Komplexität
die Aufarbeitung der Menschenrechtsverletzungen
und die Neugestaltung des Verhältnisses zwischen
ziviler Gesellschaft und den Streitkräften. Da diese
sich einen bleibenden Einfluß auf den politischen
Prozeß sicherten und die politische Macht mit dem
Bewußtsein aus den Händen gaben, ihre Mission
erfüllt und nicht nur eine neue, sondern auch eine
bessere Ordnung errichtet zu haben, muß jeder
Versuch eines grundlegenden politischen Wandels
die Position der Streitkräfte mitbedenken — und
das gilt zumal bei der Behandlung der Menschen-
rechtsproblematik.

1. Verfassung und institutionelle Ordnung

Zu den herausragenden Charakteristika des Mili-
tärregimes in Chile gehört die große Sorgfalt, die es
auf seine Legitimierung verwandte. Das ist Aus-
druck einer legalistischen Tradition, welche sich als
eines der besonderen Elemente der politischen Kul-
tur des Landes, interessanterweise schon kurz nach
dem Putsch von 1973, im Verhalten der Militärs
zeigte, als sie sich zur Rechtfertigung des Staats-
streiches auf die Verfassung und die darin angeblich
vorgesehene Notstandssituation beriefen5).

Herausragender Baustein bei der Konstruktion ei-
nes Rahmens der Legalität und Legitimität ist die
Verfassung von 1980, mit der die Umwandlung der
Militärdiktatur in ein autoritäres Regime vollzogen
wurde und die auch weiterhin den institutioneilen
Rahmen für den Demokratisierungsprozeß ab-
gibt6). Trotz der Reformen von 1989 enthält die
Verfassung eine Reihe autoritärer Elemente, die
wenig kompatibel sind mit den westlichen Vorstel-
lungen von repräsentativer Demokratie7). Solche
Elemente sind:

— die eingeschränkte Rolle des Parlaments im Hin-
blick sowohl auf die Regierungskontrolle als auch
auf die Gesetzesinitiative;

— die demgegenüber betont starke Stellung des
Präsidenten, der über seine weitgefaßten exekuti-
ven Rechte hinaus eine Reihe von Vorrechten im
Bereich der Gesetzgebung und auch der Justiz
(z. B. bei der Richterernennung) besitzt, so daß
von einer funktionierenden Gewaltenteilung kaum
gesprochen werden kann;

— die Festschreibung der Rolle der Streitkräfte als
Garanten der nationalen Sicherheit und der institu-
tionellen Ordnung sowie ihre weitgehende interne
Autonomie, die Ende 1989 in einem sogenannten
Verfassungs-Strukturgesetz noch verfestigt wurde;
— die Beteiligung der Streitkräfte an der politi-
schen Willensbildung über den „Nationalen Sicher-
heitsrat“, dessen Attribute in der Reform von 1989
etwas beschnitten und bei dessen Zusammenset-
zung wenigstens eine Parität zwischen Zivilisten
und Militärs eingeführt wurde;

— die in der Verfassung nicht vorgesehene kommu-
nale Selbstverwaltung und die Festlegung korpora-
tivistischer Partizipationsformen auf kommunaler
und regionaler Ebene, was u. a. dazu führte, daß
noch 1989 fast alle Bürgermeister von den von Mili-
tärs dominierten Gremien auf vier Jahre ernannt
wurden.

Auch wenn bei der Reform von 1989 die ursprüng-
lichen Bestimmungen hinsichtlich einer Zementie-
rung der Verfassungsnormen abgemildert und zu-
künftige Reformen etwas erleichtert wurden8), ist
dazu wegen der notwendigen Quoren eine Verstän-
digung mit der Rechten notwendig, die umso
schwieriger umzusetzen sein wird, je weniger Vor-
teile sich die heutigen Oppositionsparteien von ei-
ner Verfassungsänderung versprechen. Das gilt
z. B. für die Kommunalreform, die die Rechtspar-
teien im Parlament wohl nicht so rasch passieren
lassen werden.

Zur Beständigkeit der autoritären Strukturen trägt
bei, was das scheidende Regime insbesondere in
den Monaten zwischen Wahlen und Regierungs-
wechsel in Gesetzen festschrieb, um den Hand-
lungs-, Finanz- und Reformspielraum der neuen
Regierung einzuschränken9). Dazu gehört u. a.



— ein Verbot für das Parlament, Handlungen der
vorhergehenden Regierung zu untersuchen und zu
verurteilen;

— die Anordnung des Verkaufs einer Reihe genau
bezeichneter öffentlicher Unternehmen binnen
Jahresfrist und für die neue Regierung das Verbot
einer Einflußnahme auf die Verwaltung jener Un-
ternehmen;
— die Ausgabe eines Großteils des Staatbudgets für
1990 in den ersten Monaten des Jahres mit der
Folge eines Defizits in den sozialpolitisch sensiblen
Bereichen Gesundheit, Erziehung und Wohnungs-
bau;

— die Einführung einer weitgehenden institutionei-
len Autonomie und finanziellen Absicherung der
Streitkräfte.

Daneben überlebt der Autoritarismus noch in einer
ganzen Reihe von gesetzlichen Bestimmungen und
institutioneilen Arrangements, aber auch in den
Einstellungen der Akteure. Wo in den vergangenen
Jahren offene Diskussionen und ein frei ausgehan-
delter Interessenausgleich nicht existierten — sei es
in den Arbeitsbeziehungen, sei es an den Universi-
täten oder andernorts —, sind partizipative und
demokratische Strukturen verschüttet worden, die
nur allmählich wieder freigelegt werden können.

2. Die wirtschaftliche und soziale Situation

Neben der institutionellen Verankerung ihres Regi-
mes haben die chilenischen Militärs eine weitere
Besonderheit vorzuweisen: Anders als ihre Kolle-
gen in den Nachbarländern haben sie kein wirt-
schaftliches Chaos, sondern eine gesunde Volks-
wirtschaft hinterlassen. Das wurde in den vergange-
nen beiden Jahren auch von der damaligen Oppo-
sition anerkannt, die damit ihre frühere grundsätz-
lich kritische Einstellung gegenüber der Wirt-
schaftspolitik und dem dahinter stehenden Ord-
nungsmodell der Militärs allmählich korrigierte —
was ihr nicht zuletzt auch wahlpolitisch nutzte10).
Die Aufrechterhaltung der günstigen Wirtschafts-
entwicklung der vergangenen Jahre gehört heute zu

den parteiübergreifenden kollektiven Zielen in
Chile, wobei sich diese Übereinstimmung als funk-
tional erweisen kann für das Aneinanderrücken der
Blöcke und die Versöhnung im Hinblick auf andere
Fragen innerhalb der Gesellschaft.

1989 erlebte Chile das sechste Jahr eines beachtli-
chen Wirtschaftswachstums (vgl. Tabelle 3), das
zudem mit 8,5 Prozent einen bemerkenswerten Hö-
hepunkt erreichte. Der Exporterfolg der Chilenen
im nicht-traditionellen Bereich (Agrar- und Indu-
strieprodukte), der auch 1989 wiederholt werden
konnte, war in den vergangenen Jahren häufig Ge-
genstand anerkennender Kommentare. Dazu kam
nun eine Steigerung der internen Nachfrage nach
Konsum- und Investitionsgütern, die u. a. auf die
— mit Blick auf die Wahlentscheidungen der Jahre
1988 und 1989 — expansive Geldpolitik und eine
Reihe von Großinvestitionen zurückging. Auf Be-
schäftigung und Arbeitslöhne wirkte sich diese Ent-
wicklung insgesamt recht positiv aus, machte aber
schon Ende 1989 eine Anpassungspolitik zur Infla-
tionsbekämpfung notwendig, die Wachstumseinbu-
ßen 1990 zur Folge hatte ).11

Ihre Schattenseiten hat die chilenische Erfolgsstory
im sozialen Bereich. Nicht nur sind die Ausgaben
für Gesundheit, Erziehung und Wohnungsbau in
den letzten zehn Jahren gesunken; vielmehr ist die
Zahl der bedürftigen Personen und Familien in den
letzten Jahren kontinuierlich gestiegen und beträgt
mittlerweile ca. 40 Prozent der Gesamtbevölke-
rung. Der (Bruttosozialprodukt-)Kuchen ist zwar
größer geworden, doch wird er sehr ungleichmäßig
verteilt. Die unteren Einkommensempfänger ha-
ben nach der schweren Rezession von 1982/83 ihren
Lebensstandard von vor 1981 trotz anhaltenden
Wirtschaftswachstums noch nicht erreicht12). Ver-
schiedene Sektoren der Gesellschaft sahen daher
der neuen Regierung mit Erwartungen entgegen,
die trotz der günstigen makroökonomischen Aus-
gangslage nicht alle erfüllbar sind.



III. Ziele und Maßnahmen der Regierung
1. Reformabsichten der Regierungskoalition

Das ernsthafte Bemühen um konkrete programma-
tische Vorschläge für künftige Reformen kenn-
zeichnete die Haltung der Opposition in der Phase
der Wahlvorbereitung. Das im Juli 1989 vorge-
stellte gemeinsame Regierungsprogramm der Par-
teien der „Concertaciön“ spiegelte diese Absicht
wider13). Propagiert wurden hier drei zentrale
Ziele: die Demokratisierung des Landes und seiner
Institutionen durch Beseitigung dessen, was oben
als autoritäre Strukturen dargestellt wurde; die
Aufrechterhaltung der Rahmenbedingungen für
ein kontinuierliches Wirtschaftswachstum und auf
dieser Grundlage die Beseitigung der extremen Ar-
mut und die Herbeiführung von sozialer Gerechtig-
keit; die Förderung der Wahrheit hinsichtlich der
Menschenrechtsverletzungen als Grundlage von
Versöhnung und Gerechtigkeit. Trotz der betonten

Notwendigkeit zur Überwindung des Autoritaris-
mus in seinen verschiedenen Erscheinungsformen
und Auswirkungen zeichnet sich das Programm
durch gemäßigte Forderungen umd Reformvor-
schläge aus, womit man sowohl den Befürchtungen
eines abrupten Wandels als auch überzogenen Er-
wartungen vorbeugen wollte. Für den Bereich der
Menschenrechte gilt z. B. bei allen eventuellen Pro-
zessen mit Blick auf die Streitkräfte, daß die
„Schuldfähigkeit persönlich ist, und deshalb wird
man nicht die Institutionen, denen die eventuellen
Schuldigen angehören, zur Verantwortung zie-
hen“ 14). In ähnlicher Weise wird die Stabilität der
wirtschaftspolitischen, d. h. marktwirtschaftlichen
Spielregeln betont und werden die sozialpolitischen
mit den Wachstumszielen gekoppelt. Das Festhal-
ten an den im Rahmen der „Concertaciön“ verein-
barten Aufgaben und Zielen hat Präsident Aylwin
in einem Rechenschaftsbericht am 21. Mai noch
einmal deutlich gemacht15).



2. Reformstrategien der Regierung

Auch wenn es selbst für ein vorläufiges Urteil über
die seit dem 11. März in Gang gesetzten Reform-
politiken noch zu früh ist, sind die Strategien der
Regierung zur Verwirklichung einiger ihrer wichtig-
sten Ziele recht deutlich erkennbar.

a) Demokratisierung der Gesellschaft

Bei der Erweiterung der Partizipationsmöglichkei-
ten zur allmählichen Ersetzung des Autoritarismus
ist die angestrebte Wiederbelebung und Öffnung
von Basisorganisationsformen (Nachbarschaftsver-
einigungen, Mütterzentren etc.), die vom vorherge-
henden Regime für seine Zwecke instrumentalisiert
worden waren, von besonderer Bedeutung; ent-
sprechende gesetzliche Initiativen wurden in die
Wege geleitet. Das gleiche gilt für die Einführung
der kommunalen Demokratie. Beide Initiativen
fanden jedoch keine sofortige Zustimmung im Kon-
greß und können wohl erst nach längeren Diskus-
sionen und Änderungen der Vorlagen Gesetzes-
kraft erlangen. Ähnlich ergeht es den Initiativen zur
Schaffung eines staatlichen Frauen- und Jugend-
dienstes, bei denen nicht ganz klar wird, warum
derartige Initiativen zur Anregung von Partizipa-
tion vom Staat ergriffen werden müssen.

b) Wahrheit und Gerechtigkeit im Hinblick auf die
Menschenrechtsfrage

Nachdem der Präsident anläßlich seiner Amtsein-
führung zahlreiche politische Gefangene, die keiner
Gewaltakte beschuldigt wurden, amnestiert hatte,
wird vor allem auf zwei Wegen versucht, das Men-
schenrechtsthema aufzuarbeiten. Zum einen will
der Justizminister im Hinblick auf Menschenrechts-
verletzungen, aber auch auf terroristische Gewalt-
akte mittels einer Reihe von Gesetzesänderungen
sowohl neue Formen der Strafverfolgung als auch
der Amnestierung und Strafmilderung durchsetzen.
Das ist deshalb sehr schwierig, weil sich die Ansich-
ten der Parteien der Rechten und der Linken
bei aller Kompromißbereitschaft in dieser Frage
diametral entgegenstehen. Die Leichenfunde von
Opfern des Putsches sowie anhaltende terroristi-
sche Gewaltakte haben die Positionen beider Seiten
eher verhärtet. Zum anderen hat der Präsident im
April eine Kommission „Wahrheit und Versöh-
nung“ gegründet, die einen Bericht über die
schlimmsten Menschenrechtsverletzungen erstellen
und Maßnahmen zur Wiedergutmachung, zur Her-
beiführung von Gerechtigkeit und zur Prävention
empfehlen soll. Strafverfahren wird es gegen Täter
geben, die eindeutig identifizierbar sind. Denkbar
ist aber auch, daß nach Vorlage des Berichts der
Kommission ein Versöhnungsakt beschlossen wird,
der mit Blick auf die Zukunft die Spaltung der

Gesellschaft zu überwinden sucht. Auf keinen Fall
aber will sich die Regierung in ihrer Menschen-
rechtspolitik unter Druck setzen lassen.

c) Eingliederung der Streitkräfte in den politischen
Prozeß

War in den ersten Wochen der neuen Regierung
eine Unsicherheit der Streitkräfte über ihre neue
Rolle innerhalb des politischen Prozesses erkenn-
bar und gab es Friktionen zwischen dem Heer und
insbesondere General Pinochet einerseits und der
Regierung andererseits, die vor allem in dem (ge-
scheiterten) Widerstand gegen die Gründung der
Kommission „Wahrheit und Versöhnung“ sowie ei-
ner Erklärung des Heeres zur — aufgrund von Lei-
chenfunden neu entfachten — Menschenrechtsdis-
kussion zum Ausdruck kamen ), so hat dies mitt16 -
lerweile einer neuen Standortbestimmung Platz ge-
macht, in der die politische Führungsrolle der Re-
gierung anerkannt wird. Allerdings werden die
Streitkräfte ihre institutionelle Sonderrolle wohl
bewahren; Gesetzes- oder Verfassungsänderungen
zur Beschneidung der Rolle der Streitkräfte sind
vorerst nicht denkbar.

d) Stabilität der Wirtschaftsordnung

Der erste substantielle Kompromiß zwischen Re-
gierung und Opposition kam ausgerechnet über die
Steuerreform, sprich: Steuererhöhungen, zustande.
Ziel dieser Reform, die insbesondere eine Anhe-
bung der Unternehmenssteuem auf zehn Prozent
bzw. vorübergehend (1991 bis 1993) auf 15 Prozent,
eine Anhebung der Mehrwertsteuer von 16 auf
18 Prozent und eine Straffung der direkten Steuern
festlegte, ist die Erhöhung der Staatseinnahmen,
die in Sozialprojekte zugunsten der ärmsten Schich-
ten investiert werden sollen. Begleitet war diese
positive Entwicklung der Fiskalpolitik in den ersten
Monaten der Regierung von Wachstumseinbußen
aufgrund der erwähnten Anpassungsmaßnahmen
zur Inflationsbekämpfung. Die Zentralbank hatte
bereits Ende 1989 geldpolitische Maßnahmen, wie
z. B. eine Zinsanhebung getroffen, um die über-
hitzte Wirtschaft abzukühlen und die Inflation zu
drosseln. In Übereinstimmung mit der neuen Re-
gierung wurde diese Politik um den Preis eines ge-
ringeren Wirtschaftswachstums (1990: wahrschein-
lich drei, statt wie erwartet fünf Prozent) fortge-
setzt. Gleichwohl sind die mittelfristigen Erwartun-
gen günstig, wofür allein schon die hohen Investi-
tionen sprechen. Bemerkenswert ist schließlich,
daß es zwar eine Diskussion um die Instrumente der



Wirtschaftspolitik, nicht aber um den marktwirt-
schaftlichen Ordnungsrahmen gibt, der um einige
soziale Elemente zur Festigung einer „Sozialen
Marktwirtschaft“ erweitert werden soll.

e) Soziale Reformen und soziale Erwartungen
So sehr die damalige Opposition im Wahlkampf
von 1989 die sozialpolitischen Defizite des autoritä-
ren Regimes brandmarkte, so sehr hatte sie gleich-
zeitig vor übertriebenen Erwartungen gewarnt und
Sozialreformen von der Wirtschaftsentwicklung ab-
hängig gemacht. Die seit März in Gang gesetzten
Reformen zur Bekämpfung der extremen Armut
sowie in den sozialpolitisch sensiblen Bereichen Bil-
dung, Gesundheit und Wohnungsbau sollen mit den
zusätzlichen Einnahmen aus der Steuerreform so-
wie teilweise über Kredite aus der bi- und multila-
teralen Kooperation finanziert werden. Aufkei-
mendem sozialen Protest ist die Regierung bisher
entschlossen entgegengetreten17). Ihr Ziel ist es,
neben quantitativen vor allem qualitative Verbesse-
rungen im Sozialsystem einzuführen, wozu insbe-
sondere eine Vertiefung der administrativen De-
zentralisierung beitragen soll. Auch wenn sich die
ersten sozialpolitischen Maßnahmen auf die Erhö-

hung öffentlicher Zuschüsse in den genannten Be-
reichen konzentrieren, soll der Rückfall in einen
vom Staat mittelbar oder unmittelbar geförderten
Paternalismus vermieden werden.

Selbst wenn in der Wirtschafts- und Sozialpolitik
noch keine großen „Realisierungen“, wie Reform-
leistungen in Chile genannt werden, zu vermelden
sind, genießen Präsident und Regierung hohe Zu-
stimmung: Mitte Juni beurteilten 88 Prozent der
Chilenen den Präsidenten und 85 Prozent die Re-
gierung als gut bis sehr gut. Das dürfte u. a. Aus-
druck für das Vertrauen in die Kompetenz der Re-
gierung sein, die der Opposition bisher wenig An-
satzpunkte für Kritik bietet, und Resultat vor allem
der Konsequenz mit der Präsident Aylwin sein Amt
ausübt: Daß er den politischen Führungsanspruch
der Regierung gegenüber den Militärs und dem sich
anfangs wehrenden Pinochet durchsetzte und daß
er bei der Behandlung des Menschenrechtsthemas
verschiedene Interessen auszugleichen versteht, hat
Aylwin viel Zustimmung verschafft. Die Versöh-
nung der Chilenen ist für ihn nicht nur eine rheto-
rische Floskel, sondern — wie seine Gesten und
Handlungen beweisen — ein echtes Anliegen.
Darin liegt ein wesentlicher Beitrag für die Konso-
lidierung der Demokratie.

IV. Gesellschaft und Demokratie

Zu den herausragenden Charakteristika Chiles vor
1973 gehörte der hohe Grad politischer und gesell-
schaftlicher Organisation und Partizipation, der ei-
nen hohen Grad politischer und sozialer Mobilisie-
rung begünstigte — was schließlich in „Hypermobi-
lisierung“, politische Instabilität und den Zusam-
menbruch der Demokratie mündete18). Daß es
eine Wiederholung ähnlicher destabilisierender
Entwicklungen zu vermeiden gilt, daß die Erhal-
tung der Demokratie als eine gemeinsame Aufgabe
begriffen wird und daß dazu Kompromißbereit-
schaft notwendig ist, gehört zu den wiederholt be-
schworenen „Lektionen der Vergangenheit“19).
Bei der Umsetzung dieser Lektionen in politisches

und gesellschaftliches Handeln spielen Parteien,
Gewerkschaften und Unternehmer eine maßgebli-
che Rolle.

1. Parteien und Parteiensystem

Während des Autoritarismus haben nicht nur die
demokratischen Werte überlebt20), sondern auch
— wie das Wahlergebnis zeigte — die traditionelle
Teilung des politischen und Parteiensystems in drei
etwa gleich starke Blöcke. Gleichwohl zeichnen
sich im Parteiensystem Veränderungen ab. die den
Demokratisierungsprozeß mitprägen werden21 ).



Die politische Rechte ) wird im wesentlichen von22

zwei Parteien repräsentiert: der UDI als der maß-
geblichen Verteidigerin des früheren Regimes und
der „Renovaciön Nacional" (RN), die eine „wei-
che“ Linie vertritt und u. a. 1989 entscheidend am
Zustandekommen des Konsenses über die Verfas-
sungsreform beteiligt war. Trotz der Anstrengun-
gen zur Verbesserung ihrer Organisationsstruktur
wird RN auf die Rolle einer einflußreichen Minder-
heit beschränkt bleiben. Allein über die Bildung
einer Mitte-Rechts-Koalition könnte RN in Regie-
rungsverantwortung gelangen, doch ist eine solche
Konstellation mittelfristig eher unwahrscheinlich,
da RN weiterhin die Hinterlassenschaft des Autori-
tarismus verteidigt.

Das politische Zentrum wird dominiert von der
Christlich-Demokratischen Partei (PDC), die als
am besten organisierte Partei des Landes die Oppo-
sition gegen Pinochet anführte und heute den Prä-
sidenten und die Hälfte der Minister stellt23 ). Frü-
here hegemonistische Ansprüche hat der PDC
ebenso abgelegt wie seine übertriebene Ideologisie-
rung, die pragmatischeren Einstellungen Platz
machte. Aus den Konflikten lernend, die während
der Regierungszeit des ersten christlich-demokrati-
schen Staatspräsidenten Eduardo Frei (1964 bis
1970) zur Parteispaltung geführt hatten, bemüht
sich der PDC heute um eine Profilierung nicht in
Abgrenzung von, sondern durch die Identifizierung
mit der Regierung.

Die Linke wird heute geprägt von drei Kräften24 ):
der Sozialistischen Partei (PS), deren verschiedene
Fraktionen sich bald nach den Wahlen von 1989 mit
einigen kleineren Linksparteien vereinten; der
„Partei für die Demokratie“ (PPD), die als Sam-
melbecken der gemäßigten Linken entstand und
dem PDC seine Rolle als führende Kraft des politi-
schen Zentrums streitig zu machen versucht;
schließlich der Kommunistischen Partei (PC), die
offensichtlich noch immer über eine relativ gute
Basisorganisation verfügt, aber mittlerweile mit ei-
ner zunehmenden internen Dissidentenbewegung
fertig werden muß. Da die Kommunisten wohl
dauerhaft von einer Regierungsbeteiligung ausge-
schlossen bleiben und sich ihr Wählerpotential
merklich verringert hat, werden PS und PPD in
Zukunft das Erscheinungsbild der chilenischen Lin-
ken prägen, freilich — ebenso wie die Rechte —

kaum zu einer alleinigen Regierungsbildung in der
Lage sein.

Schon dieser kurze Überblick deutet an, daß sich
die frühere Parteienvielzahl verringert. Beeinflußt
wird diese Tendenz durch die gesetzlichen Bestim-
mungen, insbesondere durch das Wahlrecht, das
kleineren Parteien bewußt keine Chance läßt. Für
den politischen Prozeß hat dies zur Folge, daß sich
— wie schon vor Plebiszit und Wahlen — der poli-
tische Wettbewerb auf das Zentrum konzentriert,
und daß die wenigen großen Parteien trotz ihrer
Differenzen einen Konsens über die künftigen
Spielregeln und den Rahmen der Konfliktaustra-
gung etablieren25). Für die Stabilisierung des poli-
tischen Systems wird dies von entscheidender Be-
deutung sein.

Eine ähnlich funktionale Bedeutung kann eine wei-
tere Entwicklung haben, die nahezu alle Parteien
gleichermaßen betrifft: die Verselbständigung in-
termediärer Gruppen und Organisationen (Ge-
werkschaften, Berufsverbände), die vor 1973 ein-
deutig von den Parteien dominiert und nicht selten
als Foren zur Austragung zwischenparteilicher Ri-
valitäten mißbraucht wurden. Für die Lebensfähig-
keit von Demokratie sind funktionierende interme-
diäre Organisationen unverzichtbar. Ihre gesell-
schaftspolitischen Leistungen können durch grö-
ßere parteipolitische Unabhängigkeit möglicher-
weise noch gesteigert werden. Diese Chance zeich-
net sich zumindest im Gewerkschaftsbereich ab.

2. Gewerkschaften und Unternehmer

Gewerkschaften und Unternehmer sind auch in
Chile die klassischen Antipoden des Verteilungs-
kampfes, die von dem früheren Regime einseitig
benachteiligt bzw. bevorzugt worden waren. Ar-
beitsgesetzgebung und Steuerrecht machten die
Unternehmer zu der am meisten begünstigten
Gruppe, die über einen kaum übersehbaren und
kaum verhohlenen Einfluß verfügte ). Demgegen26 -
über spaltete die Regierung mit ihrer Arbeitsgesetz-
gebung die Gewerkschaftsbewegung und unter-
drückte regimekritische Gewerkschafter sowie Ge-
werkschaftszentralen27 ); ein Ausdruck dafür ist der
schwache Organisationsgrad der Arbeiter während
der Jahre des Autoritarismus (ca. 10 Prozent ge-
genüber ca. 30 Prozent in 1973).



Nach dem Regierungswechsel hat sich diese Situa-
tion keineswegs entscheidend verändert. Allerdings
verfügen die Gewerkschaften seither über einen
wesentlich größeren Handlungsspielraum, und sie
können einen großen Einfluß auf den Verlauf des
Demokratisierungsprozesses nehmen. Schließlich
zeigt die Erfahrung, daß Gewerkschaften den Mo-
ment des Aufbrechens eines autoritären Systems
häufig dazu benutzen, lange unterdrückte Forde-
rungen anzumelden. Eine damit einhergehende so-
ziale Mobilisierung kann den Prozeß der politischen
Öffnung jedoch wieder nachhaltig gefährden28).

In Chile scheint das nicht einzutreten. Die Gewerk-
schaften selbst haben maßgeblich dazu beigetragen.
Am 31. Januar 1990, d. h. noch vor dem Regie-
rungswechsel, unterzeichnete der wichtigste Ge-
werkschaftsdachverband „Central Unitaria de Tra-
bajadores“ (CUT) zusammen mit dem wichtigsten
Unternehmerverband ein Abkommen, das den
Rahmen der beiderseitigen Beziehungen ab-
steckte29 ). Beide Seiten anerkennen hier die Exi-
stenz freier Gewerkschafts- und Unternehmerorga-
nisationen sowie die Notwendigkeit eines perma-
nenten Dialogs, in dem sie Konflikte auf konstruk-
tive Weise behandeln wollen. Auf der Basis dieses
Dokuments hatte es in den folgenden Wochen und
Monaten permanente Gespräche über die von den
Gewerkschaften verlangten Änderungen der Ar-
beitsgesetzgebung gegeben (Modus der Tarifver-

handlungen, Arbeitsplatzsicherung, Streikrecht,
Erleichterung gewerkschaftlicher Organisationen
etc.). Die neue Regierung nahm nur sporadisch an
solchen Gesprächen teil, weil es ihre Absicht ist,
den Tarifparteien weitgehende Autonomie zuzusi-
chern und nur den Verhandlungsrahmen abzustek-
ken. Erst als Gewerkschaften und Unternehmer
keine Einigung über die Arbeitsreform erzielten,
ergriff die Regierung die Gesetzesinitiative, konnte
aber aufgrund fehlender Mehrheit im Senat nur in
einem Teilbereich einen Kompromiß herbeifüh-
ren.

Unabhängig von der Diskussion um die inhaltlichen
Bestimmungen des neuen Arbeitsrechts, lassen sich
im Verhältnis zwischen Gewerkschaften und Unter-
nehmern einige Elemente beobachten, die schon
fast typisch für den Beginn des Demokratisierungs-
prozesses in Chile sind: Bereitschaft zu Versöhnung
und Konsens, die die Einstellungen der Akteure
kennzeichnet; Unerfahrenheit im Umgang mitein-
ander, was ein langsames Aufeinanderzugehen not-
wendig macht; Unsicherheit bei der Ausfüllung der
neuen Rollen, die der Regimewechsel mit sich
brachte; Geduld und Selbstbescheidung bei denen,
die Opfer des autoritären Regimes sind. Für die
Konsolidierung der Demokratie — und nur darum
geht es hier — sind das alles günstige Begleitum-
stände.

V. Perspektiven der

Die chilenische Demokratisierung verläuft fast
nach dem Lehrbuch. In der eingangs zitierten Stu-
die wird die Notwendigkeit einer kompromißberei-
ten Einstellung der Akteure betont, wobei „konsti-
tutive Pakte, die Demokratisierungsinhalte und
-grenzen definieren, eine herausragende Rolle spie-
len“30 ). Beide Konditionen sind in Chile erfüllt. Es
gibt nicht nur einen verbalen Konsensualismus,
sondern — das wurde zu zeigen versucht — es exi-
stiert eine Einstellung zugunsten von Kompromiß
und Versöhnung, die die natürlichen Interessenge-
gensätze zu überwinden sucht. Zudem bilden der
„Zusammenschluß der Parteien für die Demokra-
tie“ und das von ihnen erarbeitete Regierungspro-
gramm eine organisatorische, vor allem aber inhalt-
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liehe Grundlage, die den demokratiefördernden
Kräften eine gemeinsame Zielorientierung verleiht.
Auch wenn übrigens das Gebilde der „Concerta-
ciön“ nach den Wahlen von 1989 in seiner formalen
Substanz zerfiel, arbeiten die Parteien, die dieser
Allianz angehörten, im Parlament eng zusammen
und bilden das Rückgrat der Regierung. Versuche
zur formalen Wiederbelebung der „Concertaciön“
sind bisher allerdings am Egoismus der großen Par-
teien gescheitert, die bei aller Bereitschaft zur Zu-
sammenarbeit ihr eigenes Profil angesichts der für
1992 erwarteten Kommunalwahlen und der für
Ende 1993 vorgesehenen Parlaments- und Präsi-
dentschaftswahlen stärken wollen. Gleichwohl wird
es insbesondere dann, wenn die Regierung erfolg-
reich ist, kaum eine andere Option als die Fortset-
zung der bisherigen Koalition geben. Andererseits
wäre eine Änderung in der Zusammensetzung der
Regierungskoalition zunächst nichts anderes als.
eine Bestätigung demokratischer Verfahren.
Zur Zeit lassen sich als weitere günstige Faktoren
für den Demokratisierungsprozeß nennen: die ins-



gesamt recht maßvollen Erwartungen und Ansprü-
che innerhalb der Gesellschaft im Hinblick auf so-
ziale oder wirtschaftliche Verbesserungen (hier hält
sicherlich die gute gesamtwirtschaftliche Lage der
Regierung den Rücken frei vor überbordendem
Protest); die lange demokratische Tradition des
Landes, an die selbst Streitkräfte und rechte Par-
teien anknüpfen wollen; die herausragende Persön-
lichkeit von Präsident Aylwin, der die Chilenen zu
vereinen versteht.

Dennoch darf nicht übersehen werden, daß noch
immer vielfach autoritäre Strukturen existieren, die
nur in mühsamen Verfahren zu verändern sind.
Hinzu kommt die Notwendigkeit, sich an Verfahren
und Umgangsformen wieder neu gewöhnen zu
müssen, die Demokratie prägen und gegleiten. Das
gilt für Regierung und Parteien gleichermaßen, die
in den ersten Wochen und Monaten zuweilen etwas

zu sensibel auf Dissens oder Kritik reagierten —
letztlich normale und notwendige Elemente demo-
kratischer Prozesse. Diese Sensibilität wird schon
deshalb nüchternen Einstellungen Platz machen
müssen, weil Kompromisse im Parlament und zwi-
schen Regierung und Opposition bei näherrücken-
den Wahlterminen schwerer zu erreichen sein wer-
den. Auch beeinträchtigen der 1990 spürbar größer
gewordene Inflationsdruck und die geringeren
Wachstumsaussichten die sozialpolitischen Mög-
lichkeiten der Regierung, so daß verschiedene
Gruppen etwas länger auf die Erfüllung ihrer sozia-
len Erwartungen warten müssen. Eine Erschütte-
rung des Demokratisierungsprozesses ist davon
gleichwohl nicht zu erwarten. Vielmehr besteht die
begründete Zuversicht, daß man in Chile auf dem
im März 1990 eingeschlagenen Weg zur Demokra-
tie erfolgreich weitergehen wird.



Heinrich Kreft: Ökonomische und politische Kooperation in Lateinamerika: Der Anden-
pakt

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/90, S. 3 — 15

Als Reaktion auf wirtschaftliche Wachstumsprobleme wurde 1960 die lateinamerikanische Freihandels-
zone (ALALC) gegründet, um das bisherige Entwicklungsmodcll (importsubstituicrende Industrialisie-
rung) auf eine breitere Basis zu stellen. Da die ALALC sich nur zu einem lockeren Handcisverbund
entwickelte, schlossen sich die Andenstaaten Ende der sechziger Jahre zu einer subregionalen Gemein-
schaft zusammen, in der sie ihr Ziel, die Integration für die eigene Entwicklung zu instrumentalisieren,
verwirklichen wollten. Das Abkommen von Cartagena (Chile, Bolivien, Peru, Ekuador, Kolumbien;
Venezuela trat später hinzu) erwies sich mit seinem Schwerpunkt auf Industrieprogrammen und mit spe-
ziellen Maßnahmen für die ärmeren Mitglieder als relativ progressive Integrationsinitiative. (Auch in
Zentralamerika und der Karibik entstanden in den sechziger und siebziger Jahren regionale Zusammen-
schlüsse.) Die Anfangserfolge waren beachtlich Der intraregionale Handel wuchs beträchtlich. Doch
schon bald zeigte sich, daß das Programm zu ambitiös angelegt war. Es fehlte auch am politischen Willen
zur Integration. 1980/81 stürzte der Andenpakt im Zuge der weltweiten Rezession in eine schwere Krise.
Vertragsverletzungen häuften sich und im Jahre 1983 erreichte der intraregionale Handel einen schweren
Einbruch. Der Pakt stand vor seiner Auflösung. Erst zum Ende der achtziger Jahre konnten sich die
Mitgliedstaaten zu einer Modifizierung des Vertragswerks durchringen und mit einem weniger ambitiösen
Regelwerk einen neuen Anlauf unternehmen, der bis 1999 in einen gemeinsamen Markt münden soll.
Die achtziger Jahre gelten gemeinhin als verlorene Dekade für Lateinamerika. Geringe Wachstumsraten,
Rückgang des Pro-Kopf-Einkommens, hohe Inflationsraten und die Verschuldungskrise waren die Kenn-
zeichen. Angesichts der schwindenden Bedeutung Lateinamerikas in der heutigen Welt werden regionale
Zusammenschlüsse derzeit als letzte Zukunftschance betrachtet; doch ohne hohe Wachstumsraten bei
Investitionen, Produktion und der Schaffung von Arbeitsplätzen werden sich die Lebensverhältnisse für
große Teile der Bevölkerung auch in diesem Jahrzehnt weiter verschlechtern.

Günther Maihold: Demokratie mit erhobenen Händen? Militär und demokratischer
Wandel in Lateinamerika
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/90, S. 17 — 29

*
Die Demokratisierung der politischen Herrschaft in Lateinamerika in den achtziger Jahren ist nunmehr in
die Phase der Konsolidierung der neuen Demokratien eingetreten. Allerdings ist zur Analyse des Militärs
als politischer Akteur eine genauere Betrachtung der Entwicklung zur Demokratie angezeigt, da in diesem
Zeitraum die entscheidenden Weichenstellungen für die weitere Rolle der Streitkräfte im politischen Pro-
zeß stattfanden.
Da das Militär in Lateinamerika schon immer eine weitgehende Integration in die nationale Gesellschaft
aufwies, ist die Betrachtung der zivilen/militärischen Beziehungen entscheidend, um die von den Streit-
kräften ausgehandelten Sonderrechte zu verstehen. Sowohl in der Frage der Verletzung der Menschen-
rechte als auch bezüglich der Garantie der eigenen Interessen konnte sich das Militär gegenüber den
demokratischen Regierungen erfolgreich behaupten. Heute erleben wir vielfach schon wieder den Ver-
such, aufgegebene Positionen wiederzuerlangen, so daß die These, es habe sich beim Übergang zur
Demokratie auch um einen taktischen Rückzug des Militärs gehandelt, erhärtet wird.
Angesichts der Überlastung der demokratischen Regierungen mit ökonomischen Problemen, haben sie
keine systematische Militärpolitik entwickelt, sondern vor allem schnell einen modus vivendi mit dem
Militär gesucht, so daß die Binnenstruktur und die innere Organisation der Streitkräfte weitgehend unver-
ändert fortdauem konnte. Mit der Zuweisung neuer Funktionen an das Militär als Ordnungsmacht und im
Drogenkampf sind erste Schritte erfolgt, die es erneut zu einem dominanten politischen Akteur im poli-
tischen Leben Lateinamerikas werden lassen. Die zivile Kontrolle erweist sich damit eher als eine Ober-
flächenansicht, tatsächlich geraten trotz der früheren Diskreditierung des Militärs die Politiker Latein-
amerikas immer stärker in den Bannkreis militärischer Macht.



Clemens Rode: Der Friedensplan von Esquipulas und die Wahlen in Nicaragua. Ein Bei-
spiel der Lösung von Regionalkonflikten

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/90, S. 31—43

1987 haben die Präsidenten der fünf zentralamerikanischen Länder Costa Rica, Guatemala, Honduras,
Nicaragua und El Salvador einen Friedensplan entwickelt, der eigenständige politische Lösungen zu den
bewaffneten Konflikten der Region ermöglichen sollte. In Anwendung dieses Plans fanden Verhandlungen
zwischen der sandinistischen Regierung und der bewaffneten Contra-Bewegung statt, die zu einem Waf-
fenstillstand, nicht aber zum Ende des Krieges in Nicaragua führten. Weitere politische Konzessionen und
insbesondere das Vorzichen der Wahlen auf den Februar 1990 sollten das definitive Kriegsende herbei-
führen. Die Wahlen gingen mit dem Sieg einer aus 14 Parteien gebildeten Oppositionskoalition aus.
Es werden die wesentlichen Elemente des Friedensplans und seine Auswirkungen auf die Situation in
Nicaragua analysiert. Insbesondere werden die komplexen Verhandlungen zwischen Rebellenbewegung
und Regierung dargestellt. Dabei war auch zu berücksichtigen, daß die US-Regierung unter Präsident
Reagan in seinen beiden Amtszeiten der militärischen Option zur Beseitigung der sandinistischen Regie-
rung den Vorzug gab.
Um eine allgemeine Anerkennung des Wahlprozesses und des Wahlergebnisses zu erreichen, waren kom-
plizierte Abstimmungen zur Wahlgesetzgebung und -Überwachung notwendig. Der Zeitraum vor der Wahl
und der Wahlkampf wurden in bisher nicht gekanntem Maße von internationalen Beobachtermissionen
begleitet, die den Sieg der bürgerlichen Opposition über die bisherige Regierungspartei FSLN erlebten als
Ergebnis eines fairen und korrekten Wahlgangs.

Wilhelm Hofmeister: Chiles Weg zur Demokratie

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/90, S. 44—54

Mit den Wahlen vom 14. Dezember 1989 sowie dem Amtsantritt von Präsident Aylwin und der Wieder-
eröffnung des Parlaments am 11. März 1990 begann in Chile nach mehr als 16 Jahren Autoritarismus eine
Etappe des Übergangs zur Demokratie. Trotz des Regimewechsels bestehen in Verfassung, Gesetzgebung
und staatlichen Institutionen, in Wirtschaft und Gesellschaft autoritäre Strukturen fort, die erst in einem
längeren und umfassenden Reformprozeß zu überwinden sind. Von besonderer Bedeutung ist daneben die
Neudefinition des Verhältnisses zwischen ziviler Gesellschaft und Militärs sowie die Förderung von Wahr-
heit und Gerechtigkeit im Hinblick auf die Menschenrechtsverletzungen.
Der von dem Christlichen Demokraten Patricio Aylwin angeführten und sich auf ein breites Bündnis
ehemaliger Oppositionsparteien stützenden Regierung scheint es zu gelingen, die komplexen Probleme zu
lösen. Die politische Vorherrschaft der Regierung vor den Militärs ist durchgesetzt; hinsichtlich der Men-
schenrechtsverletzungen wird die Versöhnung zwischen den Chilenen angestrebt; das Festhalten an den
Grundsätzen der bisherigen Wirtschaftspolitik wird von maßvollen Sozialprogrammen ergänzt. Auch wenn
die Regierungskoalition im Senat keine Mehrheit hat, was die Verabschiedung von Reformgesetzen
erschwert, überwiegt auf Seiten der politischen und gesellschaftlichen Akteure eine Haltung zugunsten von
Konsens und Kompromiß. Auf dieser Grundlage wird die Anpassung der politischen Institutionalisierung
an die Partizipationserwartungen der gesellschaftlichen Gruppen und damit insgesamt eine Konsolidierung
der Demokratie in Chile möglich sein.
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